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Editorial
von Jürgen Wagner

Im Schwerpunkt dieser Ausgabe spannen wir einen recht 
großen Bogen, in dem sich der Großteil der Beiträge des 
letzten IMI-Kongresses „Militärrepublik? Verweigern!“ 
findet. Die Erhöhungen des Militärhaushaltes und deren 
Auswirkungen auf die Kommunen werden dabei ebenso 
adressiert wie die europäische Aufrüstungsebene. Der 
Umstellung auf eine Kriegswirtschaft und den Orten der 
Aufrüstung (insbesondere Osnabrück und im Magazinteil 
Berlin) sind ebenso mehrere Artikel gewidmet wie der 
Militarisierung im Inland – Stichwort: Operationsplan 
Deutschland. Außerdem beschäftigen wir uns mit der Re-
pression gegen palästinasolidarische Stimmen. Weitere 
Beiträge thematisieren den Neuen Wehrdienst und die 
Rolle der Medien. Damit hoffen wir einen, wenn auch na-
türlich nicht vollständigen, Überblick über die aktuellen 
Entwicklungen in Richtung Militärrepublik zu geben. Die 
Notwendigkeit, sich dieser Entwicklung entgegenzustel-
len, wird ebenfalls in vielen Beiträgen adressiert, zum 
Beispiel bei der Beschreibung des Bündnisses „Stop Re-
arm Europe!“ oder den Aktivitäten gegen den Neuen 
Wehrdienst. 

Das alles spielt sich vor dem Hintergrund tiefgreifen-
der Umwälzungen der internationalen Beziehungen ab. In 
deren Zentrum stehen die USA unter Donald Trump, die 
mit ihrem Angriff auf Venezuela ihrem erklärten An-
spruch, in der westlichen Hemisphäre schalten und walten 
zu können, wie es ihnen beliebt, brutal Geltung verschaff-
ten („Donroe-Doktrin“). Während man hierzulande dem 
Vorgehen gegenüber Venezuela recht kalt gegenüberstand 
und den klaren US-Völkerrechtsbruch als „komplex“ 
(Friedrich Merz) abtat, sah das im Falle der US-Annexi-
onsdrohungen gegenüber Grönland gleich ganz anders 
aus. Und in der Tat suchen die US-Drohungen gegenüber 
Grönland innerhalb der NATO bislang ihresgleichen. Die 
vorgeschobene russische und chinesische Bedrohung hat 
nichts mit den eigentlichen Begehrlichkeiten zu tun, die 
aus einem Mix aus Trumpscher Egomanie, Rohstoffinter-
essen und dergleichen bestehen. Überaus problematisch 
ist dabei, dass die Konflikte um Grönland und darüber 
hinaus in Europa – und hier wiederum unter deutschen 
Führungsansprüchen – als Anlass genommen werden, um 
den aktuellen Aufrüstungskurs noch weiter zu forcieren. 

Die diesjährige Münchner Sicherheitskonferenz und ins-
besondere die Eröffnungsrede von Kanzler Friedrich 
Merz lieferten hierfür einmal mehr die Bühne ab. In der 
Welt der Großmächte, in der laut Merz einzig die „Spra-
che der Machtpolitik“ zähle, will man nun eben auch laut-
stark mitreden.

Allerdings läuft dabei der Rüstungsmotor unterschied-
lich rund: So ist das deutsch-französische Luftkampfsys-
tem (engl. FCAS), das einst als Schlüsselprojekt auf dem 
Weg zu einem verdichteten europäischen Rüstungskom-
plex galt, schwer ins Trudeln geraten. Auf der anderen 
Seite aber stellt die Anschaffung von Kamikazedrohnen 
(„Loitering Munition“) einen wichtigen Meilenstein auf 
dem Weg zur automatisierten Kriegsführung dar. An die-
ser Stelle sei dabei nicht nur auf den Artikel dazu in dieser 
Ausgabe, sondern auch auf die IMI-Analyse „Im Griff des 
Risikokapitals? Wie Deutschland lernte, die Kamikaze-
drohnen zu lieben“ verwiesen, die uns leider erst kurz 
nach Redaktionsschluss erreichte, aber auf der Internet-
seite der Informationsstelle Militarisierung zu finden ist. 

All diese Entwicklungen stellen die antimilitaristische 
Bewegung vor große Herausforderungen, einige davon 
werden in einem weiteren Beitrag in dieser Ausgabe dis-
kutiert. Dass sich auch die Evangelische Kirche in 
Deutschland stramm hinter die Zeitenwende stellt, macht 
es leider auch nicht besser und umso notwendiger, sich 
auch mit dieser Entwicklung zu beschäftigen. Und bei all 
dem ist es wichtig, die im medialen Mainstream weitge-
hend ausgeblendeten Konflikte nicht aus dem Blick zu 
verlieren, weshalb sich ein ausführlicher Beitrag mit dem 
Sudan beschäftigt. Erst kürzlich wies der „Krisenreport“ 
der Hilfsorganisation Care darauf hin, dass allein in den 
Ländern mit den zehn humanitären Katastrophen, über 
die global 2025 am wenigsten berichtet worden sei, 43 
Millionen Menschen ums Leben kämpfen. Dies sei auch 
die Folge von Kürzungen oder interessengeleiteten Neu-
ausrichtungen der westlichen Entwicklungshilfe in Zeiten 
der Zeitenwende, so Care. Auch so befeuert die hiesige 
Aufrüstungspolitik Konflikte und schafft damit den „Be-
darf“ – vorausgesetzt, es werden dabei „relevante“ Inter-
essen verletzt – im Extremfall wieder militärisch interve-
nieren zu „müssen“.



4

Dieser Artikel beginnt anders als sonst Artikel beginnen, 
weil ich mit ihm eine wichtige Message verbinden will: 
Achtung, diese Republik ist auf dem Weg in eine Militär-
republik! Ein wesentliches Instrument dabei ist der Bun-
deshaushalt, und wie die Gelder dort ausgegeben werden. 
Deshalb die zentrale Aussage dieses Artikels zu Beginn: 
Mit dem Bundeshaushalt 2026 gibt die Bundesregierung 
ein Viertel (!) des Gesamthaushaltes für Militär und Rüs-
tung aus. Bis zum Jahr 2029 soll es mindestens ein Drittel 
(!) des Gesamthaushaltes des Bundes sein, das in die Bun-
deswehr oder in Rüstungsprojekte fließt.

Diese Haushaltszahlen halte ich für skandalös. Und ich 
wundere mich, nein, ich ärgere mich, dass dies in der öf-
fentlichen Debatte kaum eine Rolle spielt. Dies hat auch 
einen Grund darin, dass sich die meisten politischen Ak-
teure einig sind, dass nun aufgerüstet werden müsse. Bei 
den Parteien geht die Aufrüstungskoalition von AfD über 
CDU/CSU, FDP, Grüne bis zur SPD, aber auch wichtige 
gesellschaftliche Akteure wie die (Führungen von) Kir-
chen und Gewerkschaften tragen im Kern den Aufrüs-
tungskurs mit. Und die, die Aufrüstung nicht in der jetzi-
gen exorbitanten Form wollen, wie die Partei DIE LINKE 
oder Teile der Gewerkschaften, machen immer mal wie-
der, aber nicht zentral, eher leise Anmerkungen, dass das 
nun doch etwas arg viel sei mit den ganzen Milliarden für 
Rüstung und Militär. Eine grundsätzliche Kritik – und erst 
recht eine Gegenbewegung gegen den Aufrüstungswahn 
– fehlt bisher. Die folgenden zusammengestellten Zahlen 
sollen eine Grundlage sein für eine Argumentation, die 
diese Aufrüstung grundsätzlich ablehnt.

Begründungsnarra�v der Militärrepublik

Vor den Zahlen allerdings noch eine Anmerkung zum 
„Begründungsnarrativ“ für den Aufrüstungskurs: Es heißt 
immer wieder dieses Land sei bedroht und es drohe ein 
konkreter Krieg, Russland werde die NATO ca. 2029 an-
greifen. Interessant ist, dass die gesellschaftliche und ver-
öffentlichte Debatte sich schwerpunktmäßig um das Be-
gründungsnarrativ und/oder den Ukrainekrieg dreht, we-
niger um die konkreten Veränderungen der Gesellschaft 

hin zur „Kriegstüchtigkeit“ durch die „Zeitenwende“. 
Russland hat zweifelsohne die Ukraine völkerrechtswid-
rig angegriffen. Doch ob damit die umfassende Militari-
sierung der hiesigen Gesellschaft, die „Kriegstüchtig-
keit“, die Kriegsvorbereitung begründbar ist, bezweifele 
ich. Es ist und bleibt eine steile Behauptung, dass 2029 
Russland einen NATO-Staat angreift. Wahrscheinlich hat 
die Plaudertasche Prof. Carlo Masala von der Bundes-
wehr-Universität München recht: „Haben Sie das Nato-
Papier lesen können? Carlo Masala: Nein, niemand hat es 
lesen können. Ohnehin wird die Zahl 2029 von Politikern 
strategisch genutzt. Sie müssen sagen, dass Russland 
2029 einen Krieg führen könnte, um die Menschen auf 
höhere Verteidigungsmaßnahmen einzustimmen. ZEIT: 
Glauben Sie, Russland greift Deutschland an? Masala: 
Ein russischer Einmarsch in Deutschland ist für mich aus-
geschlossen. Ein Angriff auf europäisches Gebiet wäre 
für Russland derzeit und in den nächsten Jahren zu ris-
kant.“1

Ich gehe noch einen Schritt weiter: Es ist den Regieren-
den ganz recht, dass über das Begründungsnarrativ disku-
tiert wird und nicht über die konkrete jetzt laufende Mili-
tarisierung der bundesdeutschen Gesellschaft, die jeden 
und jede betreffen wird, weil sie diese Debatte nämlich 
nicht gewinnen würden. Spätestens jetzt, mit der nun be-
schlossenen alsbaldigen Einführung der Wehrpflicht, 
wächst der gesellschaftliche Gegenwind erfreulicherwei-
se, auch wenn er noch stärker werden muss.

Also: Diese Gesellschaft wird grundlegend umgebaut, 
wir sind auf dem Weg in eine Militärrepublik: „Der Koa-
litionsvertrag von CDU/CSU und SPD 2025 ist ein Auf-
rüstungs-Koalitionsvertrag, viele gesellschaftliche Berei-
che sollen militärisch nutzbar und durchsetzt werden. Das 
Infrastruktur-Investitionspaket, dessen Gelder auch nach 
militärischen Kriterien vergeben werden sollen und das 
hunderte Milliarden starke Aufrüstungsfinanzpaket sind 
strukturbestimmend. Die Bundesrepublik ist unter der 
Merz-Klingbeil-Regierung auf dem Weg in eine Militär-
republik.“ Diesen Begriff „Militärrepublik“ haben Jürgen 
Wagner und ich erstmals benutzt, als wir eine Stellung-
nahme zum Koalitionsvertrag geschrieben haben.2

Auf dem Weg in die Militärrepublik 
Der Bundeshaushalt 2026 als wesentlicher Schri� dorthin

von Tobias Pflüger
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Militärisches Infrastrukturpaket

Und damit kommen wir zur zentralen Entscheidung die-
ser Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD, die sie sich 
noch vom alten Bundestag mit den Stimmen von CDU/C-
SU, SPD und Grünen per 2/3 Mehrheit hat absegnen las-
sen: die beiden hunderte von Milliarden schweren Fi-
nanzpakete, das so genannte Infrastrukturprogramm mit 
500 Milliarden Euro und ein zweites Paket, das nach oben 
offen ist, mit dem die Bundeswehr alles bekommen soll, 
was sie angeblich braucht, „whatever it takes“, wie Bun-
deskanzler Friedrich Merz es formuliert hat.

Die Gelder des so genannten Infrastrukturpakets wer-
den auch nach militärischen Kriterien vergeben. Das hat 
der damalige Minister Volker Wissing klar formuliert und 
wird nun 2026 konkret umgesetzt. „Infrastrukturinvestiti-
onen sind wichtig für unsere Sicherheit. […] Wir reden 
über Infrastruktur, bei der Straße und auch bei der Schie-
ne, die wir zur Verteidigung unseres Landes brauchen. 
[…] Wenn die Nato Truppen bewegt, benötigt sie häufig 
deutsche Straßen und Schienen. […] Wir sind das Land 
im Herzen Europas, das am meisten Transitverkehr hat, 
dafür brauchen wir funktionierende Infrastrukturen.“3

 Inzwischen werden die Gelder aus dem Infrastruktur-
programm – auch an Länder und Kommunen – ausge-
schüttet und einzelne Infrastrukturprojekte damit finan-
ziert. Und dabei spielen militärische Kriterien eine we-
sentliche Rolle. Bernd Wientjes schreibt in der Rhein-Zei-
tung über das Infrastruktur-Sondervermögen von 500 Mil-
liarden Euro: „Was dabei häufig übersehen wird: Das Geld 
ist nicht nur für Infrastruktur, sondern auch für Verteidi-
gung vorgesehen. Im Kern geht es darum, dass Bundes-
straßen, Autobahnen und Brücken fit gemacht werden sol-
len – für Truppentransporte. Die Verteidigungsfähigkeit 
und Aufrüstungspläne Deutschlands prägen mittlerweile 
die Verkehrspolitik.“ Ein Beispiel dafür sei der das Leip-
ziger Urteil zum A1-Lückenschluss, da die Autobahn an 
einer der im Operationsplan Deutschland ausgewiesenen 
zentralen Aufmarschrouten liege. Auch der Bau der 200 
Kilometer langen Küstenautobahn A20 sei vom schleswig-
holsteinischen Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) 
als unerlässlich für die Verteidigungsfähigkeit Deutsch-
lands bezeichnet worden. Die Maßnahmen seien Teil des 
europaweiten Projektes „Military Mobility“, bei dem die 
Infrastruktur großangelegt kriegstauglich gemacht werde.4

Dies ist nur ein Beispiel, viele weitere werden folgen.

Der Militärhaushalt der Militärrepublik

Nun zum konkreten Haushalt 2026. Die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion schreibt: „Über die Jahre hinweg sollen 
bis 2029 rund 600 Milliarden Euro für die Verteidigung 
ausgegeben werden. Davon kommen 450 Milliarden aus 
der Sondererlaubnis für Rüstungsinvestitionen.“5 Dies ist 
sachlich zutreffend. Doch wie teilen sich diese Gelder 
über die Jahre auf?

Die Bundesregierung selbst teilt die wesentlichen Zah-
len in einem öffentlich zugänglichen Dokument mit, dem 
Finanzplan 2025 bis 2029. Darin heißt es: „Die Grundge-
setzänderung (BGBl. 2025 I Nr. 94 vom 24.03.2025) [da-
mit sind die beiden Finanzpakete gemeint] ebnet hierbei 
den Weg für eine massive Stärkung der Verteidigungsfä-
higkeit. Die Bundesregierung plant mit dem Haushalt 
2026 insgesamt Verteidigungsausgaben in Höhe von ins-
gesamt rd. 128 Mrd. € (Einzelplan 14, im Einzelplan 60 
etatisierte Ertüchtigungsinitiative der Bundesregierung, 
verteidigungsbezogenen Ausgaben weiterer Einzelpläne 
sowie Sondervermögen Bundeswehr). Dies entspricht für 
das Jahr 2026 einer NATO-Quote von 2,83 % des BIP. 
Der sich anschließende Aufwuchspfad sieht im Jahr 2029 
rd. 176 Mrd. € für Verteidigungszwecke vor. Dies entsprä-
che auf Grundlage der gegenwärtig verfügbaren Zahlen 
einer NATO-Quote von rd. 3,56 % des BIP.“6

Korrekt beschreibt die Bundesregierung im Finanzplan 
die Ausgaben nach NATO-Kriterien, die alle militäri-
schen Ausgaben im Bundeshaushalt zusammenfassen und 
in dieser Form dann an die NATO gemeldet werden. 
Wenn diese zusätzlichen Ausgaben „vergessen“ werden, 
kommt eine deutlich niedrigere Zahl heraus, die ebenfalls 
häufig in den Medien anzutreffen ist. So heißt es in einer 
Mitteilung des Bundestages: „Deutschlands Verteidi-
gungsausgaben sollen im kommenden Jahr auf 108,2 Mil-
liarden Euro und damit auf einen erneuten Höchststand 
seit Ende des Kalten Krieges steigen. Nach dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Entwurf für den Bundes-
haushalt 2026 (21/600) sind im regulären Wehretat (Ein-
zelplan 14) Ausgaben von 82,69 Milliarden Euro einge-
plant, weitere Ausgaben von 25,51 Milliarden Euro sollen 
aus dem Sondervermögen Bundeswehr finanziert wer-
den.“7

Interessant auch, wofür die Milliarden des Militärhaus-
haltes im Einzelnen ausgegeben werden: Dazu schreibt 
der Bundestag: „Am stärksten profitieren von den stei-
genden Verteidigungsausgaben sollen die militärische Be-
schaffung der Bundeswehr mit einem Ausgabenvolumen 
von insgesamt 47,88 Milliarden Euro. Aus dem Einzel-
plan 14 sollen 22,37 Milliarden Euro und aus dem Son-
dervermögen weitere 25,51 Milliarden Euro zur Verfü-
gung gestellt werden. Im laufenden Jahr plant der Bund 
mit Ausgaben von insgesamt 32,3 Milliarden Euro für mi-
litärische Beschaffungen. Allein 12,67 Milliarden Euro 
sind im regulären Wehretat 2026 und 2,13 Milliarden 
Euro aus dem Sondervermögen für die Beschaffung von 
Munition eingeplant. Weitere Ausgaben von 7,56 Milliar-
den Euro sind für den Erhalt des vorhandenen Materials 
(2025: 6,8 Milliarden Euro) und 1,58 Milliarden Euro für 
Wehrforschung, Entwicklung und Erprobung (2025: 1,19 
Milliarden Euro) veranschlagt. Zur Deckung der Perso-
nalausgaben der Streitkräfte (Soldaten und Zivilangestell-
te) sollen 24,71 Milliarden Euro bewilligt werden, 823 
Millionen Euro mehr als 2025. Für die Unterbringung der 
Soldaten, den Betrieb und Erhalt von Kasernen und Anla-
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gen sind Ausgaben von 11,31 Milliarden Euro vorgese-
hen, 1,52 Milliarden Euro mehr als im laufenden Jahr.“8

Dies sind jeweils die Ausgaben im reinen Einzelplan 
14, dazu kommen noch die weiteren Ausgaben zum Bei-
spiel im Verfügungshaushalt Einzelplan 60, in dem u.a. 
die Ausgaben im Rahmen der EU- Militärpolitik verplant 
sind. Der Abbildung hier ist der Anstieg des bundesdeut-
schen Militärhaushaltes von 2015 (35,9 Mrd. Euro) bis 
2029 (176 Mrd. Euro), einschließlich des (ersten) inzwi-
schen vollständig verplanten Bundeswehr-Sondervermö-
gens von 100 Mrd. Euro sowie der Ausgaben nach NA-
TO-Kriterien (oben) sowie die Entwicklung der Anteile 
des Militärhaushaltes am Gesamthaushalt des Bundes in 
Prozent (unten) zu entnehmen. 

Fazit

Politisch zusammengefasst: Die bundesdeutschen Mili-
tärausgaben 2026 sind exorbitant hoch. Dies muss drin-

gend mehr thematisiert werden! Zeitgleich mit der derzei-
tigen Hochrüstung gibt es ein Sparprogramm, das zuerst 
bei Sozialem und den Kommunen ansetzt.

Anmerkungen
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Olaf Scholz rief die militaristische „Zeitenwende“ aus 
und Boris Pistorius forderte deutsche „Kriegstüchtigkeit“ 
bis 2029. Im Gegensatz zu manch anderen politischen 
Slogans entfalten diese Schlagwörter eine weitreichende 
gesellschaftliche Dynamik, deren Konsequenzen kaum 
überschätzt werden können. Die Politik der Angst führt zu 
einem militärischen Automatismus. Der damals noch de-
signierte Kanzler Friedrich Merz forderte Anfang März 
2025, unbegrenzt ins Militär zu investieren. „Whatever it 
takes“ als Maxime ermöglicht es vielleicht, Deutschland 
„konventionell zur stärksten Armee Europas“1 zu ma-
chen, wie es Merz dann als Kanzler formulierte. Neben 
den geopolitischen Konsequenzen hat dies jedoch auch 
massive innenpolitische Auswirkungen. Auf einige dieser 
Folgen soll in diesem Artikel eingegangen werden, wobei 
der Schwerpunkt hier auf die Situation in den Kommunen 
gelegt werden soll.

Finanzpoli�sche Schieflage

Kommunen sind strukturell unterfinanziert. Das ist nichts 
Neues, aber momentan spitzt sich die Lage drastisch zu. 
Kommunen erhalten 14% der Steuereinnahmen, aber sie 
müssen 25% der öffentlichen Ausgaben stemmen. Trotz 
anderslautender Sonntagsreden wird diese Schieflage po-
litisch weitgehend ignoriert. Kommunen sind verantwort-
lich für Schulen, Kitas, Krankenhäuser und vieles mehr. 
Kommunen sind aber auch ein Wirtschaftsmotor. Sie ha-
ben mit 41% den größten Anteil an öffentlichen Investiti-
onen und wenn es um öffentliche Bauten geht, liegt ihr 
Anteil sogar bei 59%. Wenn dieser Motor nicht rund läuft, 
regnet es in die Schulen, dann fehlt den Kitas das Perso-
nal, weil die Arbeitsbedingungen zu schlecht sind, und 
wenn die Defizite von Krankenhäusern nicht mehr aufge-
fangen werden können, dann werden diese geschlossen. 
Auf den Zustand von Verkehrsinfrastruktur wie Brücken 
und Straßen werde ich im Verlauf des Artikels noch näher 
eingehen. Der öffentlich-rechtliche Informationskanal 
BR24 beschreibt die Finanzlage der Kommunen treffend 
mit den Worten: „So trostlos war es noch nie“.2

Kommunen erhalten Anteile an den Gemeinschafts-
steuern. Ihr Anteil an der Lohn- und Einkommenssteuer 
liegt bei 15%, der Anteil an der Umsatzsteuer bei 3,7% 
und der Anteil an der Abgeltungssteuer 12%. Dazu kom-
men kommunale Steuern wie Grund- oder Gewerbesteu-
ern. Diese eigenen Einnahmequellen decken aber zumeist 
nur etwa ein Viertel der laufenden Ausgaben ab und müs-
sen deswegen durch Zuweisungen der Länder ergänzt 
werden, die wiederum nicht in ausreichender Höhe flie-
ßen. Die Länder ihrerseits verweisen auf den Bund und 
die zu knappen Mittel im Rahmen des Bund-Länderaus-
gleichs. Die aktuell beschlossenen politischen Prioritäten 
geben wenig Hoffnung auf eine Verbesserung der Situati-
on. Durch die angepeilte Erreichung des NATO-Ziels von 
Militärausgaben in Höhe von 5% der Wirtschaftsleistung 
Deutschlands wird der finanzielle Spielraum noch einmal 
deutlich schrumpfen. In der öffentlichen Diskussion wird 
häufig übersehen, dass 5% des BIP keine vernachlässig-
bare Größe darstellen, sondern 40% bis 50% des Bundes-
haushalts verschlingen werden. Um diese enormen Mehr-
kosten aufzufangen, müssten die Haushalte für Gesund-
heit, für Verkehr, für Forschung und für Entwicklung auf 
null gesetzt werden und es würde immer noch nicht aus-
reichen. Der einzige Bundeshaushalt, dessen Volumen 
eine hinreichende Größenordnung hat, ist der Haushalt 
für Arbeit und Soziales. Genau in diesem Kontext müssen 
die massiven politischen Angriffe auf Rente, auf Arbeits-
zeiten und auf andere Sozialleistungen gesehen werden. 
Hier soll der Boden bereitet werden für einen drastischen 
Kahlschlag der sozialen Leistungen. Ein so grundlegen-
der Eingriff in die sozialen Leistungen wird das Zusam-
menleben der Menschen massiv beeinflussen, es wird die 
Aufgaben der Kommunen vor Ort vergrößern, während 
sich die kommunalen finanziellen Spielräume verringern. 

Poli�sche Signale für Rüstungsindustrie stehen 
auf Grün

Seitens der Bundesregierung ist geplant, dass 3,5% des 
BIP direkt in die Finanzierung des Militärs fließen sollen, 
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während weitere 1,5% für die Kosten militärisch relevan-
ter Infrastruktur geplant sind. Profitiert davon auch das zi-
vile Leben? Ja – aber nur als Nebenaspekt, denn die Prio-
ritäten werden durchs Militär bestimmt. 

Der Handlungsspielraum im öffentlichen zivilen Raum 
schwindet ganz besonders bei den Kommunen. Wie be-
reits beschrieben sind ihre Möglichkeiten, Einnahmen zu 
generieren, begrenzt. Kommunen sind dadurch abhängig 
von der gesamtpolitischen Lage und der allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung. Steigt die Arbeitslosenquote, 
dann sinken die Einnahmen und die Aufgaben wachsen, 
dass gleiche gilt für die konjunkturelle Entwicklung. 

Bundespolitische Prioritäten sind zugleich politische 
Signale, die weitreichende ökonomische Konsequenzen 
haben. So gibt es gerade bei der Automobilindustrie und 
deren Zulieferbetrieben zahlreiche Versuche, von dem lu-
krativen Rüstungssektor zu profitieren. (Re-)Konversion 
von ziviler zu militärischer Produktion nimmt umso mehr 
zu, je mehr die zur Verfügung stehenden Mittel im Militä-
rhaushalt, dem sogenannten Einzelplan 14, ansteigen. Ein 
prominentes Beispiel ist Cellforce, die Batterietochter 
von Porsche. In der Nähe von Reutlingen hatte Porsche 
eine Milliarde in den Aufbau (Grunderwerb, Planung, 
Personal und Erstellung der Gebäude) einer Forschungs- 
und Produktionsanlage für Elektrobatterien investiert. 
Doch aufgrund der ökonomischen und politischen Rah-
menbedingungen erwies sich die Gewinnmarge als zu ge-
ring und das Unternehmen informierte im August 2025 
seine Belegschaft über die Schließung des gerade erst fer-
tiggestellten Werks. Im gleichen Monat gab die Porsche-
Holding bekannt, dass sie plane, zukünftig stärker in den 
Rüstungsbereich zu investieren. Im Angesicht des verlo-
ckenden Aufrüstungsprogramms der Bundesregierung 
scheint es vielen Unternehmen gewinnbringender, auf 
Rüstungsproduktion zu setzen, als in Innovation und Pro-
duktion im zivilen Bereich zu investieren, wo die Ge-
winnaussichten geringer sind. Porsche ist kein Einzelfall. 
Unternehmen wie Deutz oder Renault setzen auf Gewinne 
aus der Aufrüstung. Zudem fließt auch immer mehr Risi-
kokapital in die Rüstungswirtschaft.

Sackgasse Rüstungsinves��onen

Der Schwenk zur Rüstungsproduktion ist für manche 
strauchelnde Betriebe ein ökonomischer Notausgang. Die 
Menge der dort generierten Arbeitsplätze kann aber bei 
weitem nicht mithalten mit dem, was bei vergleichbaren 
öffentlichen Investitionen in anderen Bereichen generiert 
werden könnte. Betriebswirtschaftlich funktioniert die 
(Re-)Konversion für einzelne Vorzeigeunternehmen. Ge-
samtgesellschaftlich ist dies allerdings eine Sackgasse. 
Rüstungsinvestitionen sind im wahrsten Sinn des Wortes 
tote Investitionen. Das Beste, was mit Rüstung geschehen 
kann, ist, dass sie nicht eingesetzt wird. Wenn Rüstung 
eingesetzt wird, dann produziert sie keinen Mehrwert, 
sondern Zerstörung. 

Eine Studie der Universität Mannheim kommt zu dem 
Ergebnis: „Der sogenannte Fiskalmultiplikator, der misst, 
wie stark zusätzliche Staatsausgaben das Bruttoinlands-
produkt erhöhen, liegt bei Militärausgaben in Deutsch-
land bei maximal 0,5.“3 Im Gegensatz dazu könnten bei 
Investitionen in öffentliche Infrastruktur wie Schulen, Ki-
tas oder ähnliches Multiplikatoreneffekte in der Größen-
ordnung von 2 oder 3 erwartet werden. Volkswirtschaft-
lich gesehen sind Rüstungsinvestitionen also eher ein 
Hemmschuh für die ökonomische Entwicklung. Auch als 
Jobmotor wird die Rüstungsindustrie deutlich über-
schätzt. So erklärt Baden-Württembergs IG-Metall-Che-
fin Barbara Resch: „Ich halte es für illusorisch, dass dieser 
Aufbau den Abbau in der Automobilindustrie auffangen 
kann, denn die beiden Branchen sind von ihrer Größen-
ordnung sehr verschieden.“4

Hinzu kommt, dass Rüstung schon in der Produktion 
und später dann bei Erprobung und Manövern – und erst 
recht im Kriegseinsatz – verheerende ökologische Konse-
quenzen nach sich zieht.

Rüstungsproduktion ist zentral für militärische Strate-
gien, deswegen werden wirtschaftliche Akteure systema-
tisch einbezogen. Besonders aktiv ist hierbei die Indus-
trie- und Handelskammer (IHK), die Unternehmen bei 
der Umstellung auf Rüstungsproduktion unterstützt und 
Informationsangebote zur Teilnahme an Vergabeverfah-
ren für Rüstungsaufträge des Bundes, der EU oder der 
NATO bereitstellt. Für Beschäftigte hat eine Umstellung 
der Produktion von zivil auf militärisch weitreichende 
Konsequenzen: Unternehmen, die in die Rüstungspro-
duktion einsteigen, unterliegen Geheimschutzvorgaben, 
die geheimdienstliche Überprüfungen der Mitarbeitenden 
einschließen. Diese Verfahren wirken sich für politisch 
aktive Personen oder Menschen mit Migrationsgeschichte 
diskriminierend aus und verstärken rassistische Aus-
schlussmechanismen. Zugleich wird die informationelle 
Selbstbestimmung der Beschäftigten erheblich einge-
schränkt. Belegschaften sind solchen Entwicklungen je-
doch nicht machtlos ausgeliefert. Die Informationsstelle 
Militarisierung (IMI) hat eine Broschüre mit dem Titel 
„Den Betrieb entrüsten – Aktiv gegen Kriegstüchtigkeit“5

veröffentlicht. In dieser werden Handlungshilfen für Be-
triebsräte und gewerkschaftliche Vertrauensleute für den 
Fall einer Umstrukturierung ihres Betriebes erläutert. 

Kommunaler Kollaps

Von den neuen Rüstungsmilliarden ist kein relevanter Im-
puls zur Sanierung der Wirtschaft und auch nicht der 
Kommunen zu erwarten. Vereinzelte Gewerbesteuerein-
nahmen bei Rüstungsunternehmen gleichen die finanziel-
le Schieflage bei weitem nicht aus. Wie oben bereits er-
wähnt, ist die Lage dramatisch. Selbst die Bertelsmann 
Stiftung konstatiert schon für 2024: „Größtes Defizit in 
der Geschichte der Bundesrepublik“.6 Im Jahr 2025 folgt 
ein noch weitergehendes Rekorddefizit. Der Präsident 
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Landrat Dr. Achim Brötel fordert angesichts der „drama-
tischen strukturellen Schieflage der Kommunalfinanzen“ 
eine Reaktion von Bund und Ländern: „nicht morgen und 
schon gar nicht übermorgen, sondern heute.“7

Leider gibt es zurzeit kaum Aussicht auf Besserung der 
Lage. Die Kommunen bluten strukturell weiter aus. Der 
Bund verweist gerne auf das Sondervermögen Infrastruk-
tur. Im Rahmen dieses Programms werden 100 Milliarden 
zur Verfügung gestellt – auch für Kommunen. Bevor man 
dessen Wirksamkeit beurteilt, lohnt sich ein Blick auf den 
Investitionsstau bei öffentlichen Gebäuden und bei der 
Verkehrsinfrastruktur. Schulen mit undichten Dächern, 
Kitas mit feuchten Wänden, Sportstätten ohne funktionie-
rende Sanitäranlagen, marode Brücken und Straßen sind 
nur einige Beispiele, mit denen die Bevölkerung im All-
tag konfrontiert ist. Konservativ gerechnet würden zur 
Beseitigung des Investitionsstaus 216 Milliarden Euro8

benötigt und jedes Jahr kommen weitere Sanierungsbe-
darfe hinzu. Die 100 Mrd. aus dem Infrastrukturpro-
gramm werden über einen Zeitraum von 12 Jahren ausbe-
zahlt. Es wird zwar einiges saniert werden, doch die Mit-
tel reichen bei Weitem nicht – selbst für relativ reiche 
Bundesländer wie Bayern und Baden-Württemberg.

Noch mehr als fehlende Investitionsmittel belastet die 
Kommunen das strukturelle Defizit in ihren Kernhaushal-
ten. Diesem Defizit wird in vielen Kommunen mit Perso-
nalabbau begegnet. Doch all die Investitionen, die abge-
wickelt werden sollen, müssen ja von irgendwelchen Per-
sonen geplant und umgesetzt werden und Anliegen aus 
der Bevölkerung sollten zeitnah erledigt werden. In ande-
ren Worten: Selbst bei noch weiterwachsenden Infrastruk-
tur- und Investitionsmitteln bliebe die strukturelle Unter-
finanzierung bestehen. Der politische Druck auf eine Sen-
kung von sozialen Leistungen und eine Senkung von 
Standards – wie beim Betreuungsschlüssel in Kitas – 
wächst weiter. 

Ziviler versus militärischer Mobilitätsbedarf

Perspektivisch sollen die meisten Sondermittel für Inves-
titionen als Teil der anfangs erwähnten 1,5% des BIP im 

NATO-Ausgabenziel vor allem in den Ausbau und die Sa-
nierung von Verkehrsinfrastruktur fließen. Bei der Festle-
gung der Prioritäten stehen militärische Notwendigkeiten 
deutlich über dem zivilen Bedarf.

Im Rahmen der Konzeption der Bundeswehr (2018) 
beschreibt sich Deutschland als „strategische Drehschei-
be im Zentrum Europas“: „Die Handlungsfähigkeit des 
NATO-Bündnisses und der EU beruht auch auf Deutsch-
lands Aufgabenerfüllung als Host Nation, als Transitland 
für die Verlegung von Kräften an die Grenzen des Bünd-
nisgebietes und im rückwärtigen Einsatzgebiet.“9

Um die Drehscheibenfunktion wahrnehmen zu kön-
nen, ist eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur auf 
den Transitstrecken nötig. In diese Autobahn- oder Schie-
nenverbindungen wird in den nächsten Jahren prioritär in-
vestiert werden. Die Autobahnbrücken sollen schließlich 
nicht bei der Nutzung durch Panzerkolonnen zusammen-
brechen. Das gleiche gilt für Verladestationen von Schie-
ne zu Straße oder für strategisch wichtige Häfen. 

Zivile Mobilität unterscheidet sich grundlegend von 
militärischer. Während das Militär möglichst direkt durch 
Deutschland Richtung Osten transportiert werden soll, 
bewegt sich zivile Mobilität sternförmig hin zu und weg 
von Zentren. Pendlerinnen und Pendler, Schülerinnen und 
Schüler, Patientinnen und Patienten, sie alle sind auf 
funktionierende regionale Verkehrsinfrastruktur angewie-
sen. In anderen Worten: die militärischen Infrastruktur-
pläne gehen am Alltagsbedarf großer Teile der Bevölke-
rung vorbei.

Zivile Unterstützung fürs Militär

In den letzten Jahrzehnten inszenierte sich die Bundes-
wehr gerne als Helferin in der Not, egal ob bei Hochwas-
ser oder zur Unterstützung in Pflegeheimen während der 
Corona-Krise. Diese Darstellung implizierte, dass die mi-
litärischen Strukturen der gesamten Bevölkerung zugute-
kämen. 

Inzwischen lässt sich jedoch eine grundlegende Ver-
schiebung beobachten. Nicht mehr das Militär soll nun 
das zivile Leben unterstützen, sondern umgekehrt wird 

Bilder von den 
Protesten gegen 
kommunale Kürzungen 
in Tübingen 2026.
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das Zivile zunehmend funktional in militärische Zielset-
zungen eingebunden. Zentrale Mechanismen dieser Ent-
wicklung werden im sogenannte Operationsplan Deutsch-
land (OPLAN DEU) festgeschrieben. Auch wenn der 
Plan selbst nicht öffentlich zugänglich ist, wird seine 
Stoßrichtung im Grünbuch ZMZ 4.010 sowie in öffentlich 
verbreiteten Informations- und Werbematerialien der 
Bundeswehr deutlich. Darin wird unter anderem in einer 
Imagebroschüre explizit formuliert: „Die maximale zivile 
Unterstützung ist beim OPLAN DEU ein entscheidender 
Faktor.“11 Zivile Strukturen wie etwa die Landkreise und 
die Blaulichtorganisationen sollen nicht irgendwie, son-
dern mit maximaler Unterstützung zur „Kriegstüchtig-
keit“ beitragen. Damit wird implizit die gesamte Gesell-
schaft in die Verantwortung genommen, zur militärischen 
Einsatzfähigkeit des Landes beizutragen.

Der Operationsplan legt unter anderem fest, welche 
Verkehrswege für Truppenbewegungen genutzt werden 
sollen, welche Brücken geeignet sind und wo Rast- und 
Sammelplätze einzurichten sind. Die Sicherung dieser In-
frastruktur erfordert eine enge Abstimmung mit Polizei, 
Kommunen und weiteren zivilen Institutionen. Der zivile 
Bereich wird damit nicht mehr als eigenständiger Akteur 
verstanden, sondern als nachgeordnete Unterstützungs-
struktur militärischer Planungen. Dies stellt eine Umkehr 
des bisherigen Selbstverständnisses dar.

Auf dem Weg zur gesamtgesellscha�lichen
Kriegstüch�gkeit

Diese Logik greift zunehmend auch in Bereiche hinein, in 
denen sie bislang nicht erwartet wurde. So widmet sich 
etwa das Deutsche Institut für Urbanistik, ein kommunal 
orientiertes Forschungs- und Fortbildungsinstitut, in sei-
nen Angeboten inzwischen explizit der Rolle der Kom-
munen im Rahmen des Operationsplans Deutschland und 
der zivilen Verteidigung. In einem Seminar soll unter an-
derem eruiert werden, „wie sich Kommunen personell, 
strukturell und materiell vorbereiten können, und wie sich 

diese Aufgaben [des OPLAN DEU] trotz vieler anderer 
kommunaler Herausforderungen im Alltagsgeschäft er-
füllen lassen.“12

Kommunen werden damit angehalten, sich strategisch 
mit der Frage auseinanderzusetzen, wie sie militärische 
Anforderungen unterstützen können. Eine solche Ent-
wicklung ist nicht nur aus demokratietheoretischer Per-
spektive problematisch, da sie die kommunale Selbstver-
waltung funktional auf militärische Zwecke ausrichtet.

Gesundheitsversorgung prioritär für die
Einsatzfähigkeit

Die Szenarien des OPLAN DEU umfassen nicht nur den 
Transport großer Truppenkontingente, sondern auch die 
Rückführung Verwundeter, Gefallener, Kriegsgefangener 
sowie die Aufnahme von Flüchtenden aus Kriegsgebie-
ten. All diese Aspekte werden planerisch berücksichtigt, 
und die Kommunen werden als unterstützende Akteure 
fest eingeplant.

In diesem Zusammenhang werden auch zivile Infra-
strukturen wie Krankenhäuser, Feuerwehren, das Techni-
sche Hilfswerk und Hilfsorganisationen in militärische 
Szenarien integriert. Besonders problematisch ist dabei 
die geplante Umkehr medizinischer Priorisierung. In ei-
nem Konfliktfall sollen sowohl militärische als auch zivi-
le Krankenhäuser primär verwundete Soldaten und Solda-
tinnen behandeln, die möglichst schnell wieder einsatzfä-
hig gemacht werden können („Return to Duty“). Zivilis-
tinnen und Zivilisten würden damit nachrangig versorgt, 
was einen fundamentalen Bruch mit zivilen medizinethi-
schen Prinzipien darstellt.

Parallel dazu lassen sich weitere gezielte Annähe-
rungsstrategien der Bundeswehr gegenüber Kommunen 
beobachten. Dazu gehören Informationsveranstaltungen, 
Gespräche auf Landes- und Kreisebene sowie der Aufbau 
persönlicher Netzwerke, etwa über Reservisten. Ziel ist es 
offenbar, frühzeitig Akzeptanz herzustellen und adminis-
trative Abläufe so vorzubereiten, dass militärische Anfor-

Cartoon, Arno Neuber, IMI.



11

derungen reibungslos umgesetzt werden können. Gerade 
an diesen Schnittstellen wäre jedoch eine kritische Positi-
onierung möglich und notwendig.

Bundeswehr holt sich Liegenscha�en zurück

Im Oktober 2025 kündigte die Bundeswehr den Aufbau 
einer strategischen Liegenschaftsreserve an. Flächen, die 
bereits für zivile Nutzungen vorgesehen waren, werden so 
wieder militärisch in Beschlag genommen. Dies führt in 
zahlreichen Kommunen dazu, dass Wohnungsbau, Schul-
bau oder Stadtentwicklungsprojekte gestoppt werden. 
Gleichzeitig entgehen den Kommunen dadurch erhebli-
che Einnahmen, etwa aus der Gewerbesteuer, während 
die militärischen Einrichtungen weiterhin die zivile Infra-
struktur nutzen – ohne Gewerbe- oder Grundsteuer zu 
zahlen.

Auf gesetzlicher Ebene wird diese Entwicklung flan-
kiert durch Maßnahmen zum sogenannten Bürokratieab-
bau zugunsten von Militär und Rüstungsindustrie. Bereits 
auf Bundesebene wurden Sonderregelungen geschaffen, 
die Umwelt-, Denkmal- und Emissionsschutz einschrän-
ken. In Bayern wird derzeit (Januar 2026) zusätzlich ein 
Gesetz zur Förderung der Verteidigungsindustrie vorbe-
reitet, das Industrieansiedlungen erleichtern soll – auch 
im Außenbereich, also zum Beispiel auf landwirtschaftli-
chen oder Grünflächen, die planungsrechtlich nicht für 
Bebauung vorgesehen sind. Damit gehen massive Ein-
griffe in demokratische Kontrollmechanismen und öffent-
liche Beteiligungsrechte einher. Kommunaler Umwelt-
schutz und klimagerechte Regionalplanungen werden so 
deutlich erschwert.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Ope-
rationsplan Deutschland nicht lediglich ein militärisches 
Dokument darstellt, sondern einen tiefgreifenden Umbau 
gesellschaftlicher Prioritäten markiert. In den entspre-
chenden Konzeptpapieren wird das „Mindset der Bevöl-
kerung“ explizit als zentraler Faktor benannt. Gerade dar-
in liegt jedoch ein entscheidender Ansatzpunkt für gesell-
schaftlichen Widerspruch. Die Militarisierung ziviler Be-
reiche wird als alternativlos dargestellt, obwohl zivile, de-
mokratische und wirklich nachhaltige Lösungen nicht nur 
möglich, sondern auch weit sinnvoller wären.

Kampf gegen Militarismus und gegen Rechts
gehören zusammen

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, militärische 
Deutungsansprüche zurückzuweisen und zivilgesell-
schaftliche Handlungsspielräume zu verteidigen. Doch 
genau das muss uns gelingen, denn der aktuelle politische 
Kurs fördert nicht nur das Militär, er fördert auch die Auf-
hebung der Grenze zwischen Zivilem und Militärischem. 

Die Zukunftsfragen der Menschheit – wie die Bekämp-
fung der Klimakatastrophe – können jedoch nicht militä-
risch beantwortet werden. Aufrüstung bis zum Weltkrieg 

ist offensichtlich eine Sackgasse. Wir müssen es schaffen, 
menschliche Bedürfnisse in den Mittelpunkt zu stellen, 
Diplomatie ernsthaft zu verfolgen und eine friedliche, so-
lidarische Gesellschaft aufzubauen. 

Der ehemalige Pressesprecher der AfD postulierte: "Je 
schlechter es Deutschland geht, desto besser für die AfD". 
Autoritäre Strukturen profitieren von Militarismus und 
von kollabierenden sozialen Systemen. Umgekehrt ist der 
Kampf gegen Rechts auch immer Kampf gegen den Mili-
tarismus. Die Wahrscheinlichkeit, dass Deutschland 2029 
von Russland angegriffen wird, ist wesentlich geringer als 
eine AfD-Regierungsbeteiligung nach den Bundestags-
wahlen 2029. Merz will die Bundeswehr bis 2029 zur 
stärksten konventionellen Armee Europas machen. Das 
allein ist schon ein massives Problem, aber eine hochge-
rüstete Armee in den Händen deutscher Nationalisten – 
das ist ein Albtraum, der nicht wieder Realität werden 
darf. Der Kampf gegen Rechts und gegen den Militaris-
mus braucht einen langen Atem – militärfreie, solidari-
sche, offene, demokratische und funktionierende Kom-
munen sind ein gutes Fundament für diesen Kampf gegen 
Rechts. 
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Ich bin aktiv bei Stop Wapenhandel. Das ist eine nieder-
ländische Aktions- und Forschungsgruppe, weil für uns 
gute Aktionen meist auch auf guten Recherchen basieren 
sollten. Wir arbeiten seit vielen Jahren auf europäischer 
Ebene mit ENAAT (https://enaat.org) zusammen, einem 
europäischen Netzwerk gegen Rüstungsexporte mit 
Gruppen aus etwa 14 europäischen Ländern. ENAAT ist 
ein loses Netzwerk, es gibt keine offizielle Mitgliedschaft 
oder ein Sekretariat. Wir arbeiten nicht top-down. Aber es 
gibt eine Projektstelle in Brüssel, die alle Entwicklungen 
dort verfolgt. Den ENAAT-Newsletter kann ich sehr emp-
fehlen. 

Jedes Land bietet unterschiedliche Möglichkeiten. 

Wenn man international zusammenarbeitet, wird einem 
bewusst, dass die Bewegungen in einzelnen Ländern ganz 
unterschiedliche Möglichkeiten haben. Was in einem 
Land funktioniert, funktioniert nicht unbedingt in einem 
anderen. Die verschiedenen Länder haben verschiedene 
Geschichten, verschiedene Organisationsformen und ver-
schiedene Regierungen (obwohl die meisten Regierungen 
im Moment in Europa rechtsorientiert sind). So ist der po-
litische Raum in jedem Land anders. Dazu kommt noch 
das Sprachproblem, das es nicht einfach macht, zusam-
men zu arbeiten.

Insgesamt ist die Friedensbewegung klein und in der 
Defensive. Es ist wichtig, dass wir unsere Position und 
Möglichkeiten genau definieren. Wir müssen Koalitionen 
bilden mit anderen Gruppen, die Partner sein können. Wir 
brauchen einander in dieser aggressiven Zeit. 

Die unterschiedlichen Situationen in den Ländern zei-
gen sich deutlich beim Thema Israel: Sehr viele Leute 
sind aktiv in der Solidaritätsbewegung mit Palästina aber 
die Möglichkeiten, gegen die militärischen Beziehungen 
zu Israel vorzugehen, sind in Deutschland ganz anders als 
zum Beispiel in Spanien, wo sogar der Präsident z.B. dazu 
aufruft, Israel im Sport zu boykottieren. In Italien und 
Spanien und auch in Frankreich sind die Gewerkschaften 
sehr solidarisch mit Palästina, insbesondere in den Häfen. 
Dort haben die Arbeiter*innen sich verweigert, Schiffe 

mit Waffen für Israel abzufertigen. Als wir das in den Nie-
derlanden auch versucht haben, hat es nicht geklappt, die 
Gewerkschaftsleitung war nicht bereit, sich zu engagie-
ren.

Die Palästina-Solidaritätsbewegung ist auch nicht das-
selbe wie die Friedensbewegung. Der Unterschied zeigt 
sich u.a. darin, dass erstere oft nur eine enge, auf Israel 
und Palästina zentrierte Problemanalyse hat, während die 
Friedensbewegung diesen Konflikt in einem internationa-
len und weiteren antimilitaristischen Kontext analysiert. 
Denn große Konflikte, wie die in Palästina, der Ukraine 
oder dem Sudan, betreffen nie nur zwei Parteien. Es gibt 
einen internationalen militaristischen Kontext und es soll-
te die Rolle der Friedensbewegung, der antimilitaristi-
schen Bewegung sein, den internationalen Kontext in die 
Diskussion zu bringen. Man kann die westliche Unterstüt-
zung für Israel nicht verstehen, ohne die Rolle der israeli-
schen Waffenindustrie in der westlichen Waffenprodukti-
on mitzudenken. Israels Kampfhandlungen dienen u.a. als 
Testfeld für westliche Waffensysteme und die westliche 
Waffenindustrie braucht diese Testfelder. Diese Rolle 
nimmt zunehmend auch die Ukraine ein – eine Vorausset-
zung dafür, dass Waffensysteme als „kampferprobt“ ver-
marktet werden können.

Was geht vor in Brüssel

In den letzten Jahren hat sich in unserer europäischen Ver-
netzung gegen Waffenhandel etwas verändert. Der Fokus 
liegt nicht mehr ausschließlich auf dem Waffenexport, da 
die Industriepolitik, insbesondere die Rüstungsindustrie-
politik durch die Europäische Union stark an Bedeutung 
gewonnen hat. Außerdem hat der Druck der Industrielob-
by auf Regulierungen und Finanzierung stark zugenom-
men. Für unsere Gruppen gegen Waffenhandel gewinnt 
das an Relevanz.

Das hat nicht erst mit dem russischen Angriff auf die 
Ukraine angefangen, das hat schon viele Jahren zuvor be-
gonnen, und zwar nicht primär von der militär- und si-
cherheitspolitischen Seite her, sondern von der ökonomi-
schen. Die ersten Schritte auf dem Weg zur europäischen 

Europaweit gegen Aufrüstung
Zur Arbeit des europäischen Netzwerks Stop ReArm Europe

von Wendela de Vries
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Militarisierung kamen von der Europäischen General-Di-
rektion für Wirtschaft und Industrie. 

Und am Anfang gab es auch vor allem wirtschaftliche 
Argumente: Waffenproduktion sei gut für die Wissensöko-
nomie oder für Arbeitsplätze. Das sind Argumente für die 
Gewerkschaften und wir müssen die Diskussion mit ihnen 
angehen. Es bleibt z.B. unklar, warum die Wissensgesell-
schaft speziell in die Rüstungsindustrie investieren sollte. 
Die Idee, dass man aus diesen sehr spezialisierten militä-
rischen Produkten einfach und billig zivile Produkte ablei-
ten könnte, der sogenannte „Spin-off“, ist ein Mythos. Man 
kann viel besser direkt zivil investieren. Auch ist bekannt, 
dass Investitionen im sozialen Bereich, in Pflege oder Aus-
bildung, viel mehr Arbeitsplätze schaffen als Investitionen 
in Rüstungsproduktion. So müssen wir diese Diskussion 
mit den Gewerkschaften angehen. Sie müssen Abstand neh-
men vom Militarisierungs-Gerede für Arbeitsplätze.

Dass die Rüstungsindustrie gut sei für Wirtschaft und 
Export sagte z.B. auch Mario Draghi in seinem einfluss-
reichen Bericht über europäische Wettbewerbsfähigkeit 
von 2024. Und zur Exportförderung hat man schon längst 
angefangen, Rüstungsexporte weniger zu kontrollieren. 
Denn der europäische Binnenmarkt kann eine riesige 
Waffenproduktion selbst gar nicht absorbieren. Um die 
großen Investitionen wieder hereinzuholen, muss man ex-
portieren, für eine profitable Rüstungsindustrie ist Export 
notwendig. Zugleich ist natürlich klar, dass wenn man 
Waffen in die ganze Welt exportiert, diese Welt viel ge-
fährlicher und unsicherer wird. Diese Diskussion müssen 
wir auch führen: Das Wachstum der Rüstungsindustrie 
hängt zwingend mit wachsendem Waffenexport zusam-
men und wird zu weiteren Kriegen führen. Momentan ist 
in Brüssel von einer „Deregulierungswelle“ die Rede: Al-
les, was dem Profit im Weg steht, soll abgeschafft werden, 
nicht nur beim Rüstungsexport. Das geht sehr schnell und 
ist sehr destruktiv für die Gesellschaft.

Deregulierung und Finanzierung

Seit Jahren werden viele neue europäische Finanzierungs-
quellen für die Rüstungsindustrie geschaffen, wie etwa der 

Europäische Verteidigungsfonds (engl. EDF). Außerdem 
werden zivile Quellen genutzt, z.B. der Regionalentwick-
lungsfonds – eigentlich zur Unterstützung wirtschaftlich 
marginalisierter Regionen. Der kann jetzt auch zum Aus-
bau der regionalen Rüstungsindustrie genutzt werden. 

Sehr wichtig: Auch die Europäische Investitionsbank, 
die bisher nur für zivile Projekte zuständig war, ist seit 
2024 Jahr nicht nur offen für die Rüstungsindustrie, son-
dern hat sogar eine spezielle Anlaufstelle für Anfragen zu 
Krediten dieser Industrie geschaffen.

Dabei ist klar, dass Geld, das in die Rüstung geht, nicht 
mehr für andere Ausgaben zur Verfügung steht. Das wird 
auch immer mehr Menschen klar und wir nähern uns dem 
Punkt, an dem die Gesellschaften diese riesige Militari-
sierung nicht mehr akzeptieren wollen. Mark Rutte hatte 
das bereits gespürt, als Trump 5% des Bruttoinlandspro-
dukts für das Militär forderte. Rutte hatte das dann kos-
metisch ein bisschen umformuliert und sagte: es seien nur 
3,5% fürs Militar und dann 1,5% zusätzlich. Das klang 
nicht so viel wie 5%.

Ursula von der Leyen war nicht so schlau, als sie wei-
tere 800 Milliarden Euro für das Militär ankündigte. Sie 
kam direkt mit den 800 Milliarden Euro, obwohl nur 150 
Milliarden wirklich durch Brüsseler Kreditaufnahmen 
aufgebracht wurden. Den Rest sollen die Mitgliedsstaaten 
hinzufügen. 

Wenn alle europäischen NATO-Mitglieder ihre Mili-
tärausgaben auf 5% des Bruttoinlandsprodukts anheben, 
entstehen dadurch so viel Treibhausgase, wie von einem 
mittelgroßen Industrieland. Auch die grünen politischen 
Parteien und die Umweltgruppen müssen sich daher ent-
scheiden, was sie wollen: Klimaschutz oder Militarismus. 

Und tatsächlich werden die Beziehungen zwischen der 
Friedensbewegung und der Klimabewegung besser. Wir 
arbeiten daran, und sogar das größte internationale Kli-
manetzwerk, das Climate Action Network, hat das Thema 
aufgenommen und eine Arbeitsgruppe Klima und Milita-
rismus gegründet. Dabei hilft, dass im Moment die südli-
chen Staaten der Welt im Climate Action Network die 
Führung haben. Sie sehen ganz klar, was Militarismus 
und Klima miteinander zu tun haben. 

Waffen auf der Paris 
Air Show 1981. Foto 
von Acroterion CC über 
Wikimedia.

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Sepecat_Jaguar_at_Paris_Air_Show_1981.jpg
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Jenseits der Abschreckung

Es gibt also eine Menge Themen, über die wir die Diskus-
sion mit anderen Gruppen und Parteien angehen müssen. 
Die Ideen der Friedensbewegung sind gut – aber sie sind 
zu isoliert und sie werden kaltgestellt. Also müssen wir 
die Diskussion führen mit den Gewerkschaften und der 
Klimabewegung, auch den Sozialdemokraten und grünen 
Parteien und sie fragen, was sie denn wollen, wie sie sich 
das vorstellen: eine soziale und umweltfreundliche Ge-
sellschaft, die durchmilitarisiert ist? Das geht nicht zu-
sammen. Im Moment sagen sie: Man kann nur in einer 
sozialen und umweltfreundlichen Welt leben, wenn man 
sicher ist – und man ist nur sicher, wenn man mit Waffen 
„abschrecken“ kann. Und dann sind wir am Kern der Dis-
kussion: Will man abschrecken oder will man abrüsten? 

Es ist Zeit, dass Europa seine eigene Idee von Sicher-
heit entwickelt. In Brüssel sagt man jetzt: Europa sollte 
strategisch unabhängig werden von den USA. Und das 
soll ein weiterer Grund für höhere Militärausgaben sein. 
Aber im selben Moment sagen Mark Rutte und Ursula 
von der Leyen, die politischen Vertreter*innen von NATO 
und EU, dass Europa und die NATO eins seien, dasselbe 
Ziel haben, dieselben Werte vertreten. Und immer noch 
kaufen die europäischen Länder die meisten ihrer Waffen 
in den USA und das wird sich nicht ändern.

In Amsterdam haben wir letzten Sommer einen Frie-
densgipfel organisiert gegen den Kriegsgipfel der NATO. 
Was wir dort gelernt und besprochen haben, ist, dass wir 
auch eine Alternative zur von Trump geleiteten Sicherheit 
haben müssen. Wenn Europa Sicherheit will, muss es ei-
nen eigenen Plan haben, zunächst auch für einen Frieden 
in der Ukraine. Gegenwärtig bestimmt Trump ohne Euro-
pa und eigentlich auch ohne die Ukraine, wie es dort wei-
tergehen soll. Doch es braucht noch eine weitere Perspek-
tive: Wir wollen ein sicheres Europa aber nicht nur für die 
Europäer*innen, sondern für alle Menschen auf der Welt. 
Wir sind zusammen auf einem Planeten – auch mit Russ-
land – auf verschiedene Weisen verbunden. Dazu müssen 
wir uns verhalten. Nicht nur mit Abschreckung!

Interessant ist, dass beim Thema Militarismus die Nati-
onalstaaten momentan wieder versuchen, die Macht an 
sich zu ziehen – von Brüssel weg. Von der Leyen und ihre 
Kommission haben das Europaparlament bei diesem The-
ma mehr oder weniger kaltgestellt, aber vielen nationalen 
Regierungen gehen sie damit zu weit. Die Mitgliedstaaten 
wollen wieder selbst bestimmen und von der Leyen und 
ihre Kommission auf ihre Plätze verweisen. Das eröffnet 
uns auch eine Möglichkeit. Wir müssen das Thema Mili-
tarisierung der EU jetzt auf nationaler Ebene angehen. 
Denn am Ende wird Brüssel eigentlich von den nationalen 
Hauptstädten regiert. 

Stop ReArm Europe

Als von der Leyen ihren Plan von 800 Milliarden bekannt 
gab, haben wir mit 13 europaweit agierenden Gruppen 
Stop ReArm Europe (https://stoprearm.org) gegründet. 
Innerhalb von zwei Wochen gab es einen gemeinsamen 
Aufruf gegen den milliardenschweren Aufrüstungsplan. 
Darin heißt es u.a.: „Diese 800 Milliarden Euro werden 
gestohlen. Sie fehlen im Bereich Sozialleistungen, Ge-
sundheit, Bildung, Arbeit, Friedensförderung, internatio-
nale Zusammenarbeit und Klimagerechtigkeit. Kriege 
werden wahrscheinlicher. Es entstehen mehr Schulden, 
mehr Sparmaßnahmen, mehr Grenzen. Rassismus wird 
sich verschärfen.“ 

Dieser Aufruf wurde jetzt schon von vielen hunderten 
Gruppen aus ganz Europa unterschrieben. Und damit 
wurde ein europaweites Netzwerk gebaut, auf das wir 
jetzt weiter aufbauen können. In einigen Ländern, zum 
Beispiel in Italien, wo es eine ganz starke Friedensbewe-
gung gibt, hat es schon Aktionstage gegeben.

Auch Stop ReArm Europe ist ein Netzwerk – ohne Se-
kretariat. Es gibt eine kleine Arbeitsgruppe von Menschen 
aus verschiedenen Ländern, die das weiterbringen wollen. 
Man organisiert Online-Veranstaltungen und Webinare 
zum Kennenlernen und um Wissen zu teilen. Stop ReArm 
Europa steht auf gegen die europäische Militarisierung. 
Und wir sind froh, dass wir u.a. die IMI aus Deutschland 
an Bord haben!
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Der politische Wunsch nach mehr Rüstung im eigenen 
Land, nach der Auffrischung der eigenen rüstungsindus-
triellen Basis, ist keine wirtschaftspolitisch sinnvolle 
Maßnahme – im Gegenteil. Dennoch wendet der Staat 
nicht nur finanzielle Ressourcen auf, sondern ist auch be-
reit, zu diesem Zweck einen gezielten Abbau von Büro-
kratie und rechtlichen Leitplanken zu betreiben, wie er 
auch bereit ist, Wertedebatten der letzten Jahre wieder zu-
rückzudrehen. Dabei ist die selektive Rücknahme z.B. 
von Umweltauflagen mittelfristig auch anderen Unterneh-
men nicht zu versagen – d.h. der Umbau zugunsten einer 
Rüstungsindustrie gerät zu einem Umbau von Gesetzge-
bung und der Rücknahme von Auflagenkatalogen im Be-
reich von Arbeits- und Umweltrechten. Die Rüstungsin-
dustrie in dieser Form zu hofieren, bedeutet in erster Li-
nie, ihr und ihrem keineswegs gemeinwohlorientierten 
Treiben freie Bahn zu lassen. Der Abbau von Kontrollme-
chanismen nützt nicht der Effektivierung von Prozessen, 
sondern ist eine Begleiterscheinung einer gewollten Mili-
tarisierung.  

Kontrollverlust in Kauf genommen

Bausteine für den Abbau rechtlicher Leitplanken sind in 
der letzten Zeit z.B. das Bundeswehrförderungsgesetz in 
Bayern (und anderer Bundesländer, die auf diesem Pfad 
folgen werden), die Bürokratiebeschleunigungsgesetze, 
die vordergründig die Beschaffungsbürokratie des Bun-
des betreffen, aber auch oft Eingriffe in andere Gesetzes-
bereiche darstellen, wie z.B. in das Luftfahrtverkehrsge-
setz. Die Priorisierung von Rüstungswirtschaft, die z.B. 
beim sogenannten Tariftreuegesetz ausgenommen wird, 
oder dass nun auch die Waffenproduktion in die Nachhal-
tigkeitskriterien der EU für Investitionen hineingerechnet 
wird, sind weitere Elemente, die diesen Trend sichtbar 
machen. Mit der zunehmenden Sonderstellung von Bun-
deswehr und Rüstungsindustrie in den gesetzlichen Vor-
gaben gehen zudem Einspruchs- und Mitspracherechte 
auf lokaler Ebene verloren. 

Im bayerischen Bundeswehrförderungsgesetz, das ei-
nen gewissen Vorbildcharakter angenommen hat, sind 

beispielsweise neben den auch in der Öffentlichkeit dis-
kutierten Geboten zur Kooperation von Hochschulen mit 
dem Militär – also die faktische Abschaffung der For-
schungsfreiheit und Zivilklauseln – auch Regelungen ent-
halten, die wesentlich in bestehende lokale Hoheiten und 
Befugnisse eingreifen.1 So soll das Baurecht dergestalt 
angepasst werden, dass auf Bundeswehrliegenschaften 
weitgehend frei von baurechtlichen Vorgaben durch die 
sie umgebende Gemeinde gebaut und umgestaltet werden 
darf. Insbesondere Lärmschutz, Umweltschutz, aber auch 
der Denkmalschutz sollen den Notwendigkeiten der mili-
tärischen Nutzbarkeit unterworfen werden – Gemeinden 
und Anlieger sind in ihren Bedürfnissen damit nachrangig 
und ggf. den Entscheidungen der Bundeswehr und deren 
Konsequenzen ausgeliefert. Bestimmte Bauvorhaben sind 
demnach keiner weiteren Begutachtung oder gar Geneh-
migung vorzulegen. Insbesondere was den Denkmal-
schutz angeht, ist hier auch ein gesamtgesellschaftliches 
Gut betroffen, und der Bundeswehr wird ein Freibrief 
ausgestellt, sich der Erinnerungskultur zu entledigen, wo 
sie stört, oder sie gar so anzupassen, dass sie anderen Er-
innerungszielen dienen kann. 

Wie die Entmachtung lokaler Einspruchsmöglichkei-
ten aussieht, wird deutlich, wenn man sich die Überlegun-
gen zum „Bau-Turbo“ in der Bundesgesetzgebung vor 
Augen führt.2 Relevant sind dort beispielsweise die bisher 
begründet engen Vorschriften bei der Lagerung von 
Sprengmitteln und der Verarbeitung derselben. Nun 
möchte die Bundesregierung, dass die Industrie und das 
Militär Lager- und Produktionsstätten im Außenbereich 
errichten können und die Kommunen bei einer Versagung 
der Genehmigung (aus welchen Gründen auch immer) 
übergangen werden können. Wenn die Bundeswehr die 
Errichtung eines Sprengstofflagers plant, so können das 
Verteidigungsministerium und die Landesregierung die 
Kommune in ihrem Votum überstimmen. Hier wird deut-
lich, dass es im Zweifel gar nicht um eine „Beschleuni-
gung“ von Prozessen geht, sondern darum, eigentlich 
nicht genehmigungsfähige Projekte umzusetzen. Die im 
Oktober 2025 angekündigte Rücknahme bereits zur Kon-
version freigegebener Liegenschaften durch die Bundes-

Die Zukunft ist olivgrün
Der Umbau von Staat, Industrie und Gesellscha� für das Kriegsgeschä�

von Andreas Seifert
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wehr ist ein ähnlicher Prozess, der in seiner Pauschalität 
lokale Belange nicht nur übergeht, sondern ihre ggf. 
schon durchgeführten Planungen nullifiziert. Einspruchs-
möglichkeiten durch die Kommunen werden von vorne-
herein ausgeschlossen: Sie sind von nun an der „Gnade“ 
der Bundeswehr ausgesetzt.3

Ein krasses Beispiel, wie lokale Bedürfnisse fürderhin 
übergangen werden, ist der Ausbau des Sprengkapselwer-
kes in Troisdorf (NRW), das nicht gegen den lokalen Wi-
derstand durchgesetzt wurde, sondern schlicht an ihm 
vorbei.4 Die staatlich verordnete oder tolerierte Missach-
tung von Bevölkerungswünschen ist auch bei der indus-
triellen Konversion erwartbar bald die Regel.

Einzelne Bundesländer, beispielsweise Baden-Würt-
temberg, gehen noch einen Schritt weiter. So galt für die 
Bundeswehr in gewissem Rahmen schon bisher eine Aus-
nahme von förmlichen Bauantrags- und Genehmigungs-
verfahren für ihre Bauprojekte auf ihren Liegenschaften. 
Ähnlich wie im Mitteilungsverfahren für Eigenheimbau-
ten war die Anzeige eines Bauvorhabens ausreichend und 
damit die Erklärung abgegeben, dass das Vorhaben die 
einschlägigen Vorschriften der Bebauungsordnung er-
füllt. Nun soll auch dies entfallen. Die Bundeswehr, so 
sieht es der am 16. Dezember 2025 vom Ministerrat be-
schlossene Entwurf des Ministeriums für Landesentwick-
lung und Wohnen vor, soll pauschal von allen „materiell-
rechtlichen Vorschriften“ befreit werden. Was und wie 
auch immer also die Bundeswehr meint, für die Landes-
verteidigung bauen zu wollen, sie darf es: „Wir befreien 
die Bundeswehr beim Bau von Anlagen, die der Verteidi-
gungsfähigkeit Deutschlands dienen, von allen materiell-
rechtlichen Vorschriften des Landes. Das betrifft unter an-
derem das Bauordnungsrecht, das Denkmalrecht, das 
Straßenrecht, das Wasserrecht und das Naturschutz-
recht.“5

Bayern möchte überdies, dass sich Landesbehörden die 
„Verteidigung“ stärker zu Eigen machen und bei allen 
Vorhaben „mitdenken“. Dies bedeutet in der Konsequenz, 
dass die leitende Bürokratie angewiesen wird, priorisiert 
Projekte zu bearbeiten, die eine gewisse militärische Re-
levanz haben. Der Abwägungsprozess, bildlich gespro-
chen, ist dann: Nützt der Brückenneubau auch dem Mili-
tär oder der Rüstungsindustrie, oder nur der Landbevölke-
rung? Hier sind interessante Kämpfe um die Relevanz 
von Infrastrukturprojekten vorprogrammiert ... nein, sie 
sind dann schon entschieden.

Die Besonderheit des bayerischen Falls ist, dass hier 
nicht nur an das Militär (Bundeswehr) gedacht wurde, 
sondern auch an die Industrie. Der bei einer Kabinettssit-
zung am 21. Oktober 2025 auf den Weg gebrachte Ent-
wurf eines Gesetzes zur Förderung der Verteidigungsin-
dustrie sieht wieder viele Ausnahmen von Landesgeset-
zen vor – u.a. des Natur-, Umwelt- und Denkmalschutzes. 
Bayern will sich ebenfalls im Bereich der Forschung und 
Erprobung eine Stellung verschaffen und sieht die Ein-
richtung eines „Defense Lab Erding“ sowie die Erschlie-

ßung weiterer Geldquellen.6 Nicht nur hier wird deutlich, 
dass das bayerische Interesse an der Rüstung nicht dem 
Patriotismus entspringt, sondern vor allem ökonomisch 
begründet ist: Mehr Geld für Rüstung bedeutet mehr Geld 
für Bayern. 

Beschaffungsreformen

Diese Form des „Bürokratieabbaus“ ist aber nicht auf das 
Schaffen vorteilhafter äußerer Bedingungen für Rüstung 
und Militär beschränkt, sondern umfasst auch die Aufwei-
chung gesetzlicher Bestimmungen, die bisher dazu da wa-
ren, Korruption und Verschwendung zu limitieren. Der 
Staat setzt sich mit seinen „Reformen“ in der Beschaffung 
z.B. selektiv über die von ihm selbst aufgestellten Regeln 
für einen „fairen Wettbewerb“ hinweg und schafft sich die 
Voraussetzungen für die freie Vergabe von Aufträgen an 
bevorzugte Unternehmen. Besonders sichtbar ist dies am 
„Gesetz zur beschleunigten Planung und Beschaffung für 
die Bundeswehr“7, in dem sich der Auftraggeber Bundes-
wehr die Freiheit nimmt, frei von den EU-Grenzwerten, 
ab denen eine EU-weite Ausschreibung zwingend ist, frei 
auch von anderen Wettbewerbsbeschränkungen oder der 
Vergabeverordnung und dem Haushaltsrecht, Beschaf-
fungen zu tätigen und Aufträge für z.B. Bauleistungen be-
liebig zu vergeben. Auch die bereits in den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften hinterlegte Maßgabe klimaf-
reundlicher Leistungen wird kurzerhand damit ausgehe-
belt. Dies ist ebenfalls ein Element von „whatever it 
takes“ des Kanzlers. 

Darüber hinaus kann die Bundeswehr auch dann eine 
Auftragsvergabe einleiten, wenn sie noch gar kein Modell 
der eigentlichen Finanzierung hat. Bildlich gesprochen ist 
das so, als ob ein Einkäufer über die Waffenmesse läuft 
und einfach mal den Korb vollmacht, um am Ende eine 
(ggf. ungedeckte) Kreditkarte auf den Tisch zu legen. 
Weitere Ausnahmen betreffen beispielsweise die Beauf-
tragung ganzer Lose ohne weitere Prüfung möglicher Un-
teraufträge. So entsteht z.B. die Möglichkeit, dass zum 
Bau einer Kaserne ein Generalunternehmer gebeten wird, 
der weder seine eigene Unterbeauftragung mehr offen le-
gen noch über die Wirtschaftlichkeit dieser Unterbeauf-
tragung Auskunft geben muss. Die Vorgabe der losweisen 
Vergabe sollte einmal sicherstellen, dass z.B. auch lokale 
Handwerker eine Chance haben, beim Bau lokal angesie-
delter Kasernen beteiligt zu sein, und so auch die Kom-
mune daran „verdienen“ kann – es ist eines der Elemente, 
mit denen man ggf. auch lokalen Widerstand gegen den 
Kasernenbau abfangen und kanalisieren kann. Es entsteht 
der Eindruck, dass man auf solche Gesten lokaler Veran-
kerung verzichten kann. 

Entscheidend bei dem Gesetzespaket ist aber, dass sich 
die Bundeswehr als Auftraggeberin im Falle einer Klage 
durch einen Konkurrenten des Auftragnehmers in eine 
Position rückt, in der sie ihre eigene Vergabe nicht mehr 
prüfen lassen muss. Bisher galt – und das war durchaus 
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auch dysfunktional –, dass sich ein Konkurrent bei Nicht-
berücksichtigung seines Angebotes an ein Gericht wen-
den und auf Gleichbehandlung pochen bzw. das Beschaf-
fungsverfahren an der Stelle stoppen konnte. Diese Fälle 
hat es wiederholt gegeben, wie z.B. bei der Beschaffung 
der Bundeswehr Standard-Gewehre, wo Heckler&Koch 
die Vergabe an Haenel hinterfragen und erst nach fünf 
Jahren für sich entscheiden konnte. Ein jüngeres Beispiel 
wäre die Vergabe der Beschaffung von Bergepanzern an 
Rheinmetall statt an die Flensburger Fahrzeugwerke 
(FFG). Die FFG produziert den „Wisent“ für rund 11 Mio. 
€ das Stück, Rheinmetall seinen „Büffel“ für 20 Mio. € – 
funktional scheinen beide Modelle gleichwertig. Trotz 
des offensichtlichen Preisnachteils erhielt Rheinmetall 
den Zuschlag: bei 23 Stück immerhin 207 Mio. € Mehr-
aufwand. Die Begründung der Bundeswehr in diesem 
Falle: Man wollte einen gleichen Ersatz für die an die Uk-
raine abgegebenen Fahrzeuge haben.8 Böse Zungen sehen 
hierin auch eine Industriepolitik, die dem Platzhirsch 
Rheinmetall weiterhilft, seine Marktmacht auszubauen.9

Grundtendenz Militarisierung

Die Grundtendenz dieser jüngsten Gesetze und Gesetzes-
initiativen ist es, den Staat selbst auf die Erfüllung militä-
rischer Bedürfnisse zuzuschneiden. Immer mehr Lebens-
bereiche werden daran ausgerichtet. Dieser Trend wird 
sich auch in der unmittelbaren Daseinsfürsorge, wie z.B. 
dem Gesundheitssystem oder dem Katastrophenschutz, 
aber auch in der Infrastrukturpolitik fortsetzen. Die zivil-
militärische Zusammenarbeit wird konzeptionell an den 
Bedürfnissen des Militärs und seiner Agenten ausgerich-
tet, nicht an den Bedürfnissen lokaler Bevölkerungen.10

Auch auf EU-Ebene ist diese Grundtendenz zu beob-
achten – wohlgemerkt nicht nur in den Konzepten der ge-
nerellen Aufrüstung, also der Bereitstellung von Geldern 
aus den verschiedensten, bisher und eigentlich aus-
schließlich zivilen Förderrichtlinien.11 Ganz entscheidend 
und struktureller Natur ist die (endgültige) Auflösung der 
Grenzen zwischen zivilen und militärischen Zweckbe-
stimmungen. 

Bemerkenswert ist dabei vor allem die Aufhebung des 
bisher geltenden Ausschlusses von militärischen oder rüs-
tungsbezogenen Investitionen in den Nachhaltigkeitszie-
len. In der ursprünglichen Formulierung dieser Nachhal-
tigkeitskriterien war der Verteidigungssektor teilweise 
ausgeschlossen, was auch einen bevorzugten Zugang zu 
Krediten der Banken ausschloss – Rüstung „musste“ über 
nicht begünstigte Kredite finanziert werden, was insbe-
sondere der Rüstungsindustrie schon immer ein Dorn im 
Auge war, weil es die Hürden für eine Finanzierung und 
das Risiko erhöhte. Nun ist es für diese möglich, preis-
werter an Kredite zu kommen, und Rüstungstitel dürfen 
auch wieder in als „nachhaltig“ charakterisierte Aktien-
fonds etc. integriert werden. 

Schließlich, und dies scheint ein willkommener Ne-
beneffekt des Geredes von der Kriegstüchtigkeit zu sein, 
wird Widerstand gegen jeden einzelnen dieser Aspekte 
diffamiert und damit auch einer vorauseilenden Strafver-
folgung anheimgestellt. Der „Schutz“ der Rüstungsindus-
trie mündet auch in die polizeiliche Begleitung des Pro-
tests gegen sie. Dies wird, so steht zu erwarten, vor allem 
dann relevanter werden, wenn soziale Einschnitte beste-
hende Ungleichheiten vertiefen. Lokaler Widerstand wird 
dann nicht nur, wie schon jetzt allenthalben, medial totge-
schwiegen, er wird zunehmend auch einer systematischen 
Diffamierung ausgesetzt sein.12 Bereits jetzt wird Konfor-
mität eingefordert und abweichende Argumente bekom-
men keine Aufmerksamkeit mehr.

Anmerkungen

4   Andreas Seifert/Jürgen Wagner, Roter Teppich für die 
Rüstungsindustrie, Ausdruck, 2/2025, S. 22-25.

1   Siehe auch: Andreas Seifert, Patriotismus und Ökono-
mie, Bayern macht die Militarisierung zum Gesetz, 
IMI-Analyse 7/2024. 

2   Laura Hülsemann, Bau Turbo, Munitionslager sollen 
auch gegen den Willen der betroffenen Kommunen ge-
baut werden, Welt, 10.10.2025.

3   Siehe hierzu genauer Jürgen Wagner, Das Ende der 
Konversion, Ausdruck, 4/2025, S. 62-65.

5   Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Ba-
den-Württemberg, Land erleichtert Bauvorhaben der 
Bundeswehr, Pressemitteilung 30.10.2025.

8   Katharina Seiler, Panzer Auftrag: FFG in Flensburg 
geht leer aus, NDR, 5.9.2025.

6   Gesetzentwurf der Staatsregierung: Gesetz zur Förde-
rung der Verteidigungsindustrie, 21.10.2025. 

7   In der Endversion soll das Gesetz Bundeswehr-Pla-
nungs- und Beschaffungsbeschleunigungsgesetz – 
BwPBBG heißen. Zum Gesetzgebungsprozess siehe 
die Webseite beim Bundeswirtschaftsministerium, so-
wie den dazugehörigen Kabinettsbeschluss. Das Gesetz 
selbst ist in seiner letzten Fassung vom 1.10.2025, 
Drucksache 21/1931.

9   Siehe z.B. Christian Schweppe, Milliarden für Rüs-
tungskonzerne, Wer am meisten von der Zeitenwende 
profitiert, ZDFheute.de, 25.6.2025.

10   Das soll an dieser Stelle nicht vertieft werden, exempla-
risch sei aber auf das vom Zukunftsforum Öffentliche 
Sicherheit herausgegeben Grünbuch Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit 4.0 verwiesen.

11   Auch das soll hier nur kurz angerissen werden – siehe 
als genauerer Einstieg Jürgen Wagner, Militärausgaben 
und Sozialabbau. Rüstung statt Rente – Kanonen statt 
Butter, IMI-Studie Nr. 1b/2025, Juni 2025.

12   Beispielhaft wäre dies deutlich zu machen am Protest 
gegen Rheinmetall im August 2025. Christoph Ma-
rischka, Kriegstüchtig: Der Kölner Kessel und die Be-
richterstattung, Ausdruck 4/2025, S. 30-32.

Der vorliegende Text ist ein Auszug aus der gleich-
namigen Studie, in der anhand von vier grundlegen-
den Thesen ein Bild der Rüstungsindustrie in 
Deutschland gezeichnet wird. Die Studie steht ab 
Mitte März online zum Download bereit.

https://www.imi-online.de/download/07-Ausdruck121-Seifert.pdf
https://www.imi-online.de/download/07-Ausdruck121-Seifert.pdf
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/land-erleichtert-bauvorhaben-der-bundeswehr
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/land-erleichtert-bauvorhaben-der-bundeswehr
https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2025/10/Gesetz-zur-Foerderung-Verteidigungsindustrie-Anlage.pdf
https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2025/10/Gesetz-zur-Foerderung-Verteidigungsindustrie-Anlage.pdf
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/entwurf-eines-gesetz-zur-beschleunigten-planung-und-beschaffung-bundeswehr.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bundeswehrbeschaffung-2367110
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/sondervermoegen-bundeswehr-zeitenwende-die-spur-100.html
https://zoes-bund.de/publikationen/gruenbuch-zmz/
https://zoes-bund.de/publikationen/gruenbuch-zmz/


18

 „Whatever it takes“ – mit diesen Worten fasst Bundes-
kanzler Merz am 4. März 2025 auf einer Pressekonferenz 
die Aufhebung der Schuldenbremse zusammen, um die 
Militarisierung der Gesellschaft massiv voranzutreiben. 
Am 25. Juni 2025 beschließt die NATO in Den Haag ihr 
Fünf-Prozent-Ziel vom Bruttoinlandsprodukt. Für 
Deutschland hätte das im Jahr 2024 Militärausgaben von 
215,27 Milliarden Euro bedeutet – fast die Hälfte des ge-
samten Bundeshaushalts. Der Boom der Rüstungsindus-
trie zieht einen gigantischen Umbau der Wirtschaft nach 
sich. Produktionskapazitäten werden verschoben, zivile 
Zukunftsprojekte – etwa für Verkehrswende, Pflege oder 
Klimaschutz – geraten ins Hintertreffen oder verschwin-
den ganz.

Wie weit die Militarisierung bereits gesellschaftlich 
normalisiert ist, zeigen drei Zitate, die für sich sprechen:

„Mit Sozialleistungen und mit Bildung lässt sich dieses 
Land nicht verteidigen.“ Boris Pistorius (SPD), Bundes-
verteidigungsminister, ZEIT, 21.5.2025

„Bei Rheinmetall werden wir in einigen Bereichen die 
Kapazitäten nicht nur verdoppeln, sondern verzehnfa-
chen.“ Armin Papperger, Vorstandschef Rheinmetall, 
Handelsblatt-Konferenz „Wirtschaftsfaktor Rüstung“, 
4.9.2025

„In der Stahl- und Automobilindustrie stehen wir vor 
enormen strukturellen Herausforderungen. Gleichzeitig 
muss die Verteidigungsindustrie sehr zügig und im großen 
Maßstab skalierbar wachsen. Wir prüfen daher, wie die 
Umrüstung und Ertüchtigung vorhandener Werke für die 
Bedarfe der Verteidigungsindustrie unterstützt werden 
können.“ Koalitionsvertrag CDU/CSU/SPD, 21. Legisla-
turperiode, „Verantwortung für Deutschland“

Was will „Orte der Aufrüstung“?

Auf der Webseite der Initiative heißt es: „Wir stellen uns 
gegen eine katastrophale Konversion rückwärts – in Os-
nabrück & überall! Denn: Überall schreitet die Militari-
sierung der Gesellschaft voran. Von zivil zu militärisch in 
Richtung Kriegstüchtigkeit: Fabriken, Softwarefirmen, 
Krankenhäuser, Bahnstrecken. Jeder Mensch, der in die 

Rüstung wechselt, fehlt in Pflege, Gesundheit, Bahn und 
Klimaschutz. Genau hier können wir den Wahnsinn auf-
halten: Durch Verweigerung und Widerstand in den Be-
trieben und den Orten der Aufrüstung. Ein widerständiges 
Symbol gibt es bereits: In Osnabrück will Rheinmetall 
das VW-Werk übernehmen. Und auch an anderen Orten 
regt sich bereits der Widerstand. Organisieren wir uns ge-
meinsam: Kämpferische Arbeiter*innen, kreative Akti-
vist*innen und engagierte Zivilgesellschaft. Verhindern 
wir die Militarisierung – vor Ort und überall.“

Mit der Webseite soll der Widerstand eine Stimme er-
halten. Die Karte verweist auf Orte in Deutschland, an de-
nen Militarisierung auf unterschiedlichen Ebenen sichtbar 
ist – und zugleich auf Orte, an denen Protest stattfindet 
und unterstützt werden kann. Ziel ist es, Anregungen für 
lokales Handeln zu geben.

Dazu ein Faktencheck: Rüstung schafft keine sichere 
Zukunft! Immer wieder wird behauptet, der Rüstungs-
boom sichere Arbeitsplätze und nütze der Gesamtwirt-
schaft. Das ist so nicht haltbar. Dort, wo Produktionska-
pazitäten von zivil auf militärisch umgestellt werden, gibt 
es keine vollständige Arbeitsplatzsicherung. Beispiele 
sind Görlitz, wo KNDS das Alstom-Werk übernommen 
hat und künftig Panzer statt Züge produzieren will, oder 
Gifhorn, wo Rheinmetall Teile des ehemaligen Conti-Ge-
ländes nutzt. Auch gesamtwirtschaftlich ist der Nutzen 
fraglich: Eine Studie der Universität Mannheim zeigt, 
dass sich jeder in Rüstung investierte Euro am Ende hal-
biert – es bleiben etwa 50 Cent Wertschöpfung. Investiti-
onen in Infrastruktur hingegen verdoppeln sich, Investiti-
onen in Bildung verdreifachen sich sogar.

Osnabrück im Fokus: „ÖPNV sta� Panzer“

Der Ausgangspunkt ist das VW-Werk Osnabrück, wo of-
fen ist, wie es ab 2027 weitergeht. Rheinmetall bekundet 
Interesse an einer Übernahme. Während die deutsche Au-
tomobilindustrie in der Krise steckt, verzeichnet Rhein-
metall Rekordaufträge. Bestehende Industrieanlagen zu 
übernehmen, ist für den Konzern der schnellste Weg zur 
Produktionsausweitung.

Aufrüstung um jeden Preis
 „Orte der Aufrüstung“ und das Zukun�swerk Osnabrück 
als konkreter Kampf

von Tobi Rosswog

https://www.uni-mannheim.de/newsroom/presse/pressemitteilungen/2025/juni/ruestung-ohne-rendite/
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Ein Blick auf die Berichterstattung zeigt die Dynamik:
„Jetzt ist plötzlich alles weg – Osnabrück bangt um 

VW-Werk. Für Osnabrück war Volkswagen einst der Ret-
ter. Nun dürfte das niedersächsische Werk ganz oben auf 
der Streichliste stehen.“ Handelsblatt, 29.10.2024.

Das VW-Werk in Osnabrück beschäftigt rund 2.300 
Kolleg*innen. Produziert wurden hier über Jahre unter 
anderem Cabrio-Modelle sowie Fahrzeuge für Porsche – 
zuletzt auch die MOIA-Kleinbusse. Bemerkenswert ist, 
dass diese Kleinbusse innerhalb von nur elf Monaten ge-
meinsam mit VW Nutzfahrzeuge vor Ort entwickelt wur-
den. Damit war am Standort nicht nur industrielle Kom-
petenz vorhanden, sondern auch die Fähigkeit, in kurzer 
Zeit neue Produkte für eine andere Mobilität auf den Weg 
zu bringen.

In der konkreten Ausgestaltung von MOIA folgte das 
Projekt jedoch einer plattformkapitalistischen Logik: Als 
hochpreisiger Ridepooling-Dienst in Hamburg stellt es 
eine Luxuskonkurrenz zum öffentlichen Personennahver-
kehr dar und leistet keinen Beitrag zu einer sozial-ökolo-
gischen Verkehrswende. Als öffentlich integrierte Klein-
busse, insbesondere im ländlichen Raum, wäre genau die-
se Form von Fahrzeugen jedoch dringend notwendig – 
und davon bräuchte es deutlich mehr.

„Weihnachtswunder von Hannover sichert Volkswa-
gen-Standorte ab. Betriebsbedingte Kündigungen, Werks-
schließungen und Einschnitte in das laufende Monatsein-
kommen beim Autobauer abgewendet.“ IG Metall, 
20.12.2024.

Schon kurz auf den von der IG Metall herbeigeführten 
Tarifabschluss, der auch das Werk in Osnabrück sichern 
sollte, machten u.a. kämpferische VW-Kolleg*innen klar, 
dass dieser Abschluss kein Grund zur Entwarnung ist.

Eskala�on der Deba�e

„Militärfahrzeuge von VW? Konzern ist offen. Welche 
Wege findet VW aus der Krise - insbesondere in Osna-
brück und Dresden?“ titelt zdfheute am 11.3.2025. Die 
Produktion in der gläsernen Manufaktur in Dresden ist 
mittlerweile eingestellt. Aber was wird aus Osnabrück? 

Zwei Tage später folgt der NDR: „Rheinmetall-Chef: 
VW-Werk in Osnabrück gut für Rüstung geeignet“

Auch die Porsche Holding SE, Hauptanteilseignerin 
von VW, mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden Wolfgang 
Porsche, Enkel des Kriegsverbrechers Ferdinand Porsche, 
möchte in Zeiten, wo die Profite eher mit Rüstung statt 
mit Autos zu machen sind, wieder zurück zu den Wurzeln 
und positioniert sich neu. Das Handelsblatt schreibt am 
13.8.2025: „Porsche SE setzt auf Rüstung – Gewinn ein-
gebrochen. Die Situation in der Autoindustrie ist ange-
sichts von US-Zöllen und der Flaute in China schwierig.“

An diese gesellschaftliche Stimmung anknüpfend, ver-
anstaltet das Handelsblatt ausgerechnet am Antikriegstag, 
dem 1. September 2025, in Düsseldorf eine Konferenz 
unter dem Titel „Wirtschaftsfaktor Rüstung – Motor für 
den Industriestandort Deutschland?“ Dass das Fragezei-
chen dabei eher ein Ausrufezeichen ist, wird spätestens 
mit Blick auf das Programm deutlich. Die Veranstaltung 
versammelt zentrale Akteur*innen aus Politik, Militär, 
Rüstungsindustrie und Gewerkschaften, die gemeinsam 
die militärische Umrüstung der Industrie vorantreiben.

Ein besonders prägnantes Beispiel ist Annette Leh-
nigk-Emden, Präsidentin des Bundesamts für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) aus Koblenz. In einem Interview mit der 
Neuen Osnabrücker Zeitung vom 14.8.2025 bringt bereits 
die Überschrift die Stoßrichtung auf den Punkt: „Kriegs-
wirtschaft in Osnabrück? Chefeinkäuferin der Bundes-
wehr: ‚VW könnte auch Panzer bauen‘.“

Ebenfalls Teil des Programms ist Jürgen Kerner, zwei-
ter Vorsitzender der IG Metall. Er steht exemplarisch für 
die zunehmende Annäherung von Gewerkschaftsspitzen 
an rüstungsindustrielle Interessen. Bereits Anfang 2024 
veröffentlichte Kerner gemeinsam mit dem Bundesver-
band der Deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie (BDSV) sowie dem Wirtschaftsforum der SPD das 
Positionspapier „Souveränität und Resilienz sichern“. 
Schon der Titel der begleitenden Pressemitteilung macht 
die politische Richtung unmissverständlich klar: „Vertei-
digungsindustrie zukunftsfähig machen“.

Aktion von Robin Wood in Osnabrück, Foto: Robin Wood.

https://www.tarifrunde-vw.de/post/weihnachtswunder-von-hannover-sichert-volkswagen-standorte-ab
https://www.igmetall.de/presse/pressemitteilungen/verteidigungsindustrie-zukunftsfaehig-machen
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Damit wird deutlich, wie eng politische Entschei-
dungsträger*innen, militärische Beschaffungsstellen, 
Rüstungskonzerne und Teile der Gewerkschaftsführung 
mittlerweile zusammenarbeiten, um die militärische Um-
rüstung ganzer Industriezweige gesellschaftlich zu legiti-
mieren und praktisch voranzutreiben. Dabei steht in der 
Satzung der IG Metall (§ 2), sie setze sich für Frieden, 
Abrüstung und Völkerverständigung ein – ein zunehmen-
der Widerspruch zur realen Praxis.

Politische Rückendeckung gibt es auch auf Landesebe-
ne: Im Sommerinterview des NDR bezeichnet Nieder-
sachsens Ministerpräsident Olaf Lies (SPD) die Rüs-
tungsindustrie als „starkes Standbein“ des Landes. Das ist 
insofern bemerkenswert, da Niedersachsen mit 20 Pro-
zent Anteil und einer Sperr-minorität zweitgrößter Aktio-
när von VW ist. Die Kräfteverhältnisse scheinen klar: 
Rheinmetall soll übernehmen. Doch was ist noch mög-
lich?

Druck von unten: Zukun�swerk Osnabrück

Einen wichtigen Hinweis darauf, wo konkrete Hand-
lungsspielräume liegen, liefert eine Mitteilung des Be-
triebsrats im VW-Werk Osnabrück. In der „Wichtigen 
Info…“ vom 29.4.2025 heißt es unmissverständlich: „Al-
ternativen außerhalb des zivilen Fahrzeugbaus für Volks-
wagen sind weiterhin in Abstimmung – aber abhängig 
von politischen Entscheidungen.“ Direkt im Anschluss 
folgt – bewusst hervorgehoben – der Satz: „Wir sind be-
reit!“

Diese Formulierung ist mehr als ein rhetorischer Nach-
satz. Sie benennt den entscheidenden Punkt: Die Zukunft 
des Standorts ist keine technische oder ökonomische Fra-
ge, sondern eine politische. Auch wenn spätere öffentli-
che Aussagen der IG-Metall-Führung inhaltlich alles an-
dere als progressiv ausfallen, wird hier ein zentraler Punkt 
ausgesprochen: Ohne politischen Druck wird es keine zi-
vilen Alternativen geben.

Gerade in der Friedensstadt Osnabrück, die diesen Ti-
tel gemeinsam mit Münster aufgrund des Westfälischen 
Friedens von 1648 trägt, geht es deshalb darum, Druck 
von unten aufzubauen und gesellschaftliche Mehrheiten 
zu verschieben. Politische Entscheidungsträger*innen re-
agieren selten aus Überzeugung – sie reagieren auf Stim-
mungen, Konflikte und Kräfteverhältnisse. Am Ende sind 
sie nichts anderes als Fähnchen im Wind.

Genau an diesem Punkt setzt der wachsende, kreative 
Widerstand gegen die Übernahmepläne von Rheinmetall 
an. Unterschiedlichste Akteur*innen – Beschäftigte, Initi-
ativen, Aktivist*innen und Teile der Stadtgesellschaft – 
beginnen sich zu vernetzen. Aus diesem Prozess heraus 
formiert sich das Zukunftswerk Osnabrück, das seine For-
derungen klar und unmissverständlich in drei Punkten zu-
sammenfasst:

1. Verhinderung einer Rheinmetall-Übernahme oder an-
derer Rüstungsumstellungen

2. Erhalt aller Arbeitsplätze und Entwicklung langfristi-
ger Sicherheit

3. Entwicklung von Perspektiven einer Konversion und 
Vergesellschaftung des Werks

Eine reale Alterna�ve

Unter dem Titel „Volkswagen vor Grundsatzentschei-
dung: Panzer oder Kleinbus?“ zeigen Stephan Krull und 
Mario Candeias (der Freitag, 8.8.2025) eine konkrete Per-
spektive auf: „Tatsächlich werden in Osnabrück bereits 
jetzt Kleinbusse für den öffentlichen Personennahverkehr 
in Hamburg und Hannover gebaut. Daran könnte man an-
schließen, wenn man wollte.“

Krea�ver Widerstand wirkt, aber es muss 
weiter gehen

Lokale Schlagzeilen geben einen Eindruck der Proteste:
„RIP Friedensstadt Osnabrück“: Aktivisten stellen 

Holzkreuze gegen den Krieg auf (NOZ, 22.10.2025)
„Straßenschilder in Osnabrück überklebt – Aus dem 

Vaterlandsweg [...] haben Aktivisten zwischen-zeitlich 
die „Deserteursstraße“ gemacht.“ (NOZ, 13.11.2025)

„Heger Tor beschmiert: Rausmetall protestiert gegen 
Aufrüstung in Osnabrück“ (NOZ, 26.11.2025)

Nach einer intensiveren Phase kreativer Intervention ti-
telt beispielsweise ntv am 27. November2025: „Rheinme-
tall winkt bei VW-Werk in Osnabrück vorerst ab“.

Doch Entwarnung ist das nicht. Zum einen: Rheinme-
tall möchte auch Druck in der Öffentlichkeit erzeugen, 
um noch mehr Großaufträge zu bekommen. Zum ande-
ren: Ohne zivile, bedarfsorientierte Perspektive bleibt das 
Werk gefährdet.

Osnabrück als Symbol

Deshalb bleiben die Initiativen präsent: vor den Werksto-
ren, in Gesprächen mit Kolleg*innen, in der Stadtgesell-
schaft. Am 31. Januar 2026 veranstalteten sie ein antimi-
litaristisches Winterfest direkt vor dem Werk – gut be-
sucht, trotz Kälte, auch überregional. Osnabrück kann ein 
Symbol werden: gegen die Militarisierung der Gesell-
schaft und gegen Aufrüstung. Was es braucht, ist klar: 
Druck von unten. Und den können wir nur gemeinsam 
aufbauen.

Mehr Infos unter: zukunftswerk-osnabrück.de

http://zukunftswerk-osnabr%C3%BCck.de
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Mit dem Operationsplan Deutschland (OPLAN) liegt in-
zwischen eine – geheime – Blaupause für die zivil-militä-
rische Vorbereitung auf den Kriegsfall in Friedenszeiten 
vor. Im Folgenden soll der OPLAN anhand dessen, was 
sich aus öffentlichen Quellen erschließen lässt, in seinen 
wesentlichen Elementen kurz vorgestellt und sich an-
schließend auf dessen kernmilitärischen Teil fokussiert 
werden. Es soll beschrieben werden, auf welche Weise 
und in welchen Bereichen die Bundeswehr unter Beru-
fung auf einen permanenten Quasi-Kriegszustand schon 
heute zivile Akteure, Strukturen und Organisationen in 
ihre Planungen für den Ernstfall einbezieht. 

Geheime Entstehung

Salopp formuliert handelt es sich beim OPLAN zunächst 
einmal um ein Dokument, also um einen großen Haufen 
Papier oder eine große Computer-Datei – er hat eine hohe 
Einstufung und ist nicht für die Augen der Öffentlichkeit 
bestimmt: „Der Operationsplan Deutschland umfasst 
rund 1.400 Seiten und ist als Gesamtdokument geheim 
eingestuft. Aus Gründen der nationalen Sicherheit ist das 
Dokument nicht öffentlich als Download verfügbar.“1

Obwohl also kaum jemand das Papier zu Gesicht be-
kommen hat, gibt es eine Reihe von Veröffentlichungen, 
die Rückschlüsse auf seine Inhalte zulassen. Dazu gehört 
zum Beispiel die vom Presse- und Informationszentrum 
des Operativen Führungskommandos der Bundeswehr 
herausgegebene Broschüre „Operationsplan Deutschland: 
Eine gesamtstaatliche und gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe“.2

Außerdem gibt es diverse Militärs, die in Interviews 
Teile durchblicken lassen. Zu den Ursprüngen des 
OPLANs gab etwa General André Bodemann, der Kom-
mandeur Territoriale Aufgaben, im April 2024 zu Proto-
koll: „Wir haben vor rund einem Jahr mit diesem Plan be-
gonnen und mussten fast alles neu denken. Beteiligt daran 
waren rund 150 Experten aus Bundeswehr, Bund und 
Ländern, an rund 100 Tagen haben wir unter ‚geheim‘ ge-
tagt. Und was wir jetzt haben, ist ein ‚lebendes Doku-
ment‘, es wird also ständig fortgeschrieben. […] Am 27. 

März [2024] haben wir den Plan dem Generalinspekteur 
vorgelegt. Nach dessen Billigung setze ich als Nationaler 
Territorialer Befehlshaber diesen Plan, der mehrere, auf 
die Bedrohungslage abgestufte Maßnahmen beinhaltet, in 
Kraft.“3

Unter „geheim“ tagen bedeutet, dass der Plan in abge-
schotteten Räumen ohne Handynutzung erarbeitet wurde 
und es den Beteiligten – Personen aus der Bundeswehr, 
der Bundesregierungs-Ebene, den Länderregierungen und 
aus den Kommunen – strikt verboten ist, darüber zu be-
richten, was dort eigentlich passiert ist. Als „lebendiges“ 
Dokument, das permanent überarbeitet wird, soll eine 
zweite Fassung bereits Mitte 2026 vorgelegt werden. 

Grauzone Beinahe-Krieg

Entscheidend am OPLAN ist, dass seine Planungen aus 
der Behauptung abgeleitet (und legitimiert) werden, dass 
wir uns nicht mehr im Frieden befänden. So äußerte sich 
etwa General Bodemann gegenüber der FAZ wie folgt: 
„Früher gab es nur Null oder Eins, Frieden oder Krieg. 
Heute liegt dazwischen eine lange Strecke hybrider Be-
drohungen. Schon heute gilt: Wir sind nicht im Krieg, for-
maljuristisch, aber wir befinden uns auch schon lange 
nicht mehr im Frieden, weil wir täglich bedroht und auch 
attackiert werden. Trotzdem müssen wir natürlich über 
die zivilen Beiträge zur Gesamtverteidigung reden.“4 Wie 
auch der gesamte OPLAN sieht uns Bodemann also in ir-
gendeinem Zwischenzustand, wo die klassischen Kriegs-
definitionen noch nicht greifen, aber auch kein Frieden 
mehr herrschen soll.5

Aus Bundeswehrsicht besteht dabei das Problem, dass 
viele „nützliche“ Gesetze im Frieden nicht oder kaum zur 
Anwendung kommen – sie greifen erst bei zunehmenden 
Eskalationsstufen in Richtung Krieg. In der Broschüre 
„Gesamtverteidigung Deutschland. Ein gemeinsamer 
Auftrag für unsere Gesellschaft“ listet die Bundeswehr 
zwölf solcher Gesetze auf, die erst unter bestimmten 
Bedingungen zum Tragen kommen: Normalzustand, 
Grauzone, Bündnisfall, Zustimmungsfall, Spannungsfall 
und Verteidigungsfall. Rechtlich klar geregelt sind ledig-
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lich vier der fünf vom Frieden wegführenden „Eskalati-
onsstufen“: „Das Rechtsregime des äußeren Notstands 
legt Ausnahmevorschriften an und unterscheidet dabei 
vier Eskalationsstufen: Den Fall besonderer Zustimmung 
(‚Zustimmungsfall‘), den Spannungsfall, den Bündnisfall 
sowie den Verteidigungsfall. Diese unterschiedlichen Fäl-
le sind an klar umrissene verfassungsrechtliche Voraus-
setzungen geknüpft und bedürfen grundsätzlich einer 
Feststellung durch den Bundestag mit der jeweils erfor-
derlichen Mehrheit.“6

Entscheidend ist also diese rechtlich nicht klar definier-
te „Grauzone“ und wie die Bundeswehr in diesem Beina-
he-Krieg nun Zugriff auf zivile Ressourcen bekommen 
kann, um sie schon heute in die Vorbereitung militärischer 
Auseinandersetzungen zu integrieren. Zivile Akteure sind 
damit nach Auffassung von General Bodemann integrale 
Bestandteile der Gesamtverteidigung, die er wie folgt de-
finiert: „Verantwortlich dafür ist das Bundesministerium 
des Innern und für Heimat. Ich bin für den militärischen 
Teil von Gesamtverteidigung zuständig. Wir befassen uns 
mit der Frage, welche zivile Unterstützung brauchen wir, 
um die territoriale Integrität des Landes zu verteidigen 
oder wiederzuerlangen. Wie erhalten wir die Regierungs-
fähigkeit, wie schützen wir wichtige Infrastrukturen – das 
kann die Bundeswehr allein absolut nicht tun, deswegen 
brauchen wir die Unterstützung der zivilen Seite.“7

Fokus Aufmarsch 

Im Mittelpunkt des OPLANs stehen Maßnahmen, um den 
reibungslosen Auf- bzw. Durchmarsch an die Ostfront zu 
ermöglichen, lässt sich bei der Bundeswehr nachlesen: 
„Wesentlicher inhaltlicher Schwerpunkt des Operations-
plan Deutschland ist die Beantwortung der Frage, wie die 
Bundesrepublik den geplanten Aufmarsch und die Versor-
gung verbündeter als auch eigener Streitkräfte im Bünd-
nisfall gewährleisten kann. Entsprechend der Planungen 
der NATO müssen hierbei Hunderttausende Soldatinnen 
und Soldaten mit unterschiedlichen Bereitschaftsgraden 
durchgängig logistisch und medizinisch versorgt sowie 
geschützt werden. […] Dies umfasst Unterstützungsleis-
tungen bei Schutz und Sicherung, Verkehrsleitung, Trans-
port und Umschlag auf Straße, Schiene sowie in See- und 
Flughäfen, Unterbringung und Verpflegung, Betankung 
und Instandhaltung, medizinischer Versorgung bis hin zur 
Rechtsberatung. Diese Aufgabe ist – ohne langen Vorlauf 
und über lange Zeit – nur mit den Leistungen zivil-ge-
werblicher Partner sicherzustellen.“8

Es geht also vor allem um den Aufmarsch der NATO 
von Westen gen Osten, wofür Deutschland nördlich der 
Alpen der zentrale Knoten ist, durch den alles durch 
muss, danach kommen Nord- und Ostsee. Konkrete Ma-
növer geben dann einen kleinen Einblick in die möglichen 
Rollen nicht-militärischer Akteure: In einer Teilübung 
von „Steadfast Defender“ zog z.B. im September 2025 
eine Bundeswehr-Brigade nach Litauen und machte dabei 

Rast in Prenzlau (Brandenburg). Unter dem Generalunter-
nehmer Rheinmetall gab es dann dort einen bewaffneten 
zivilen Sicherheitsdienst, der das Gelände bewachte so-
wie zivile Angestellte, die die LKWs betankten und war-
teten; es gab einen zivilen Caterer und es gab zivile Fir-
men, die Zelte und Betten zur Verfügung stellten, weil 
sich die eigene Logistik im Kriegsfall oder in der Vorbe-
reitung davon in den Plänen der Bundeswehr bereits in 
Polen, in Litauen oder andernorts entlang der Frontlinie 
befände.

Wichtig ist, dass nicht nur der reibungslosen Verlegung 
an die Ostfront, sondern auch den Rücktransporten ins 
Hinterland große Bedeutung beigemessen wird: Von Wes-
ten müssen also NATO-Truppen, Gerät, deren Versor-
gungsgüter wie Treibstoff, Essen, Munition usw. nach Os-
ten und umgekehrt müssen verwundete und tote Sol-
dat*innen oder zum Beispiel auch Kriegsgefangene gen 
Westen zurücktransportiert werden. 

Arbeitsgruppen

Was die im OPLAN konkret adressierten Themenfelder 
anbelangt, hat „Frag den Staat“ ziemlich hartnäckig nach-
gebohrt. Bekommen haben sie nicht allzu viel, aber doch 
einen Flyer, der sieben Arbeitsgruppen auflistet, deren 
Themen augenscheinlich im Operationsplan ausgearbei-
tet wurden.9

AG1 „Definition ziviler Unterstützungsbedarfe“: Was 
kann die zivile Seite für die Bundeswehr tun?

AG2 „Lebens- und verteidigungswichtige Strukturen“: 
Was ist allgemeine kritische Infrastruktur? Was ist zivi-
le Infrastruktur, die für das Militär wichtig ist? Und 
was ist militärische Infrastruktur, die speziell geschützt 
werden muss – das ist der Teil, der für den Operations-
plan Deutschland besonders wichtig ist.

AG3 „Führungsfähigkeit und gesamtstaatliches Lage-
bild“: Deutschland hat als föderaler Staat im Gegensatz 
zum Militär im Zivilbereich keine geraden Befehlswe-
ge. Es geht also darum, wie eine Befehlskette etabliert 
werden kann – auch wenn es diese Strukturen eigent-
lich nicht gibt –, die irgendwie aus Berlin den Kommu-
nen sagen kann, was sie zu tun haben. Wie es gelöst 
werden soll, ist unklar, aber auf jeden Fall wird sich 
fleißig darüber Gedanken gemacht.10

AG4 „Personal und Gesundheit“: Die im Flyer aufgeliste-
ten Bereiche für diese Arbeitsgruppe umfassen „Wehr-
ersatzwesen“; „Kriegsgefangenenwesen“; „Gefalle-
ne“; „Fluchtbewegungen“; „Betreuung und Fürsorge“; 
„psychosoziale Unterstützung“; „Gesundheitsversor-
gung“.
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AG5 „Verkehrsinfrastruktur und Verkehrsleitung“: Dazu 
im Flyer: „Die AG thematisiert die Ertüchtigung der 
nationalen Verkehrsinfrastruktur und die Erhöhung ih-
rer Widerstandsfähigkeit mit dem Ziel, in Krise und 
Konflikt den militärischen Anforderungen unter Be-
rücksichtigung der zivilen Herausforderungen gerecht 
werden zu können.“

AG6 „Military Mobility“: Die Truppen müssen auch 
Grenzen überqueren, weshalb sich unter anderem über 
Dinge wie Zollkontrollen Gedanken gemacht wird. Es 
geht um die „Vereinfachung, Standardisierung und Be-
schleunigung von Verfahren sowie die Modernisierung 
von Infrastruktur, um Truppen und Material schneller 
grenzüberschreitend verlegen zu können“.

AG7: „Strategische Kommunikation“: Man könnte dazu 
auch Propaganda sagen, also wie adressiert man die 
Bevölkerung so, dass sie gefälligst irgendwie an die-
sem Operationsplan Deutschland mitarbeitet? Da das 
Dokument geheim ist, wissen wir nicht, ob diese Stra-
tegische Kommunikation im Sinne des Operations-
plans jetzt schon stattfindet oder erst wenn Fall X oder 
Y ausgerufen wird, von dem wir dann aber möglicher-
weise auch gar nichts mitbekommen. Jedenfalls wird 
sich hier auf höchster Regierungsebene Gedanken dar-
über gemacht, wie man die Bevölkerung propagandis-
tisch adressiert, um sie ins Glied zu rücken.

OPLAN-Heimatschutztruppe 

Von militärischer Seite ist auf oberster Ebene das Opera-
tive Führungskommando in Berlin für den OPLAN zu-
ständig, das mit Bundesregierung und NATO kommuni-
ziert. Ihm unterstellt gibt es Landeskommandos in allen 
Landeshauptstädten, die mit den Landesregierungen und 
deren Behörden in Kontakt stehen. Und unterhalb davon, 
weitestgehend aus der Reserve besetzt, existieren Kreis- 
und Bezirksverbindungskommandos, das heißt, in jedem 
Kreis, in jeder kreisfreien Stadt und in jedem Regierungs-
bezirk gibt es ein kleines Bundeswehrkommando, das so-
zusagen ebenengerecht mit den jeweiligen Behörden 
kommuniziert, um im Fall der Fälle das auch alles irgend-
wie gangbar zu machen.

Neben diesen organisierenden gibt es auch noch aus-
führende Kräfte bei der Bundeswehr. Das ist der soge-
nannte Heimatschutz, der gerade massiv ausgebaut wird. 
Aktuell gibt es sechs Regimenter, zusammen 500 aktive 
Soldat*innen und um die 6.000 Reservistinnen und Re-
servisten, die dafür da sind, mit der Waffe ebendiese mili-
tärrelevante Infrastruktur in Deutschland zu schützen. 
Kürzlich kündigte der scheidende Heeresinspekteur Al-
fons Mais aber an, er sehe für die Heimatschutztruppe ei-
nen Bedarf von 9.500 Aktiven sowie 138.000 Reservistin-
nen und Reservisten, die – wie auch immer das gehen soll 
– bis 2029 zur Verfügung stehen müssten.11 Damit würden 

genug Truppen zur Verfügung stehen, um den permanen-
ten Quasi-Ernstfall gegen alle Eventualitäten militärisch 
abzusichern – erklärtermaßen auch gegen Proteste aus der 
Friedensbewegung.12
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Daniel Lücking befasst sich als Wissenschaftlicher Mitar-
beiter des Bundestagsabgeordneten Jan Köstering mit 
Themen des Zivil- und Katastrophenschutzes. Auf dem 
IMI-Kongress hat er zu Auswirkungen des „Operations-
plans Deutschland“ auf Bevölkerung und Kommunen re-
feriert.

 Daniel, Du hast auf dem Kongress vor allem über das 
„Grünbuch Zivil-Militärische Zusammenarbeit 4.0“ 
gesprochen, das im Gegensatz zum Operationsplan 
Deutschland nicht als geheim eingestuft wird, aber 
Vorschläge zu dessen Umsetzung macht. Kannst Du 
kurz beschreiben, was der Inhalt dieses Grünbuchs im 
Kern ist?

Im Grünbuch sind die Wünsche des Militärs an Länder, 
Kommunen und Katastrophenschutzorganisationen skiz-
ziert. Es ist deutlich herauslesbar, dass sich das Militär im 
Fall eines Krieges an der Nato-Ostgrenze auf Infrastruk-
tur abstützen will, die bislang zur Basisversorgung der 
Bevölkerung gehört. Während in der öffentlichen Darstel-
lung stets darauf verwiesen wird, es gehe nicht um Krieg 
auf dem Bundesgebiet, machen die Szenarien im Grün-
buch dann aber doch deutlich, dass die Auswirkungen ei-
ner Nato-Kriegsführung zu massiven Einschränkungen 
führen werden.

Die Inhalte des Grünbuchs sind öffentlich verfügbar 
und diskutierbar. An den fortgesetzten Aktivitäten des 
Verteidigungsministeriums zur Umsetzung des OPLAN 
Deutschlands hätte eine Verhinderung der Veröffentli-
chung des Grünbuchs nichts geändert. Das Grünbuch 
macht diese allerdings sichtbar. In begrenzter Weise de-
cken Parlamentarier*innen mit der Veröffentlichung des 
Grünbuchs die Kriegsplanungen der Regierung auf.

 Veröffentlicht wurde das Grünbuch vom „Zukunftsfo-
rum Öffentliche Sicherheit e.V. (ZOES)“. Um was für 
eine Institution handelt es sich dabei?

Das ZOES wurde als Verein gegründet, um Parlamentari-
er*innen und zivilgesellschaftlichen Akteuren ein Forum 

für die Zusammenarbeit und den Austausch zu Themen 
der öffentlichen Sicherheit zu bieten. An der Gründung im 
Jahr 2007 waren Parlamentarier*innen aller Fraktionen 
beteiligt. Im Verein treffen sich einerseits Expert*innen 
aus vielen Bereichen, z.B. dem Katastrophenschutz, aber 
es ist auch eine Anlaufstelle für Lobbyisten. Teil des Fo-
rums ist der Beirat, der aus je einem Mitglied aus Union, 
SPD, Grünen und Linke besteht. Auch die FDP war ver-
treten. Die AfD ist im ZOES nicht vertreten.

 Was fällt Dir am Grünbuch besonders auf und was 
würdest Du besonders kritisieren?

Das Grünbuch folgt der militärischen Logik und nutzt 
viele Erzählungen, die eigentlich davon ablenken sollen, 
was ein Krieg der Nato-Länder für Folgen mit sich bringt. 
Die Rolle Deutschlands wird in dieser Situation als 
„Drehscheibe“ verharmlost. Wenn die Nato-Truppen je-
doch mit 800.000 Soldat*innen und 200.000 Fahrzeugen 
auf dem Durchmarsch in Richtung Nato-Ostgrenze zu 
versorgen sind und aus der Gegenrichtung Tote, Verwun-
dete und flüchtende Menschen eintreffen, dann bedeutet 
das auch Kriegszustände im Inland. Gleichzeitig ist ein 
solches Aufmarschgebiet auch Ziel von gegnerischer Sa-
botage und Angriffen.

Diese wesentlichen Auswirkungen eines Krieges wer-
den im Grünbuch allerdings nicht behandelt. Insbesonde-
re die Frage nach der Versorgung von Geflüchteten und 
der Aufrechterhaltung der Versorgung der Bevölkerung 
im Inland sind keine Themen.

 Trotzdem hat der damalige Bundestagsabgeordnete Dr. 
André Hahn, für den Du seinerzeit als Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter tätig warst, an der Erstellung mitgewirkt. 
Was war die Motivation dahinter?

Als im Jahr 2024 die Arbeit am Grünbuch stattfand, wa-
ren nur wenige Aspekte des Operationsplans Deutschland 
bekannt. Der OPLAN ist von der Bundesregierung als 
streng geheim eingestuft und steht nicht einmal Bundes-
tagsabgeordneten zur Einsicht zur Verfügung. Er ist auch 

Vorbereitungen auf den Kriegsfall
Interview mit Daniel Lücking zum „Grünbuch ZMZ 4.0“
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nicht in der Geheimschutzstelle des Parlamentes zugäng-
lich. Damit entzaubert das Verteidigungsministerium das 
Märchen von der sogenannten „Parlamentsarmee“ gänz-
lich, denn eine parlamentarische Kontrolle ist beim 
OPLAN weder vorgesehen noch faktisch möglich.

Es wurde sehr schnell deutlich, dass mit dem überwie-
gend von Militärs geschriebenen Grünbuch eine fundierte 
Kritik möglich werden würde, ohne dass strafrechtlich 
Ermittlungen aufgrund von Geheimschutzvergehen ein-
geleitet werden können.

 Was ist Dein Eindruck von der Debatte um den Opera-
tionsplan Deutschland und das Grünbuch ZMZ? Hast 
Du das Gefühl, dass das einer breiten Öffentlichkeit 
bekannt ist und kontrovers diskutiert wird?

Über die Auswirkungen des Operationsplans wird derzeit 
zu wenig diskutiert. Die öffentliche Debatte hängt beim 
Aspekt der Sonderschulden. Kommen aber die Vorberei-
tungen für die Nato-Logistik zum Tragen, dann wird mehr 
Militärinfrastruktur im Land sichtbar. Sperrgebiete, Son-
derregeln für durchmarschierende Truppenteile, Priorisie-
rung medizinischer Versorgung für Soldat*innen statt für 
Zivilbevölkerung. Einschränkung der Demonstrations- 
und Versammlungsfreiheit – all das wird massive Eingrif-
fe in den Alltag der Menschen mit sich bringen.

Die organisatorischen Vorbereitungen dafür werden 
bereits in geheimen Gesprächen mit Ländern, Kommunen 
oder auch Krankenhausleitungen geführt. Aus denen wird 
natürlich kein Kommunalpolitiker, der vom Militär zur 
Geheimhaltung verpflichtet und damit auch massiv einge-
schüchtert wird, jemals berichten oder mit sich diskutie-
ren lassen. Da aber die Inhalte des Grünbuchs keiner Ge-
heimhaltung unterliegen, ist es zur Konfrontation geeig-
net, ohne dass sich jemand mit „Das muss ich aber ge-
heim halten“ herausreden kann.

„Die Entscheidung, mit im Kreis der Herausgeber des 
‚Grünbuch Zivilmilitärische Zusammenarbeit ZMZ 
4.0‘ genannt zu werden, ist mir diesmal nicht leicht-
gefallen. Ausschlaggebend war dann aber letztlich, 
dass hier deutlich wird, in welchen Dimensionen die 
Planungen für einen Krieg in Europa mittlerweile an-
gekommen sind. Während der sogenannte OPLAN 
Deutschland – Operationsplan Deutschland – weitge-
hend geheim eingestuft ist, ist nun dank des vorlie-
genden Grünbuchs ersichtlich, welche Ausmaße mili-
tärische Planungen bereits annehmen und in welchem 
Umfang militärische Handlungen vorbereitet wer-
den.“
André Hahn in einer Pressemitteilung anlässlich der 
Veröffentlichung des Grünbuchs.

Im Grünbuch ZMZ wird dieses Szenario für einen NATO-Aufmarsch an der NATO-Ostflanke zugrunde gelegt. 
Siehe GRÜNBUCH ZMZ 4.0 „Zivil-Militärische Zusammenarbeit 4.0 im militärischen Krisenfall“, S. 27. 

https://zoes-bund.de/publikationen/gruenbuch-zmz/
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Mit dem sogenannten Operationsplan Deutschland 
(OPLAN) werden zivile Akteure und Strukturen in die 
Kriegsvorbereitungen der Bundeswehr eingebunden. 
Dies trifft auch und gerade für das Gesundheitswesen zu. 
An den geheimen OPLAN angelehnt ist das öffentlich 
einsehbare Grünbuch ZMZ 4.0, worin Krankenhäuser 
dementsprechend eine zentrale Rolle spielen: „Gesamt-
verteidigung als Aufgabe der Zivilgesellschaft und der 
Bundeswehr bedeutet für alle Akteure im Gesundheitswe-
sen, ihren Beitrag zu leisten und am Bedarf der Streitkräf-
te zu planen… Die Wirksamkeit dieser Absicherung ist 
auch eine grundlegende Voraussetzung für die Motivation 
und das Vertrauen der eingesetzten Kräfte.“1

Beschäftigte im Gesundheitswesen sind damit fester 
Bestandteil der Kriegsvorbereitung. Bei Kampfhandlun-
gen in einem Nato-Staat rechnet man mit täglich ca. 1000 
verletzten Soldaten, die Hälfte davon schwer bzw. stark 
pflegebedürftig. Und auch für psychische Behandlungs-
kapazitäten wird es einen erhöhten Bedarf geben, was be-
reits jetzt schon aus unseren Psychiatrien auf Grund des 
Ukraine-Krieges berichtet wird.

Weiter heißt es im Grünbuch: „Soweit Umsetzungen 
und Maßnahmen gewählt werden, die zu einer Einschrän-
kung des Versorgungsniveaus führen oder die Qualität der 
medizinischen Versorgung absenken ist eine Kommuni-
kationsstrategie erforderlich, die die Maßnahmen der Be-
völkerung erklären…“ Darin wird auch eine Art KI-ge-
stützte Selbsttriage empfohlen: „Ferner könnten KI-ge-
stützte Systeme Patienten bei der Entscheidung unterstüt-
zen, eine Behandlungseinrichtung aufzusuchen oder 
nicht.“2

Bundeswehrerfassungen Stu�garter Kliniken

Es gibt erste Anzeichen für die neue Kommunikations-
strategie: In einer Stuttgarter Krankenpflegeschule wur-
den Pflegeazubis aufgefordert, sich an einer Befragung zu 
beteiligen. Gefragt wurde beispielsweise, ob man auch in 
einem Militärkrankenhaus arbeiten würde; ob man den 
Bündnisfall als wahrscheinlich ansehe; ob es dazu Unter-
richt gebe; ob man deutsche Soldaten oder auch ausländi-

sche Soldaten versorgen würde; ob man dazu auch im 
Ausland bereit wäre; ob man sich weiterbilden würde zu 
Katastrophenmedizin und typischen Kriegsverletzungen 
und ob das schon in der Ausbildung stattfinden soll; und 
auch ob diese Themen auch auf den Stationen besprochen 
würden. 

Offiziell hieß es, diese Umfrage sei keine Werbung für 
die Bundeswehr. Jedoch ist der Studienleiter der Umfra-
ge, Professor Ulrichs, seit sechs Jahren im Rahmen einer 
Kooperation der Hauptansprechpartner der Bundeswehr 
in der Akkon-Hochschule des Johanniter-Rettungsdiens-
tes und selbst Reserveoffizier an der Führungsakademie 
der Bundeswehr.

Außerdem hatte die Notaufnahmestation in einem gro-
ßen Stuttgarter Krankenhaus Besuch von Bundeswehrof-
fizieren zur Erfassung von Versorgungskapazitäten und 
zur Diskussion mit den dort Beschäftigten. In einem an-
deren Stuttgarter Krankenhaus soll in einem Parkhaus-
neubau eine Lazaretteinrichtung eingebaut werden.

Rahmenplan für die Zivile Verteidigung

In Berlin sind weitergehende Pläne bekannt geworden: 
Der eigentlich geheim zu haltende „Rahmenplan für die 
Zivile Verteidigung im Bereich der Berliner Krankenhäu-
ser“ ist öffentlich geworden. Erstellt wurde er vom Ge-
sundheitssenat, der Bundeswehr und der Berliner Kran-
kenhausgesellschaft mit zwölf Berliner Kliniken. 

Ausgehend von der These, dass wir nicht mehr im Frie-
den, aber auch noch nicht im Krieg seien, soll die gesamte 
Gesellschaft verteidigungswillig werden. Für zivile Kata-
strophen, aber auch für den Bündnis- und Kriegsfall sol-
len Übungen, Fort- und Weiterbildungen durchgeführt 
werden. Dafür sei das medizinische Personal als unab-
dingbar zu erklären. Das heißt, wer brav unsere Freiheit 
am verletzten Soldaten verteidigt, muss nicht an die 
Front. 

Zur Versorgung verletzter Soldaten sollen bereits auf-
genommene Patienten entlassen oder in Einrichtungen ei-
ner niedrigeren Versorgungsstufe untergebracht werden. 
Einstellung oder Einschränkung verschiebbarer Behand-

Militarisierung des Gesundheitswesens
Opera�onsplan Deutschland und 
Grünbuch Zivilmilitärische Zusammenarbeit

von Volker Mörbe
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lungen sollen durch eine sogenannte normative Anord-
nung der Gesundheitssenatsverwaltung durchgesetzt wer-
den. Wörtlich heißt es im Rahmenplan der Berliner Kran-
kenhäuser: „Es ist hierbei anzustreben, dass die Notauf-
nahmen der Krankenhäuser nicht durch pflegebedürftige 
Menschen ohne notfallmedizinische (Behandlungs)Be-
darfe im Bündnis und Verteidigungsfall in ihren medizini-
schen Leistungskapazitäten eingeschränkt werden.“3

Im Rahmen der Belastung soll die Triage von Individu-
almedizin (Wer braucht am ehesten medizinische Hilfe) 
auf Katastrophenmedizin (wie kann man möglichst vielen 
statt aufwendigen Patienten helfen) umgestellt werden. 
Für zivile Patienten ist so immer weniger Platz im Kran-
kenhaus.

Symposium mit der Bundeswehr

Darüber hinaus haben Bundes- und Landesministerien, 
MDBs, die deutsche Krankenhausgesellschaft, Kassen-
vertreter, Vertreter von Rettungsdiensten, Firmen aus dem 
Gesundheitsbereich und alle Landesärztekammern im 
Juni 2025 mit der Bundeswehr ein Symposium zur Lan-
desverteidigung veranstaltet. Ärzte stellen die Berufs-
gruppe, die über Einweisung, Entlassung und Behandlung 
von Patienten im Krankenhaus entscheidet. Alle anderen 
Berufsgruppen werden vor vollendete Tatsachen gestellt, 
wen sie versorgen sollen und wen nicht. Die Landesärzte-
kammern, in denen alle Ärzte organisiert sein müssen, ha-
ben über eine Berufsordnung und Berufsgericht starke 
Einflussmöglichkeiten auf die Ärzteschaft. 

Was durch das Symposium an die Öffentlichkeit ge-
langte: Seit 2019 gibt es eine Kooperation der fünf Bun-
deswehr-Krankenhäuser und den neun Kliniken der Be-
rufsgenossenschaft (BG-Kliniken). auch die BG-Klinik in 
Tübingen arbeitet dabei mit dem Bundeswehrkranken-
haus Ulm zusammen. Dort lernt man die Versorgung 
kriegstypischer Verletzungen bei gemeinsamen Fortbil-
dungen und durch Personalrotationen. Konkrete Erfah-
rungen werden derzeit mit der Versorgung von ukraini-
schen Soldaten gesammelt. Übungen zur zivil-militäri-
schen Zusammenarbeit sollen verpflichtend werden. Im 
Abschlussbericht des Symposiums wird unter anderem 
gefordert: „Die zivil-militärische Zusammenarbeit muss 
ausgeweitet, gestärkt und verpflichtend beübt werden.“4

Weiter seien Inhalte der Krisenbewältigung einschließlich 
Triage in die Ausbildungen zu integrieren: „Die Ausbil-
dung medizinischen Fachpersonals muss um Module er-
gänzt werden, die Inhalte zur Krisenbewältigung vermit-
teln – ob für Triage, Versorgung im Ausnahmezustand 
oder Arzneimittelsicherheit.“5

Es heißt, der geheime Operationsplan Deutschland sol-
le zielgruppenorientiert als öffentliche Version aufbereitet 
und breit kommuniziert werden. Gleichzeitig wird ge-
warnt: Eine sogenannte Desinformationskampagne wür-
de dafür sorgen, dass das Vertrauen in die Gesundheits-
versorgung sinke. Kürzlich habe ich einen Vortrag über 

meine 40-jährige Erfahrung über unsere Gesundheitsver-
sorgung gehalten. Mit dem, was ich da berichten musste, 
bin ich jetzt wohl ein Agent Putins.

Kürzungen als Einfallstore

Die beschlossene Kürzung der jährlichen Krankenhaus-
budgets um 1,8 Milliarden Euro führt zu weiter deutlich 
verschlechterten Versorgungs- und Arbeitsbedingungen, 
erleichtert der Bundeswehr dadurch jedoch auch die An-
nahme von zivilmilitärischen Kooperationsangeboten, 
wenn den Krankenhäusern dafür Gelder aus dem Wehr-
etat winken. Nicht zuletzt deshalb müssen wir den betrof-
fenen Beschäftigten in den Krankenhäusern eine Mög-
lichkeit verschaffen, sich gegen die Vereinnahmung für 
eine Kriegsvorbereitung erklären und wehren zu können!

Anmerkungen

1   Zivil-Militärische Zusammenarbeit 4.0 im militäri-
schen Krisenfall. Eine Situationsbeschreibung, Analyse 
und Handlungsempfehlungen, Zukunftsforum Öffentli-
che Sicherheit e.V., 2. Auflage, März 2025, S. 32.

2   Ebd., S. 37.
3   Der „Rahmenplan ZVKH Berlin. Rahmenplan für die 

Zivile Verteidigung im Bereich der Berliner Kranken-
häuser 1.0“ (hier S. 20) wurde im Sommer 2025 erstellt 
und im Oktober bei Frag den Staat öffentlich gemacht: 
https://fragdenstaat.de/dokumente/273086-rahmen-
plan-zvkh-berlin/

4   Gesundheitsversorgung in der Landesverteidigung, Un-
terstützungskommando der Bundeswehr, 7/2025, S. 6.

5   Ebd., S. 13.

Cartoon von Arno Neuber, IMI.

https://zoes-bund.de/wp-content/uploads/2025/03/250306_Gruenbuch_ZMZ_digital.pdf
https://zoes-bund.de/wp-content/uploads/2025/03/250306_Gruenbuch_ZMZ_digital.pdf
https://fragdenstaat.de/dokumente/273086-rahmenplan-zvkh-berlin/
https://fragdenstaat.de/dokumente/273086-rahmenplan-zvkh-berlin/
https://www.bundeswehr.de/resource/blob/6001406/badda37108b51bf7c8ee191c391ce0b2/bericht-symposium-gesundheitsversorgung-in-der-landesverteidigung-data.pdf
https://www.bundeswehr.de/resource/blob/6001406/badda37108b51bf7c8ee191c391ce0b2/bericht-symposium-gesundheitsversorgung-in-der-landesverteidigung-data.pdf
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In Deutschland geraten Bewegungen, die sich für Men-
schenrechte, Gerechtigkeit und internationale Solidarität 
einsetzen, zunehmend unter politischen und staatlichen 
Druck. Besonders betroffen sind palästinensische Grup-
pen sowie Menschen und Organisationen, die sich solida-
risch mit Palästina positionieren. Was häufig als notwen-
dige Sicherheitsmaßnahme oder als Schutz jüdischen Le-
bens legitimiert wird, entpuppt sich bei genauerer Be-
trachtung als systematische Einschränkung demokrati-
scher Grundrechte und als gezielte Delegitimierung einer 
antikolonialen und menschenrechtsorientierten Bewe-
gung.

Seit dem Jahr 2019 wurden in Deutschland mindestens 
766 Fälle staatlicher Repression gegen Palästina-Solidari-
tät dokumentiert.1 Diese Repressionen nehmen unter-
schiedliche Formen an: Vereinsverbote, Demonstrations-
auflagen und -verbote, polizeiliche Razzien, Veranstal-
tungsabsagen, Diffamierungskampagnen sowie die Über-
wachung und Kriminalisierung politisch aktiver Perso-
nen. Besonders auffällig ist dabei, dass sich diese Maß-
nahmen nicht auf konkrete strafrechtlich relevante Hand-
lungen beziehen, sondern häufig präventiv, pauschalisie-
rend und politisch motiviert erfolgen.

Ein besonders drastisches Beispiel für die Eskalation 
staatlicher Repression stellt die gewaltsame Polizeirazzia 
und die erzwungene Schließung des Palästina-Kongresses 
in Berlin am 12. April 2024 dar.2 An der Veranstaltung 
nahmen mehrere Hundert Menschen teil, darunter Parla-
mentarier:innen, Wissenschaftler:innen und Menschen-
rechtsaktivist:innen. Der Kongress wurde bereits zu Be-
ginn von einem Großaufgebot von rund 2.500 Polizist:in-
nen gestürmt. Ohne vorherige schriftliche Anordnung und 
unter Berufung auf vage Behauptungen über angebliche 
verfassungswidrige Aktivitäten sowie eine angebliche 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung wurde der Veran-
staltungsort gewaltsam geräumt.3 Inzwischen haben Ge-
richte festgestellt, dass das Verbot und die Auflösung des 
Kongresses rechtswidrig waren und keine ausreichende 
rechtliche Grundlage besaßen.4 Damit bestätigte sich, 
dass der massive Grundrechtseingriff nicht durch eine 
konkrete Gefahr gerechtfertigt war. Dieser Vorgang zählt 

zu den öffentlichsten und extremsten Beispielen für die 
zunehmende Unterdrückung palästinasolidarischer Stim-
men in Deutschland.

Besonders deutlich lassen sich diese repressiven Dyna-
miken auf kommunaler Ebene am Beispiel der Stadt 
München nachvollziehen. Im Herbst 2023 erklärte der 
Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter öffentlich, 
dass palästinensische Demonstrationen in München 
grundsätzlich verboten seien.5 Die Maßnahme wurde mit 
angeblicher Gefahrenabwehr begründet, stellte jedoch 
faktisch ein pauschales Demonstrationsverbot dar. Damit 
wurde nicht nur das Grundrecht auf Versammlungsfrei-
heit massiv eingeschränkt, sondern eine ganze politische 
Bewegung unter Generalverdacht gestellt. Es handelte 
sich um einen klaren Akt politischer Zensur und um ein 
beunruhigendes Beispiel dafür, wie schnell demokrati-
sche Rechte im Namen vermeintlicher Sicherheit außer 
Kraft gesetzt werden können.

Auch das geplante Pro-Palästina-Camp vor der Lud-
wig-Maximilians-Universität München wurde im Jahr 
2024 verhindert. Der CSU-Politiker Ludwig Spaenle for-
derte öffentlich den Entzug der Genehmigung und be-
gründete dies mit dem Vorwurf, es würde antisemitische 
Propaganda verbreitet.6 Eine inhaltliche Prüfung oder 
eine differenzierte Unterscheidung zwischen tatsächli-
chem Antisemitismus und legitimer Kritik an der israeli-
schen Besatzungspolitik fand nicht statt. Stattdessen wur-
de erneut pauschalisiert und eine gesamte Bewegung kri-
minalisiert.

Solche Absagen sind keineswegs Einzelfälle. In den 
vergangenen Jahren wurden zahlreiche Veranstaltungen 
zu Themen wie der Nakba, zur israelischen Besatzung 
oder zur Solidarität mit Gaza abgesagt oder politisch un-
ter Druck gesetzt. Mal geschah dies durch universitäre 
Gremien, mal durch direkte Interventionen aus der Poli-
tik. Sichtbar wird dabei ein strukturelles Problem: Kritik 
an israelischer Politik wird zunehmend automatisch mit 
Antisemitismus gleichgesetzt – ohne Beweise, ohne Kon-
text und ohne Differenzierung. Die Folge ist eine syste-
matische Schließung von Räumen für Debatte, Aufklä-
rung und kritisches Denken.

Unwissenschaftlich, undemokratisch, 
rechtsbeugend
Repression gegen paläs�nasolidarische S�mmen in Deutschland

von Fairouz Qasrawi
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Diese Entwicklung verweist auf koloniale Kontinuitä-
ten, die nicht an nationalen Grenzen enden. Stimmen, die 
einen Stopp des Genozids an den Palästinenser:innen for-
dern, werden delegitimiert und marginalisiert. Politik und 
Medien greifen dabei häufig auf fragwürdige Quellen 
oder Einzelpersonen zurück, die selbst Teil von Netzwer-
ken sind, welche koloniale Machtverhältnisse reproduzie-
ren.

Die Analyse „Architektur der Ausgrenzung und des an-
ti-palästinensischen Rassismus“ untersucht diese Repres-
sionsmechanismen am Beispiel Münchens.7 Im Fokus 
steht die Gruppe Palästina Spricht München (PSMuc), die 
in den vergangenen zwei Jahren massiv diffamiert und in 
ihrer politischen Arbeit eingeschränkt wurde. Ein zentra-
les Instrument dieser Delegitimierung ist der Bericht 
„Analyse: Palästina Spricht 2024“ der Fachinformations-
stelle Rechtsextremismus München (FIRM).8 Diese Ein-
richtung ist ursprünglich für die Beobachtung rechtsextre-
mer Strukturen zuständig und verfügt weder über die 
fachliche Kompetenz noch über den legitimen Rahmen, 
palästinasolidarische Bewegungen zu analysieren.

Der Verdacht liegt nahe, dass die Stadt München den 
Bericht in Auftrag gab und die FIRM so als vorgeschobe-
nen Akteur nutzt, um Repression gegen Gruppen wie PS-
Muc zu legitimieren. Bei genauer Betrachtung zeigt sich, 
dass es nicht um sachliche Analyse geht, sondern um ge-
zielte Kriminalisierung. Auf methodischer Ebene fehlt ein 
nachvollziehbares Untersuchungsdesign; verwendete Be-
griffe bleiben undefiniert, zentrale Quellen werden weder 
offengelegt noch kontextualisiert, und politisch aufgela-
dene Kampfbegriffe wie „Antisemitismus“, „Islamismus“ 
oder „Verschwörungsideologien“ fungieren nicht als ana-
lytische Instrumente, sondern als delegitimierende Zu-
schreibungen. Aussagen werden aus dem historischen 
und politischen Zusammenhang gerissen: So wird etwa 
die Formulierung „Wir erkennen kein Existenzrecht [Isra-
els] an, wenn es Vertreibung und Unterdrückung bedeu-
tet“ ohne Einordnung des anti-kolonialen Kontextes oder 
der Differenzierung zwischen Staat und politischem Sys-
tem als pauschale Vernichtungsdrohung gewertet. Ver-
dacht wird mit Beweis verwechselt, indem Antisemitis-

mus allein aus visueller Symbolik oder Vermutungen kon-
struiert wird – beispielsweise wenn ein Schild mit einer 
israelischen Flagge, die einer Frau den Mund zuhält, ohne 
Kontextualisierung als antisemitisches „Maulkorb“-Mo-
tiv interpretiert wird. Begriffe bleiben unscharf, etwa 
wenn die 3D-Regel von Natan Scharanski (Dämonisie-
rung, Doppelstandards, Delegitimierung) als Bewer-
tungsmaßstab herangezogen wird, ohne die umfangreiche 
wissenschaftliche Kritik an dieser Definition zu erwäh-
nen. Quellen sind problematisch gewählt und werden 
nicht kritisch geprüft: Politisch positionierte Akteure wie 
die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus 
(RIAS) erscheinen als neutrale Instanzen, ohne ihre 
Agenda, Methodik oder Definitionsstandards offenzule-
gen. Die Stimmen der Betroffenen fehlen vollständig; we-
der Interviews noch Zitate oder Versuche, interne Plurali-
tät abzubilden, finden sich im Bericht. Politische Forde-
rungen werden rhetorisch pathologisiert, indem Parolen 
wie „We don’t want no two states, give us back ’48!“ 
ohne Diskussion historischer Bezüge oder alternativer 
Staatsmodelle als Radikalisierung oder Gefährdung inter-
pretiert werden. Zugleich wird mit dem Prinzip der Kol-
lektivschuld gearbeitet, wenn einzelne Vorfälle – etwa ein 
geteilter Instagram-Post mit einem stilisierten Davidstern 
– als Beleg für die angebliche Grundhaltung einer gesam-
ten Organisation herangezogen werden, ohne eine kollek-
tive Verantwortlichkeit nachzuweisen. 

Diese Praxis dient nicht dem Schutz jüdischen Lebens 
und auch nicht der ernsthaften Bekämpfung von Antise-
mitismus. Sie dient der Kontrolle des Diskurses. In Mün-
chen funktioniert diese Unterdrückung nicht allein durch 
Gesetze oder Verbote, sondern durch ein eng verflochte-
nes Netzwerk aus Behörden, politischen Akteur:innen 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Drei Akteure 
sind dabei zentral:

Der Antisemitismusbeauftragte des Freistaats Bayern, 
Ludwig Spaenle. In seiner Funktion beansprucht er Deu-
tungshoheit darüber, was als antisemitisch gilt – und da-
mit implizit auch darüber, welche Formen politischer Kri-
tik als legitim gelten können. Kritische Positionen gegen-
über der israelischen Regierungspolitik geraten so schnell 

UN-Sonderberichterstatterin 
Irene Kahn warnt 2026 bei 
einem Besuch in Deutschland 
vor Gefahren für die 
Meinungsfreiheit. Foto: 
Gemeinfrei über Wikipedia.
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unter Generalverdacht. Das staatliche Amt wird auf diese 
Weise nicht nur zur Beobachtungs-, sondern zur Bewer-
tungsinstanz politischer Meinungsäußerung – mit der Fol-
ge, dass Protest delegitimiert oder kriminalisiert werden 
kann.

Eine zweite Schlüsselrolle spielt die Meldestelle RIAS 
Bayern. Ihre Aufgabe, antisemitische Vorfälle zu doku-
mentieren, ist grundsätzlich sinnvoll und notwendig. Pro-
blematisch wird es jedoch, wenn ein Großteil der erfass-
ten Vorfälle im Bereich politischer Israelkritik verortet 
wird. Wenn rund 80 Prozent der Meldungen in dieses Feld 
fallen, wirft das Fragen nach Definitionen, Kategorien 
und Bewertungsmaßstäben auf. Der Eindruck entsteht, 
dass der Begriff des Antisemitismus nicht nur zur Be-
kämpfung judenfeindlicher Ressentiments dient, sondern 
zunehmend auch zur politischen Markierung und Delegi-
timierung unliebsamer Positionen eingesetzt wird.

Als dritter Akteur tritt das Bündnis München ist bunt! 
in Erscheinung. Es versteht sich als zivilgesellschaftliche 
Initiative für Demokratie und gegen Rassismus. Zugleich 
beteiligt sich das Bündnis an Gegenkundgebungen zu pa-
lästinasolidarischen Demonstrationen. Kritiker sehen dar-
in einen Widerspruch: Statt Räume für pluralen Diskurs 
zu öffnen, würden so Polarisierung und gesellschaftliche 
Frontstellungen verstärkt. Die Dynamiken von Ausgren-
zung, öffentlicher Stigmatisierung und Einschüchterung, 
die man zu bekämpfen vorgibt, könnten auf diese Weise 
unbeabsichtigt reproduziert werden.

In ihrem Zusammenspiel formen diese drei Akteure ein 
politisches Klima, in dem die Grenzen zwischen notwen-
diger Antisemitismusbekämpfung und der Einschränkung 
legitimer politischer Meinungsäußerung zunehmend um-
kämpft sind. Aus Politik, „Expertise“ und Zivilgesell-
schaft entsteht so eine geschlossene Architektur der Re-
pression.

Der Fall PSMuc zeigt exemplarisch, wie sich demokra-
tische Grundrechte in Deutschland verschieben. Aktivist:
innen werden öffentlich überwacht, diffamiert und pau-
schal als antisemitisch oder sogar „terroristisch“ bezeich-
net. Teilnehmende an Veranstaltungen werden bloßge-
stellt und unter Generalverdacht gestellt, mit realen Kon-
sequenzen bis hin zu Arbeitsplatzverlust, sozialer Aus-
grenzung oder disziplinarischen Maßnahmen.

Diese Entwicklung ist kein isoliertes Phänomen. Sie ist 
Teil einer zunehmenden Autoritarisierung der politischen 
Landschaft in Deutschland, sichtbar in der Verschärfung 
von Asylgesetzen, der Ausweitung polizeilicher Befug-
nisse, der Militarisierung des Diskurses und der Debatte 
um die Wiedereinführung der Wehrpflicht. Besonders mi-
grantische Menschen sind betroffen, da Aufenthaltsstatus, 
Visum oder Staatsbürgerschaftsantrag zunehmend als 
Druckmittel genutzt werden.

Der Umgang mit Palästina-Solidarität berührt damit 
grundlegende Fragen des Demokratieverständnisses. 
Wenn Menschen für friedliche politische Meinungsäuße-
rung bestraft werden, sind Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit keine Rechte mehr, sondern Privilegien. Der 
Fall München steht exemplarisch für einen gefährlichen 
Trend, der nicht nur Palästinenser:innen betrifft, sondern 
alle, die sich für Gerechtigkeit, Freiheit und Menschen-
würde einsetzen.
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Am 5. Dezember 2025 stimmten CDU und SPD mit einer 
knappen Mehrheit für die Einführung des „Neuen Wehr-
dienstes“.1 Sie besiegelten damit das Schicksal einer gan-
zen Generation junger Menschen, sich dem Interesse des 
deutschen Staates, der seine sogenannten „freiheitlichen 
und demokratischen Werte“ mit Waffengewalt verteidi-
gen möchte, hingeben zu müssen. Was vor allem im Jahr 
2024 von Verteidigungsminister Boris Pistorius noch als 
absolut freiwilliger Auswahlwehrdienst für die „Fittesten 
und am besten Geeigneten“ angepriesen wurde, erodierte 
im Laufe der Zeit Stück für Stück immer weiter zum 
Pflichtdienst. Da die Debatte der Bundesregierung in Tei-
len sehr widersprüchlich und dementsprechend verwir-
rend geführt wurde, hier einige Beispiele: Die freiwillige 
Musterung wurde zunächst bis Mitte 2027 begrenzt, um 
ein „gesundheitliches Lagebild“ aller Wehrpflichtigen zu 
erhalten.2 Kurz vor der Verabschiedung des Gesetzes hieß 
es plötzlich, dass die Musterungen ab sofort3 innerhalb 
von 24 Musterungszentren, die sich jedoch noch im Auf-
bau befinden, durchgeführt werden sollen.4 Wenn die 
Beantwortung des Fragebogens von wehrpflichtigen 
Männern* nicht fristgerecht erfolgt, oder „falsche Anga-
ben“ gemacht werden, drohen empfindliche Bußgelder 
von bis zu 1.000 Euro.5 Wenn diese Maßnahmen weiter-
hin nicht ausreichen sollten, um jährlich zunächst mindes-
tens 15.000 Menschen rekrutieren zu können, wird sogar 
eine Wehrdienst-Lotterie diskutiert, bei der die Ausgelos-
ten gemustert und ggf. für einen mindestens sechsmonati-
gen Dienst verpflichtet werden.6 All diese Maßnahmen, 
die Stück für Stück innerhalb von Möglichkeitsfenstern 
den Zwang ausgebaut haben, sorgten für hitzige Diskussi-
onen und breite gesellschaftliche Ablehnung. 

Moderne „Hunger Games“ und alte weiße Männer

Laut einer Forsa-Umfrage vom Juni 2025 sind zwar ins-
gesamt nur 37% der Deutschen gegen eine Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht, jedoch lohnt sich an dieser Stelle 
ein genauerer Blick in demographische Variablen sowie 
bezüglich der Parteipräferenzen: 61% der 18- bis 29-Jäh-
rigen, also die unmittelbar Betroffenen, sind gegen die 

Wiedereinführung, bei den 30- bis 44-Jährigen sind es 
noch 44%, bei den Angehörigen der Generation 60+, also 
die, die sowieso nicht mehr zu irgendeinem Dienst einge-
zogen werden können, sind es nur noch 30%, die sich ge-
gen einen neuen Wehrdienst aussprechen. Bezüglich der 
Parteipräferenzen gibt es auch eindeutige Trends: Ganze 
78% der CDU/CSU-Anhänger*innen sprechen sich für 
eine Wehrpflicht aus, bei AfD-Anhänger*innen sind es 
71%. Bei Anhänger*innen der Linken sind es nur noch 
34%.7 Wenn jedoch die Frage gestellt wird, „Einmal an-
genommen, Deutschland würde militärisch angegriffen: 
Wären Sie in einem solchen Fall bereit, Deutschland auch 
selbst mit der Waffe zu verteidigen?“, sind nur noch 17% 
auf jeden Fall dazu bereit, 60% würden dies hingegen ka-
tegorisch ablehnen.8 Zusammenfassend kann also vorerst 
festgestellt werden: Ältere Menschen, vor allem wenn die 
Wahrscheinlichkeit abnimmt, einen Wehr- oder Ersatz-
dienst leisten zu müssen, sprechen sich mehr als doppelt 
so häufig dafür aus als junge Erwachsene, die mit sehr ho-
her Wahrscheinlichkeit davon betroffen sein werden. Je 
rechter und konservativer die politische Einstellung ist, 
desto wahrscheinlicher ist die Befürwortung des ver-
pflichtenden Wehrdienstes.

Diese junge Generation, für die auch der soziologische 
Begriff „Generation Z“ verwendet wird, tauscht sich vor 
allem auf den Sozialen Medien über dieses Thema aus. So 
gibt es auf TikTok und Instagram einige Videos, die einen 
Filmausschnitt aus „Die Tribute von Panem – The Hunger 
Games“ verwenden: Am „Tag der Ernte“ müssen die 18-
Jährigen eines Distrikts gesammelt auf einem Platz antre-
ten, anschließend werden aus Loskugeln (eine für Jungen 
und eine für Mädchen) die Teilnehmenden für die „Hun-
gerspiele“ gezogen. Überschriften in diesen bearbeiteten 
Videos lauteten oftmals „Deutsche Hungergames“ und 
waren auch teilweise mit Fotomontagen von Boris Pisto-
rius und Friedrich Merz versehen.9 Im Film gibt es ver-
schiedene Distrikte, die unterschiedlich starke sozio-öko-
nomische Klassen widerspiegeln und jedes Jahr jeweils 
einen Jugendlichen zu den Spielen entsenden müssen. Ab 
dem 12. Lebensjahr erhält ein Kind bis zum 18. Lebens-
jahr an der Anzahl der Lebensjahre aufsteigende Lose für 
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die Hungerspiele. In den ärmeren Distrikten können Kin-
der/Jugendliche „Tesserasteine“ als Verpflegungsgut-
scheine für ihre Familien erhalten, die aber im Gegenzug 
als zusätzliche Lose für die Hungerspiele fungieren.10 Die 
Zentralmotive des Krieges: „Arme werden gezwungen 
für die Reichen in den Krieg zu ziehen und ihr Leben zu 
lassen“, werden hier anhand der Filmhandlung kritisch 
aufgegriffen und in Beziehung zur aktuellen verteidi-
gungspolitischen Strategie Deutschlands gesetzt.

In der letzten Zeit meldeten sich auch einige „ehemali-
ge Kriegsdienstverweigerer“ wie zum Beispiel der mitt-
lerweile 77-jährige ehemalige grüne Vizekanzler Joschka 
Fischer zu Wort. Der ehemalige Frankfurter Sponti be-
zeichnet die Aussetzung der Wehrpflicht als Fehler und 
sagt mittlerweile, dass er, wenn er jetzt ein junger Mann 
wäre, sich freiwillig zum Kriegsdienst melden würde. 
Darüber hinaus hält er die Entwicklung einer „Europäi-
schen Atombombe“ für unterstützenswert.11 Sein Partei-
genosse Robert Habeck pflichtet ihm bei und würde den 
Kriegsdienst nicht mehr verweigern, wenn er in der heuti-
gen Situation jung wäre.12

Schüler*innen wehren sich

Parallel zum Tag der Abstimmung des Bundestags über 
den neuen Wehrdienst gab es bundesweit in über 90 Städ-
ten den „Schulstreik gegen Wehrpflicht“. Viele Schü-
ler*innen sowie deren Eltern und Großeltern gingen an 
diesem Tag auf die Straße und brachten ihre Wut über den 
bevorstehenden Zwangsdienst zum Ausdruck. Sie schaff-
ten es, dabei eine fundamentale Systemkritik zu formulie-
ren: „Die Unis und Schulen werden kaputtgespart, alles 
Soziale geht den Bach runter – und alles, was die Kids 
hören, ist: ‘Hey wir wollen wissen, ob ihr theoretisch mit 
‘ner Waffe an die Front gehen könnt‘.”13 In den neuen 
Bundesländern kamen wenige Tage vor den Protesten ei-
nige Drohgebärden zum Einsatz: Der konservative Deut-
sche Lehrerverband forderte „erzieherische Maßnahmen“ 
bis hin zu Schulverweisen bei „unentschuldigtem Feh-
len“, die Bildungsministerien Sachsens und Sachsen-An-
halts bezeichneten die Zukunftsängste junger Menschen 
als „Meinungsäußerung“, welche „außerhalb der Unter-
richtszeiten“ wahrgenommen werden solle.14

Auch am Stuttgarter Eschbach-Gymnasium gab es 
Konsequenzen für das Engagement angehöriger Schü-
ler*innen. Der Schulleiter weigerte sich, Beurlaubungen 
für Schüler*innen an diesem Tag anzuerkennen, versen-
dete einen Elternbrief und initiierte ein einschüchterndes 
Gespräch einen Tag nach dem Streik. Den Schüler*innen 
wurde sogar mit der Verhängung von Bußgeldern und 
dem Ausschluss aus sämtlichen Schulgremien und Schü-
ler*innenarbeitsgemeinschaften gedroht, sollten sie noch-
mals an einem Streik teilnehmen. Darüber hinaus wurde 
ihnen vorgeworfen, dass sie nur gestreikt hätten, um dem 
Schulunterricht fernbleiben zu können.15 Dieses Vorgehen 
widerspricht jedoch dem, was der jeweilige Schulleiter 

auf der Website dieser Schule selbst über das Leitbild 
schreibt: „In unserem Leitbild heißt es: ‚Unser Ziel ist es, 
dass sich die Schüler/-innen zu eigenständigen und ver-
antwortlich handelnden Persönlichkeiten entwickeln.‘ 
Das ist kein Lippenbekenntnis, sondern unser täglicher 
Auftrag. Wir leben in einer Zeit, in der junge Menschen 
nicht mehr einfach ‚funktionieren‘ sollen. Sie brauchen 
die Fähigkeit, Verantwortung für sich selbst, für andere 
und für unsere Gesellschaft zu übernehmen. Das gelingt 
nicht durch Druck oder Kontrolle, sondern durch Vertrau-
en, Mitbestimmung und echte Begegnung.“16 Anschei-
nend gibt es auch hier eine Auffassung von „richtigem“ 
und „falschem“ Engagement, welches belohnt oder sank-
tioniert wird...
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Auf der Pressekonferenz am 13.11.2025 nach der Eini-
gung von Union und SPD zum Inhalt des Wehrdienstmo-
dernisierungsgesetzes (WDModG) sagte Bundesverteidi-
gungsminister Boris Pistorius: „Freiwilligkeit kombiniert 
mit Attraktivität funktioniert!“ Nettogehalt von 2.300 
Euro bei Einstieg in die Bundeswehr (BW), nach einem 
Jahr ein Zuschuss zum PKW- oder LKW- Führerschein in 
Höhe von 3.500 Euro, angeblich flexible Arbeitszeiten, 
gute Karrierechancen, sicherer Arbeitsplatz… Zum Ver-
gleich: Menschen, die sich für den Bundesfreiwilligen-
dienst entscheiden, bekommen rund 640 Euro im Monat. 

Pistorius sagte dann am 5.12.2025 bei der Abstimmung 
über das WDModG im Bundestag: „Niemand zwingt uns 
zu irgendetwas, außer zu einem Fragebogen, der die Er-
fassung abbildet und zu einer Musterung, die niemandem 
wehtut. Worüber reden wir hier eigentlich?“

Wir reden darüber, dass das WDModG Männer, die ab 
dem 1.1.2008 geboren sind, zwingt, eine Bereitschaftser-
klärung zu einem Dienst in der BW auszufüllen und sich 
mustern zu lassen.

Wir reden darüber, dass das Gesetz alle Wehrpflichti-
gen (das sind Männer von 18 bis 45 Jahren in Friedenszei-
ten, im Spannungs- und Verteidigungsfall bis 60 Jahren, 
mit deutscher Staatsangehörigkeit) und Frauen bis 23 Jah-
re zwingt, mit dem Abgreifen ihrer Daten durch die BW 
bei den Einwohnermeldeämtern einverstanden zu sein, 
weil das bisherige Recht auf Widerspruch mit Inkrafttre-
ten des WDModG entfallen ist.

Wir reden darüber, dass das Gesetz alle Wehrpflichti-
gen zwingt, damit zu rechnen, dass eine Bedarfswehr-
pflicht beschlossen werden könnte, wenn es mit der Frei-
willigkeit nicht klappt, und dann in einem Auswahlver-
fahren entschieden wird, ob sie im Militärapparat benötigt 
werden oder nicht.

Nicht neu, aber dennoch ein Zwang: Wer bei der Kriegs-
tüchtigkeit nicht mitmachen möchte, kann den Kriegs-
dienst aus Gewissensgründen verweigern, wird aber ge-
zwungen, einen Antrag zu stellen – mit einem Lebenslauf 
und einer ausführlichen Begründung, die mindestens zwei 
Seiten lang sein sollte, in der seine Gewissensentschei-
dung nachvollziehbar und glaubhaft dargestellt werden 

muss. Dies ist die Voraussetzung, um überhaupt das 
Grundrecht auf Kriegsdienstverweigerung (KDV) nach 
Artikel 4 Absatz 3 des Grundgesetzes wahrnehmen zu kön-
nen, das da lautet: „Niemand darf gegen sein Gewissen 
zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden.“

Wir als DFG-VK wenden uns entschieden gegen jede 
Art von Kriegsvorbereitung und Mobilisierung. Wir unter-
stützen Kriegsdienstverweiger*innen und Deserteur*in-
nen weltweit und stellen uns gegen jede Art von Zwangs-
dienst. Niemand sollte lernen, seine Mitmenschen umzu-
bringen. Wir sind der Ansicht, dass die Politik den Jugend-
lichen eine friedenspolitische Alternative bieten muss, die 
ihren Vorstellungen entspricht. Dazu gehört bestimmt 
nicht, dass sie gezwungen werden, in den Krieg zu ziehen 
und zu töten oder getötet zu werden. Da der Politik aber 
Kriegstüchtigkeit wichtiger ist als Friedensfähigkeit, kann 
eine sofortige KDV Wehrpflichtige schützen und ein deut-
liches Signal an die Bundesregierung senden. Wir klären 
deshalb alle Wehrpflichtigen über das auf, was mit dem 
„Neuen Wehrdienst“ auf sie zukommt und beraten und un-
terstützen sie bei der Stellung eines Antrages auf KDV.

Wehrerfassung und Fragebogen

Am 1.1.2026 trat das WDModG in Kraft und das Erste, 
was passierte, war, dass die BW die Daten von allen jun-
gen Menschen bei den Einwohnermeldeämtern abgreifen 
konnte, die ab dem 1.1.2008 geboren sind (also dieses 
Jahr 18 Jahre alt werden) und ihren Wohnsitz in Deutsch-
land haben. Wir haben wieder eine Wehrerfassung. Seit 
dem 15.1.2026 werden die ersten Bereitschaftserklärun-
gen (BE), auch Fragebögen genannt, an diejenigen ver-
schickt, die bis dahin schon Geburtstag hatten.
650.000 solcher Briefe werden im wöchentlichen Rhyth-
mus bis zum Jahresende versendet werden.

Im Briefkasten der Jugendlichen landet ein Schreiben 
mit einem QR-Code, hinter dem sich der Fragebogen ver-
birgt. Über einen 16-stelligen Zahlencode zusammen mit 
dem Geburtsdatum kann man sich online anmelden und 
den Fragebogen öffnen. Dieser heißt offiziell BE, denn er 
zielt darauf ab, dass möglichst viele junge Menschen In-

Kann Spuren von Pflichtdienst 
enthalten
Informa�onen zum „freiwilligen“ Neuen Wehrdienst 
von Susanne Bödecker 
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teresse an der BW zeigen und sich zu einem Wehrdienst 
bereiterklären. Menschen mit Geschlechtseintrag „männ-
lich“ müssen die Erklärung online ausfüllen und inner-
halb von vier Wochen zurückschicken, Menschen mit an-
derem Geschlechtseintrag müssen sie nicht ausfüllen, 
können es aber tun. Die DFG-VK ruft zum zivilen Unge-
horsam gegen diese Zwangsmaßnahme auf. Man muss 
nicht sofort alles erfüllen, was das Militär von einem ver-
langt.
 Was ist nun, wenn der Brief gar nicht ankommt, 
 was ist, wenn man gerade ein Papier brauchte und das 

Schreiben anderweitig verwendete,
 was ist, wenn man allergisch auf QR-Codes reagiert,
 was ist, wenn man grundsätzlich keine Post von der 

BW öffnet?
Nun, dann passiert erst einmal gar nichts. 

Es können getrost Friedenstauben aus dem Papier ge-
faltet werden oder man vernichtet sein Schreiben öffent-
lichkeitswirksam zusammen mit anderen jungen Men-
schen bei einer Schredderaktion. Wenn die BW keine 
Antwort von dem jungen Menschen erhält, schickt sie 
nach vier Wochen eine Erinnerung per Einschreiben. 
Wenn man dieses zweite Schreiben ebenfalls ignoriert, 
zweckentfremdet, schreddert, falsch oder unvollständig 
beantwortet, begeht man eine Ordnungswidrigkeit, die 
mit einem Bußgeld geahndet werden kann. Die Höhe des 
Bußgeldes liegt im Ermessen der zuständigen Behörde.

Möchte man keine Ordnungswidrigkeit begehen, be-
steht noch die Möglichkeit, den Fragebogen schriftlich 
auszufüllen. Im Gesetz ist diese Möglichkeit ausdrücklich 
genannt, wenn die technischen Voraussetzungen für ein 
Online-Ausfüllen nicht gegeben sind.

Egal ob online oder schriftlich – mit der Bereitschafts-
erklärung sind folgende Angaben abzugeben:

Persönliche Daten: Diese Felder sind schon ausgefüllt 
mit den Daten, die die BW abrufen konnte und sollen nun 
auf Richtigkeit überprüft und ggf. korrigiert werden:
Angaben zur Person, zum Geschlecht, zum Familienstand 
und zu weiteren Staatsangehörigkeiten.

Fast alle Fragen sind mit einem roten Sternchen mar-
kiert, sind also Pflichtfächer, und erst bei der Beantwor-
tung dieser kommt man über den „Weiter-Button“ zu den 
nächsten Fragen: Bildungsabschlüsse, Körpergröße und 
Gewicht, Fitnesslevel, Schwerbehinderung, Wehrdienst 
in einem anderen Land, bereits Soldat*in.

Besonders relevant ist die Frage: „Bewertung Interesse 
am Dienst als Soldat*in“. Auf einer Skala von Null (kein 
Interesse) bis zehn (ich möchte unbedingt Soldat*in wer-
den) soll man sein Interesse an einem Dienst bei der BW 
angeben. Entscheidend für alle Menschen, die kein Inter-
esse haben, ist die Angabe der NULL auf der Skala. Man 
kann sich auch ganz einfach merken: Nur NULL heißt 
NEIN! Schon die Eins bedeutet: Ich kann mir vorstellen, 
Soldat*in zu werden.

Hat man die NULL angegeben, endet der Fragebogen 
an dieser Stelle und man muss ihn zurückschicken.

Die BW lässt einen erst einmal in Ruhe. Raus ist man da-
mit aber nicht. 

Die BW kann einen in ein paar Jahren erneut anschrei-
ben und fragen, ob man seine Meinung geändert hat. Au-
ßerdem – und das ist neben der BE das zweite verpflich-
tende Element des angeblich so freiwilligen Neuen Wehr-
dienstes – sind ja alle ab dem 1.1.2008 geborenen Wehr-
pflichtigen zu einer Zwangsmusterung verpflichtet, die ab 
sofort durchgeführt werden sollte. Da aber die Muste-
rungskapazitäten noch nicht vorhanden sind, soll sie ab 
dem 1.7.2027 flächendeckend realisiert werden. Es wird 
dann jeweils ein ganzer Jahrgang (300.000 junge Männer) 
gemustert. Erscheint man nicht zum Musterungstermin, 
begeht man wieder eine Ordnungswidrigkeit und die Po-
lizei kann eingeschaltet werden, um den Betreffenden 
vorzuführen. Im Gesetz steht ausdrücklich, dass Feldjä-
ger, also die Militärpolizei der BW, in solchen Fällen 
nicht zum Einsatz kommen sollen. Auf Antrag kann man 
von der Musterung ausgenommen werden.

Man hat also keine Ruhe vor der BW und eine NULL 
beim Interesse zum Wehrdienst im Fragebogen hat auch 
nichts mit KDV zu tun. Selbst Menschen, die einen An-
trag auf KDV gestellt haben, sind verpflichtet, die Bereit-
schaftserklärung auszufüllen.

Antrag auf Kriegsdienstverweigerung

Wenn man als Wehrpflichtiger für den Staat weder töten 
noch sterben möchte, sollte man einen Antrag auf KDV 
stellen. KDV ist Menschenrecht und in diesen kriegs-
schwangeren Zeiten wichtiger denn je.

Sie ist für alle Wehrpflichtigen von 17,5 bis 60 Jahren 
möglich, auch für Männer und Frauen, die bereits bei der 
BW waren oder noch sind! Männer, die vor dem 1.1.2008 
geboren sind, trifft die Neue Wehrpflicht insofern, dass 
auch sie flächendeckend erfasst werden – zurückgehend 
bis zum Jahrgang 1993, hier interessiert die BW Vor-, 
Nachname und gegenwärtige Adresse, damit sie auf diese 
Daten jederzeit schnell zurückgreifen kann. Eine flächen-
deckende Musterung dieser Männer wäre nicht zu bewäl-
tigen. Im Spannungs- und Verteidigungsfall können sie 
einberufen werden, wenn die verteidigungspolitische 
Lage kurzfristigen Aufwuchs erfordert. Ist keine Aner-
kennung auf KDV vorhanden, sind sie zum Dienst an der 
Waffe verpflichtet. Ein dann noch eilig gestellter Antrag 
auf KDV hat zumindest im Spannungs- und Verteidi-
gungsfall keine aufschiebende Wirkung mehr.

In der Beratungspraxis sieht es so aus, dass bei uns in 
der Bundesgeschäftsstelle der DFG-VK vorwiegend Müt-
ter und Väter für ihre um das Jahr 2008 geborenen Söhne 
anrufen und bezüglich einer KDV beraten werden möch-
ten. „Der Sohn begreift den Ernst der Lage nicht, sieht 
noch nicht, was auf ihn zukommt. „Chill mal Mama, da 
wird schon nichts passieren““. Ist der Sohn 17,5 Jahre alt, 
kann er den Antrag auf KDV stellen. Er besteht aus drei 
Papieren:
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1. Dem Antragsschreiben, adressiert an das Bundesamt 
für das Personalmanagement der Bundeswehr, beste-
hend aus einem Satz: „Hiermit verweigere ich den 
Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewissensgründen ge-
mäß Artikel 4, Absatz 3 des Grundgesetzes.“

2. Dem einseitigen, tabellarischen Lebenslauf. Ohne 
Bild, es ist kein Lebenslauf für eine Bewerbung! Per-
sönliche Daten: Vor- und Nachname, Geburtsort- und 
Datum, Anschrift, Staatsangehörigkeit, Familienstand, 
Kinder (ohne Namen, evtl. Alter), Eltern, Geschwister, 
Konfession, wenn in der Begründung von Bedeutung. 
Werdegang: Grundschule und weiterführende Schulen 
(Zeiten und Ort), Ausbildung, Studium (Zeit und Ort), 
Tätigkeit, Ehrenamt, Verein, besondere Vorkommnis-
se, die in der Begründung auftauchen und für den Ent-
schluss zur KDV entscheidend waren. Hier kurz mit 
Datum erwähnen, z.B. Tod, Krankheit, Reise, Prakti-
kum, Begegnung, Klassenfahrt, Gespräche, Filme.

3.  Der schriftlichen Begründung für die Verweigerung. In 
eigenen Worten und sehr persönlich beschreiben, war-
um einem aus Gewissensgründen kein Dienst an der 
Waffe möglich ist und man nicht auf einen Mit-
menschen schießen könnte bzw. würde. Textbausteine 
aus dem Internet und KI-Texte werden von den Prü-
fer*innen erkannt, das Schreiben muss wirklich indivi-
duell sein, die ganz persönliche, einzigartige Lebens-
geschichte des Antragstellenden darstellen, sonst wird 
man abgelehnt.

 Kriegsdienst kann nur aus Gewissensgründen verwei-
gert werden. Es können in der Begründung durchaus 
politische, religiöse, ethische Gründe genannt werden, 
aber nur, wenn sie das Gewissen geprägt haben. Als 
Ungedienter, der ja keinerlei Erfahrung mit der Bun-
deswehr, der Waffe, dem Schießen hat und sich alles 
nur vorstellen kann, schreibt man z.B., wie man sich 
fühlt, wenn man aktuelle Bilder oder Videos von 
Kriegsschauplätzen sieht. Wie man sich vorstellt, man 
wäre jetzt dort, würde eine Waffe in die Hand gedrückt 
bekommen und den Befehl zu schießen. Was passiert 
in einem?

 Wie sieht es in einem aus, wenn der Mensch, auf den 
man schießen soll, so alt ist wie man selber? Wenn der 
einem gerade in die Augen schaut? Könnte man das mit 
seinem Gewissen vereinbaren? Könnte man die Ver-
antwortung für den Tod eines oder mehrerer Menschen 
mit seinem Gewissen vereinbaren? Was könnte man 
sich stattdessen vorstellen? Was hat man vor zu tun, wo 
würde man mitarbeiten, um ein besseres Leben für alle 
Menschen auf der Welt zu ermöglichen?

 Die Begründung schließt ein Satz ab, der praktisch die 
Konsequenz aus der Gewissensentscheidung ist: „Des-
halb verweigere ich hiermit nach Artikel 4, Absatz 3 
des GG aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit 
der Waffe“.

Ist der Antrag fertig geschrieben und hat man auch eine 
Kopie des Personalausweises beigelegt, die neuerdings 

zur Identifizierung gewünscht wird, so steckt man die drei 
Dokumente in einen DIN A4-Umschlag und sendet das 
Ganze per Einschreiben mit Rückschein an das Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr, Wehr-
ersatzbehörde, Militärringstr. 1000, 50737 Köln. Den 
Rückschein gut aufheben, er ist der einzige Nachweis da-
für, dass man den Antrag verschickt hat.

Bis vor kurzem musste man noch eine Musterung 
durchlaufen, damit festgestellt werden konnte, ob man 
wehrdienstfähig ist, denn nur dann hatte man ein Recht 
auf das Stellen eines KDV-Antrages. Seit Inkrafttreten 
des neuen Wehrdienstgesetzes erlaubt eine „Kann-Be-
stimmung“, dass die Anträge bei ungedienten Wehrpflich-
tigen, die vor dem 1.1.2010 geboren sind, auch ohne Mus-
terung bearbeitet werden. Die Bearbeitung muss dann in-
nerhalb von neun Monaten erfolgen.

Das Bundesamt für das Personalmanagement prüft den 
Antrag auf Vollständigkeit, leitet ihn dann an das Bundes-
amt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, kurz 
BaFzA in Köln weiter. Das ist eine zivile Behörde, die 
über den Antrag im schriftlichen Verfahren entscheidet. 
Es gibt keine persönliche Anhörung mehr wie früher. Feh-
len Unterlagen, bestehen Zweifel oder Unklarheiten, wird 
man vom BaFzA angeschrieben. Reicht man die Unterla-
gen innerhalb der angegebenen Frist nach, wird der An-
trag ganz normal weiterbearbeitet. Versäumt man die 
fristgerechte Einreichung, führt das zur Ablehnung.
Bei einer Ablehnung hat man die Möglichkeit zum Wider-
spruch und reicht eine neue Begründung ein. Erst wenn es 
dann wieder zu einer Ablehnung käme, müsste man vor 
das Verwaltungsgericht ziehen und benötigt dazu einen 
Anwalt oder eine Anwältin. 

KDV-Beratung durch die DFG-VK

Alle Verweigernden, die die Hilfe der DFG-VK in An-
spruch genommen und sich an die Vorgaben gehalten ha-
ben, sind bisher anerkannt worden. Die Bearbeitungsdau-
er beträgt allerdings einige Monate, man muss also Ge-
duld haben, bis man ein Schreiben erhält, in dem steht, 
dass man als Kriegsdienstverweigerer anerkannt wurde. 
Würde es in der Zwischenzeit zu einem Kriegsfall kom-
men, hätte der gestellte Antrag aufschiebende Wirkung.
Hat man seine Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
erhalten, ist man weiterhin Wehrpflichtiger und wird im 
Spannungs- und Verteidigungsfall eingezogen, aber nicht 
zur Bundeswehr, nicht zum Dienst an der Waffe, nicht 
zum Töten. Stattdessen zu einem Dienst im zivilen Be-
reich.

Wir beraten auch Reservist*innen und Soldat*innen. 
Bei Berufssoldat*innen mit Spezialausbildung kann es 
durch die Verweigerung zu Regressansprüchen seitens 
der Bundeswehr kommen. Sie möchte das Geld wieder 
haben, das sie in die Person investiert hat, das kann in die 
Zehntausende oder mehr gehen. Hier ist eine anwaltliche 
Beratung zu empfehlen.
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Die Militarisierung Deutschlands findet nicht nur in den 
Rüstungsfabriken statt. Sie vollzieht sich parallel in den 
Köpfen der Menschen, und zwar auf eine Weise, die oft 
unsichtbarer und gerade deshalb wirksamer ist als die pla-
kative Bundeswehr-Werbung in den Berliner U- Bahnsta-
tionen, an denen ich täglich vorbeilaufe. 

Influencer*innen als Frühwarnsystem 

Als Influencer kann ich aus einer Perspektive berichten, 
die in diesem Bereich eher selten gehört wird: Wir sind so 
etwas wie ein Frühwarnsystem für gesellschaftliche 
Trends. Unser „Job“ besteht darin, möglichst werbe-
freundliche Werbeplakate zu sein. Die weiße PR-Weste ist 
dabei alles und genau deshalb ist in vielen Werbeverträgen 
explizit festgehalten, dass Influencer*innen nicht über Po-
litik, Religion oder Kriege sprechen dürfen, weil es in den 
Augen von Werbetreibenden ihren Marktwert schmälert. 

Wenn Influencer*innen sich jedoch zunehmend auf 
Werbung mit der Bundeswehr einlassen, bedeutet das im 
Umkehrschluss: Sie kalkulieren, dass die Zusammenar-
beit mit dem Militär ihren Marktwert nicht mehr nennens-
wert gefährdet. Die Sorge schwindet, weil die Bundes-
wehr nicht mehr als kontrovers gilt. Das ist ein Kanarien-
vogel in der Goldmine: ein Indikator dafür, wie eine brei-
te, oft unpolitische Gesellschaftsschicht für die Militari-
sierung gewonnen wird. 

Beispiele gibt es zuhauf: Der Twitch-Streamer „Ruma-
thra“ mit knapp einer Million Follower*innen macht Ga-
ming-Content und wirbt plötzlich für die Bundeswehr. 
Vier Influencer*innen fahren in einer Bundeswehr-
Webserie auf TikTok durch Deutschland und inszenieren 
den Militärdienst als großes Abenteuer. 2016 startete die 
Serie „Die Rekruten“ auf YouTube; sie wurde damals 
noch kritisch aufgenommen, heute ist so etwas selbstver-
ständlich. 

Militarismus in Popkultur verpackt 

Die Bundeswehr ist auf Social Media angekommen und 
verpackt die eigene Message in Popkultur und Werbung. 

Auf der GamesCom, einer der weltweit größten Vide-
ospiel-Messen, wirbt sie mit Slogans wie „Mehr Open 
World geht nicht“ und „Multiplayer at its best!“; der Bun-
deswehr-Stand reiht sich nahtlos zwischen „Call of Duty“ 
und „Battlefield“ ein. Das Soldatenleben wird als Vide-
ospiel inszeniert, als Job wie jeder andere. 

Was besonders perfide ist, sind Figuren wie David Ma-
tei, ein Jugendoffizier Mitte 30, der dank Frisur und Klei-
dungsstil nur halb so alt aussieht. Sein Job ist explizit, die 
Bundeswehr gegenüber jungen Menschen zu repräsentie-
ren. Auf TikTok zeigt er seinen 200.000 Follower*innen 
eine Drohne mit Einschusslöchern aus einem Kriegsge-
biet – natürlich mit fröhlicher Musik unterlegt. „100% 
Made in Germany!“ sagt ein Vertreter der Hersteller-Fir-
ma neben Matei. Na, Gott sei Dank! 

Matei bestreitet öffentlich, Werbung für die Bundes-
wehr zu machen. Offiziell dürfen Jugendoffiziere das 
während ihren Besuchen an Schulen nämlich gar nicht. 
Wie lange dieses Verbot von Kriegswerbung für Kinder 
bestehen bleibt, ist fraglich. Die Besuche von Jugendof-
fizieren an Schulen sind sogar im aktuellen Koalitionsver-
trag verankert. Der CSU- Wehrbeauftragte Florian Hahn 
sagte wörtlich: „Nicht nur informieren, sondern auch wer-
ben!“ 

Versprechen der Bundeswehr

Die Sache ist: Die Bundeswehr hat objektiv einiges zu 
bieten. Kameradschaft, insbesondere in Zeiten zuneh-
mender Vereinsamung, besonders bei jungen Männern. 
Sport, Ausbildung, ein kompetitives Gehalt. In einer Zeit 
der Prekarisierung, in der selbst mehrere Uniabschlüsse 
kein lebenswertes Leben mehr garantieren, ist das ein 
echter Vorteil. 

Dazu kommt der Nationalismus, das große „Wir“-Ge-
fühl. In der Krisenhaftigkeit der Gegenwart verspricht die 
Bundeswehr eine Panzerung gegen Verunsicherung im 
wörtlichen Sinn. „Bei uns findest du Halt, bei uns bist du 
Teil vom Wir.“ Die aktuellen Werbeplakate arbeiten so 
stark mit einem Kollektiv-Gefühl, dass man meinen 
könnte, linke Organisationen würden damit werben. All 

Die Sache mit den Medien
Essay über Militarisierung in Talkshows und auf Social Media

von Simon David Dressler
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diese Vorteile sprechen objektiv für die Bundeswehr. Nur 
der Preis für all das ist: Du musst im Zweifelsfall für dei-
nen Nationalstaat kämpfen, töten und sterben. Das ist kein 
Job wie jeder andere – es geht immer um Leben und Tod. 

Der Krieg wird als Abenteuer dargestellt, die Ästhetik 
hebt Kameradschaft, Spaß und Action hervor. Die Reali-
tät von Krieg wird ausgeblendet. Ich nannte das in einem 
Essay für die Rosa- Luxemburg-Stiftung: „Eher ‚Ameri-
can Pie‘ als ‚Im Westen nichts Neues‘.“ 

Rolle der öffentlich-rechtlichen Medien 

Ich hatte das große Vergnügen, in mehreren öffentlich-
rechtlichen Talkshows dabei zu sein. Im März saß ich in 
der phoenix runde zum Thema „Bundeswehr in Kriegs-
zeiten – Müssen wir umdenken?“ Die Antwort war natür-
lich: Ja, WIR müssen wehrhaft werden. Von fünf Perso-
nen vertrat nur einer – ich – eine militarismuskritische 
Haltung. Der ZEIT-Journalist Peter Dausend hatte zwar 
früher den Wehrdienst verweigert, würde es aber „heute 
nicht mehr so machen“. Eine weitere Gästin war Offi-
ziersanwärterin, der ältere Herr neben ihr ehemaliger Vor-
sitzender einer Bundeswehrinstitution. Vier gegen eins 
(wenn man die Moderatorin mitzählt). 

Dabei teilen 83% der Menschen in Deutschland meine 
Haltung: Nur 17% sagen, sie wären bereit, Deutschland 
mit der Waffe zu verteidigen. Wir sind die absolute Mehr-
heit! Aber die öffentlich-rechtlichen Medien bilden nicht 
Meinungen der Bevölkerung ab, sondern machen sich die 
allgemeinen Ziele des Staates zu eigen: Wirtschaftsstand-
ort, internationale Konkurrenzfähigkeit, Exportweltmeis-
ter.

Die Medien sind kritisch – aber eben aus der Perspek-
tive, dass Regierungsfiguren ihren Job nicht richtig ma-
chen, den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht gut ge-
nug bedienen. Nicht, weil sie ein fundamentales Problem 
mit Aufrüstung und Weltkriegsvorbereitung hätten. 

Drei Funk�onen als Feigenbla� 

Warum werde ich – oder mein „Waffenbruder“ Ole Ny-
moen – überhaupt in solche Sendungen eingeladen? Ich 
erfülle drei Funktionen: 
• Erstens: Feigenblatt für den eigenen Liberalismus. 

Man kann stolz behaupten: „Hier kann man doch alles 
sagen!“ Dass ich eine Meinung vertrete, die 80% der 
Leute teilen, aber nur 20% der Sendungsbesetzung bin, 
während 80% der Gäste eine Meinung darstellen, die 
von 20% der Leute vertreten wird – geschenkt. 

• Zweitens: Den Zuschauer*innen wird gezeigt, dass 
meine Meinung die Minderheit ist. Wäre sie repräsen-
tativ für eine Mehrheit der Bevölkerung, würde man 
schließlich mehr davon einladen! 

• Drittens: Meine Meinung wird sofort von echten Profis 
wie Peter Dausend und anderen als egoistisch, kontra-
produktiv, schädlich für UNS ALLE eingeordnet. 

Eine konstruktive Diskussion wird in Sendungen solcher 
Art konsequent verunmöglicht. Wenn ich länger als 90 
Sekunden rede, hängt der Moderator schon mit seinem 
Arm in meinem Gesicht; er muss das tun, weil die Zeit ja 
begrenzt ist. Sachzwänge etc. Man kauft mit seiner Prä-
senz in einer dieser Politik-Talkrunden unzählige Prämis-
sen mit: „Herr Dreßler, wir leben in einer Demokratie, wir 
müssen wehrhaft werden, warum wollen Sie das nicht?“ 
Diese Prämissen müsste man erst einmal dekonstruieren 
(z. B. wer denn dieses ominöse Wir ist), und allein dafür 
bräuchte man vermutlich 20 Minuten am Stück. Es gibt 
keinen Wahrheitsanspruch, nur ein wahlloses Aneinan-
derreihen von Perspektiven. „Danke, dass Sie das geteilt 
haben, danke für Ihre Perspektive!“ Aber hat hier viel-
leicht mal jemand Recht? Und Unrecht? 

Kann sich diese grundlegende Haltung des Journalis-
musbetriebs ändern? Bei manchen Themen sicherlich: 
Die Gaza-Berichterstattung hat sich gewandelt, weil die 
unkritische Position untragbar wurde. Aber die allgemei-
ne mediale Linie wird nie weit von den bürgerlichen 
Staatszielen abweichen. Der Militarismus ist darin fest 
verankert: als Wachstumsmodell (Rüstungsindustrie statt 
Autobranche) und geopolitische Notwendigkeit.

Konsequenz 

Wir als antimilitaristische Bewegung können nicht auf die 
mediale Landschaft setzen. Wir dürfen nicht darauf abzie-
len, deren Meinung zu ändern. Der Antimilitarismus steht 
zu fundamental in Opposition zu den Staatszielen der 
BRD. 

Das führt zu frustrierenden Erlebnissen in Talkshows. 
Aber genau deshalb ist es wichtig, dass wir uns organisie-
ren, uns gegenseitig stärken und nie vergessen: Wir sind 
die Mehrheit. 83% der Menschen wollen nicht mit der 
Waffe für Deutschland kämpfen. Diese Mehrheit müssen 
wir sichtbar machen – außerhalb der Talkshows, auf der 
Straße, in den Schulen, überall dort, wo die Militarisie-
rung unsere Köpfe erobern will.

Politik&Wir - ARD Politiktalk mit dem Autor und Kiese-
wetter. Screenshot. 
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Die Nachrichten zu Beginn des neuen Jahres verheißen 
nichts Gutes. Sie fallen jedoch weiterhin sehr unter-
schiedlich aus, je nachdem, ob es dabei um Verbündete 
oder Rivalen geht. Mit dem Völkerrecht hat das alles we-
nig zu tun, was seiner Erosion weiter Vorschub leistet. 
Dieser Prozess ist nicht neu, beschleunigt sich aber.

Besuch in Damaskus, Gefechte in Aleppo

Tagesschau.de berichtete am 9. Januar 2026: „Die syri-
schen Behörden hatten die Bewohner von Scheich Mak-
soud und Aschrafija, zwei Vierteln im Norden der Groß-
stadt Aleppo, zur Flucht aufgefordert: zu ihrer eigenen Si-
cherheit. Doch dafür blieb den Bewohnern nur wenige 
Stunden Zeit, dann griffen die von Islamisten dominierten 
Regierungstruppen und mit ihnen verbündete Milizen die 
Stadtteile erneut an. Aufnahmen zeigten am Donnerstag 
heftigen Artilleriebeschuss und Explosionen.“ Zwei Tage 
später wurden dort die Auseinandersetzungen um Aleppo 
als „die schwersten Kämpfe seit dem Assad-Sturz vor gut 
einem Jahr“ eingeordnet. 150.000 Menschen seien aus 
der Stadt geflohen; sicherlich die Mehrheit von ihnen 
Kurd*innen, denn gegen diese richtete sich der Angriff 
der – auch von ARD klar als „von Islamisten dominiert“ 
bezeichneten – Regierungstruppen. Die Gefechte endeten 
mit einer international vermittelten Waffenruhe, während 
die verbliebenen bewaffneten kurdischen Kräfte Aleppo 
verlassen sollten. In anderen Fällen würde ein solcher 
Ausgang als „Siegfrieden“ etikettiert.

Bereits am 7. Januar hatten die UN auf die zunehmen-
den Gefechte in Aleppo hingewiesen, eine sofortige Dees-
kalation und eine Rückkehr an den Verhandlungstisch 
eingefordert. Außerdem forderten sie die Konfliktparteien 
auf, das humanitäre Völkerrecht zu achten und die Zivil-
bevölkerung zu schützen. Laut ihren Angaben waren zu 
jenem Zeitpunkt bereits etwa 30.000 Menschen geflohen, 
mindestens drei Kliniken hätten ihren Betrieb einstellen 
müssen.

Ebenfalls am 7. Januar hatte Ursula von der Leyen ihre 
„Nahost“-Reise angetreten, in deren Rahmen sie sich just 
am 9. Januar – also auf dem Höhepunkt der Gefechte, die 

eine faktische Vertreibung der kurdischen Bevölkerung 
aus Aleppo zum Ziel hatten – in der syrischen Hauptstadt 
mit den dortigen Machthabern traf. Nach dem Treffen 
teilte die Kommissionspräsidentin auf der Nachrichten-
plattform X (der ultrarechten „Galionsfigur des Tech-Fa-
schismus“, Elon Musk) mit: „Europa wird alles in seiner 
Macht Stehende tun, um die Erholung und den Wieder-
aufbau Syriens zu unterstützen“. Hierfür sagte sie beim 
Treffen selbst satte 620 Mio. Euro an Hilfsgeldern für die 
syrische Regierung zu, die nicht durch Wahlen, sondern 
durch den militärischen Sturz der vorhergehenden Regie-
rung durch überwiegend islamistische Milizen an die 
Macht gekommen war. Unterstützt wurden und werden 
diese bis heute von der benachbarten Türkei (NATO-Mit-
glied), die bereits zuvor – wiederum vorwiegend von 
Kurd*innen bewohnte – Teile des syrischen Territoriums 
besetzt und teilweise annektiert hatte.

Schnöde Geopoli�k

Trotz der umfangreichen Zusagen und Geldgeschenke 
hielt sich die Berichterstattung über den hochrangigen 
EU-Besuch in Damaskus in Grenzen und die Gleichzei-
tigkeit mit Gefechten und Vertreibungen in Aleppo wurde 
(wie etwa im Deutschlandfunk) gar nicht oder nur am 
Rande erwähnt. Lediglich die linke Zeitung nd kritisierte: 
„EU hofiert die neuen syrischen Machthaber … Ausge-
rechnet inmitten einer Militäroffensive der syrischen 
Übergangsregierung gegen die kurdisch dominierten 
Selbstverteidigungskräfte in Aleppo treffen die [EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und EU-
Ratspräsident António Costa] den syrischen Übergangs-
präsidenten Ahmad Al-Scharaa, der diese Offensive ange-
ordnet hat.“ Auch die rechtspopulistische Bild erkannte 
zumindest einen „Besuch zur Unzeit“.

Natürlich war auch der Besuch in Damaskus ein-
schließlich Finanzierungszusage letztlich ganz schnöde, 
alltägliche Geopolitik (deren Interessenlage hinsichtlich 
Syrien siehe IMI-Studie 3/2025). Dass diese bei der EU 
und auch der Bundesregierung von Werten geleitet sei mit 
dem Ziel einer „regelbasierten Weltordnung“ ist jedoch 

Die „regelbasierte Ordnung“ 
Anfang 2026
von Bernhard Klaus

https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-kaempfe-hintergrund-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-aleppo-waffenstillstand-104.html
https://news.un.org/en/story/2026/01/1166719
https://de.euronews.com/2026/01/09/eu-will-wiederaufbau-in-syrien-mit-620-millionen-euro-unterstutzen
https://www.deutschlandfunk.de/eu-stellt-fuer-syriens-wiederaufbau-620-millionen-euro-in-aussicht-102.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1196738.syrien-eu-hofiert-die-neuen-syrischen-machthaber.html
https://www.bild.de/politik/ausland-und-internationales/besuch-zur-unzeit-von-der-leyens-heikler-besuch-in-syrien-69611882fa56382de1f64c81
https://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2025-3-%20Syriens%20Wiederaufbau%20alex_web.pdf


39

ein Phantasma, das trotz ständiger Wiederholung in den 
Leitmedien nicht der Realität entspricht.

Legi�ma�on von Angriffskriegen

So bestand die offizielle Reaktion der EU auf die klar völ-
kerrechtswidrigen Angriffe der USA auf Venezuela und 
die Entführung des amtierenden Staatsoberhauptes im 
Wesentlichen in einer gemeinsamen Erklärung, in der die-
sem „das Fehlen einer Legitimation als gewähltem Präsi-
denten“ attestiert und die (vagen) Vorwürfe des „transna-
tionalen organisierten Verbrechens“ und des Drogenhan-
dels – welche den USA als Vorwände für ihren Enthaup-
tungsschlag dienten – als „Bedrohung der weltweiten Si-
cherheit“ bestätigt werden. Letztlich macht sich die EU 
damit zum Sprachrohr für Trumps Fake-News-Maschine-
rie, denn tatsächlich spielt Venezuela im globalen Dro-
genmarkt laut dem UN-Büro für Drogen und Kriminalität 
(UNODC) eine eher marginale Rolle – mit derselben Ar-
gumentation ließen sich Regime Changes in sehr vielen 
anderen Ländern rechtfertigen.

Von schnöder Geopolitik, ebenfalls alles andere als 
wertebasiert, zeugt eine weitere Meldung vom 12. Januar. 
Der deutsche Innenminister besuchte Israel – und damit 
eine Regierung, gegen die gerade aufgrund des Vorwurfs 
eines Verstoßes gegen das Völkerrecht verhandelt wird 
und die verschiedene Gebiete in seiner Nachbarschaft 
völkerrechtswidrig besetzt hält. Dobrindt traf sich dort 
mit dem amtierenden Premierminister Benjamin Netanja-
hu – gegen den ein internationaler Haftbefehl wegen 
Kriegsverbrechen vorliegt. Tagesschau.de berichtet hier-
zu: „Dobrindt und Netanjahu unterzeichneten einen Cy-
ber- und Sicherheitspakt, den der Minister bei seinem Be-
such vor einem halben Jahr bereits angekündigt hatte. Die 
Sicherheitsbehörden beider Länder sollen stärker zusam-
menarbeiten bei Cyberkriminalität, Künstlicher Intelli-
genz und Drohnenabwehr.“ Eigentlich wäre die Bundes-
regierung nach internationalem Recht verpflichtet, Druck 
auf Israel auszuüben, seine völkerrechtswidrige Beset-
zung palästinensischer Gebiete zu beenden. Ein „Sicher-
heitspakt“ stellt eher das Gegenteil dar. Das spielt im 
ARD-Bericht aber natürlich keine Rolle. Dort wird statt-
dessen ausgeführt: „Israel setzt Künstliche Intelligenz 
und automatisierte Früherkennungssysteme ein, die An-
griffe melden, bevor sie Schäden anrichten.“ Das völlige 
Versagen dieser Frühwarnsysteme im Vorfeld des 7. Ok-
tober 2023 wird hier ebenfalls nicht angesprochen.

Stattdessen geht es dort um den möglicherweise bevor-
stehenden nächsten völkerrechtswidrigen Angriffskrieg, 
den die USA aktuell wohl vorbereiten. Der wird aber na-
türlich nicht als solcher benannt, stattdessen heißt es, dass 
sich „[Israel] wieder auf eine Eskalation mit dem Iran ein-
stellt. Sollten die USA intervenieren, hat das Mullahre-
gime auch Israel mit Vergeltung gedroht.“ Eine „Interven-
tion“ gegen ein „Regime“ – so wird ein Angriffskrieg vor-
bereitet, wenn er von den eigenen Verbündeten ausgeht. 

Noch etwas billiger berichtete die ARD am Tag zuvor: 
„US-Präsident Trump bietet der Protestbewegung Hilfe 
an.“ Und anstatt den NATO-Verbündeten Trump, der ge-
rade erst mit einer Annexion Grönlands gedroht hat, an 
das („komplexe“) Völkerrecht zu erinnern und vor dem 
Beginn eines neuen Krieges zu warnen, sekundiert der 
deutsche Bundeskanzler, indem er öffentlichkeitswirksam 
verkündet, er gehe davon aus, „dass wir jetzt hier auch ge-
rade die letzten Tage und Wochen dieses Regimes sehen“.

Nichts neues, nur schneller (und dreister)

Die folgenreichen Ereignisse schnöder Geopolitik haben 
sich freilich zuletzt beschleunigt, wie dieses Blitzlicht 
vom traurigen Start in das neue Jahr demonstriert. Aber 
sie haben auch nur das – sich beschleunigt. All das fand 
schon lange vor Trump und auch dem russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine statt. Jugoslawien, Irak, Li-
byen, die Liste westlicher Angriffskriege ist lang, auch 
den türkischen Einmarsch in Syrien könnte man so klassi-
fizieren. Noch deutlich länger ist die Liste der gestürzten 
unliebsamen Regierungen und die Unterstützung nicht 
demokratisch legitimierter aber kooperationswilliger Re-
gime. Das Playbook für die russische „Intervention“ in 
der Ukraine wurde schon lange vorher – und ganz wesent-
lich auch von den NATO-Staaten und der EU – geschrie-
ben. Dies rückblickend als „regelbasierte Ordnung“ zu 
verklären, ist geschichtsvergessen und: Propaganda.

Board of Peace: Beispiel privatisierter Außenpolitik, 
Foto: White House, public domain.

https://www.eeas.europa.eu/eeas/venezuela-statement-high-representative-aftermath-us-intervention-venezuela_en
https://usun.usmission.gov/remarks-at-a-un-security-council-briefing-on-venezuela-2/
https://usun.usmission.gov/remarks-at-a-un-security-council-briefing-on-venezuela-2/
https://www.unodc.org/documents/data-and-analysis/WDR_2025/WDR25_B1_Key_findings.pdf
https://www.tagesschau.de/ausland/asien/israel-deutschland-cyberpakt-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/asien/iran-proteste-272.html
https://www.tagesschau.de/inland/merz-iran-massenproteste-100.html
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Noch vor dem offiziellen Beginn von Donald Trumps 
zweiter Amtszeit als US-Präsident geriet Grönland wieder 
in den Fokus der allgemeinen Aufmerksamkeit. Anders 
als in seiner ersten Amtsperiode verfolgt Trump die Über-
nahme der Insel durch die USA jetzt hartnäckiger und will 
dafür auch militärische Gewalt nicht ausschließen. Vor 
dem Hintergrund des US-Militärschlags gegen Venezuela 
Anfang 2026 verbreitet sich daher die Sorge vor einer ge-
waltsamen Annexion.

Das US-Interesse an Grönland

Die USA haben einen beträchtlichen Teil ihres Territori-
ums durch Kaufgeschäfte erworben. Im 19. Jahrhundert 
zählten dazu etwa der Kauf von Louisiana und von Alas-
ka. Als sie 1867 Alaska von Russland erworben hatten, 
führten sie auch Verhandlungen mit Dänemark über den 
Erwerb von Grönland und Island. Zum Kauf der beiden 
Inseln kam es damals aber nicht, und auch der Kauf von 
Alaska war seinerzeit wenig populär. Spötter bezeichne-
ten das Territorium als „Gefriertruhe“ von Außenminister 
Seward oder als Präsident Johnsons „Eisbärengehege“. 
Aber spätestens als im Norden Alaskas Erdölvorkommen 
entdeckt wurden, war die Mehrheit der Nation stolz auf 
den Erwerb.

Möglicherweise möchte sich Donald Trump mit dem 
Erwerb von Grönland heute einen ähnlich bedeutsamen 
Platz in den Geschichtsbüchern sichern wie einst William 
Seward und Andrew Johnson. In seiner ersten Amtszeit 
bezeichnete er sein Vorhaben als „großen Immobiliener-
werb“. Und laut Aussagen, die Peter Baker für die New 
York Times festgehalten hat, war Trump allein durch 
Grönlands Ausdehnung auf der Landkarte so fasziniert, 
dass er die größte Insel der Welt für die USA vereinnah-
men wollte.1 Vermutlich betrachtet er es als seine ver-
dienstvolle Aufgabe, das US-Territoriums um die Land-
masse von Grönland zu erweitern.

Die USA unternahmen bereits 1910, 1946 und 1955 
weitere erfolglose Versuche, Grönland zu kaufen. Wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs, als Dänemark von Nazi-
deutschland besetzt war, überließ ihnen aber der dänische 

Botschafter einige Souveränitätsrechte, um den Status 
quo in Grönland aufrecht zu erhalten und zu verhindern, 
dass Deutschland von der Insel Besitz ergreift. Die USA 
errichteten daraufhin rund ein Dutzend Militärbasen, 
Flughäfen und Wetterstationen, von denen sie viele auch 
im Kalten Krieg weiterbetrieben. 1951 willigte Dänemark 
in ein Militärabkommen ein, das den USA exklusive 
Rechte für ihre Stützpunkte in Grönland einräumt.2

Nach dem Ende des Kalten Kriegs reduzierten die USA 
ihre Präsenz in Grönland auf die Thule Air Base (seit 
2023 „Pituffik Space Base“) im Nordwesten der Insel. 
Das Abkommen von 1951 erlaubt ihnen aber, in Abstim-
mung mit Dänemark und Grönland weitere Militärbasen 
zu errichten.3

Die strategische Bedeutung von Grönland

„Kalaallit Nunaat“, wie Grönland in der Landessprache 
heißt, verfügt über reiche, noch unerschlossene Rohstoff-
vorkommen. Außerdem ist seine geostrategische Lage 
zwischen Nordatlantik und Arktis von internationalem In-
teresse. Durch die Klimaerwärmung, die in der Arktis 
viermal so stark messbar ist wie im globalen Durch-
schnitt, verkleinern sich die Gletscher und geben Raum 
für Bergbauprojekte. Auch das Meereis geht zurück und 
ermöglicht neue Schifffahrtsrouten durch die Arktis, die 
Asien mit Europa und Nordamerika verbinden und Grön-
land in den internationalen Seeverkehr einbinden.

Zu den grönländischen Bodenschätzen zählen reiche 
Erzvorkommen wie Gold, Platin, Kupfer, Zink, Molyb-
dän und Eisenerz, aber auch Graphit, Uran und Seltene 
Erden. Grönland verfügt über 24 von 34 Mineralien, die 
von der EU als kritische Rohstoffe eingestuft werden.4

Hinzu kommen Fisch und andere Meeresressourcen, im 
Eis gebundene Süßwasserreserven und Gesteinsmehl, das 
als wertvoller Dünger verwendet werden kann. Auch für 
die Energieerzeugung aus Wasserkraft gibt es Potential.

Bereits während des Kalten Kriegs war die Arktis die 
kürzeste Verbindung zwischen den beiden Supermächten 
USA und UdSSR, so dass Frühwarnsysteme zur Erken-
nung von Raketenangriffen möglichst weit im Norden 

Grönland im Fokus
Drohende US-Übernahme „auf die ein oder andere Art“

von Ben Müller
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stationiert werden mussten. Die Pituffik Space Base ist 
die nördlichste Militärbasis der USA. Als wichtige Bo-
denstation zur Weltraum-Überwachung und mit Früh-
warn-Radaranlagen ausgestattet ist sie für die USA unver-
zichtbar.

Aus geostrategischer Sicht sind auch die Wasserstra-
ßen zwischen Grönland, Island und Großbritannien, die 
sogenannte „GIUK-Lücke“, von besonderer Bedeutung. 
Einerseits verlaufen hier wichtige Untersee-Kabel, die 
Nordamerika und Europa verbinden, und der Seeweg gilt 
als militärische Nachschubroute im Fall eines Kriegs in 
Europa. Andererseits stellen diese Meerengen die einzige 
Möglichkeit für russische Schiffe dar, von der Arktis in 
den Atlantik vorzudringen. In Übungen wie „Dynamic 
Mongoose“ bereitet sich die NATO daher regelmäßig auf 
den Anti-U-Boot-Kampf in diesen Gewässern vor.5

Militärische Gewalt nicht ausgeschlossen

Bereits in seiner ersten Amtszeit als US-Präsident wollte 
Donald Trump Grönland kaufen. Die dänische Antwort, 
dass das „absurd“ sei und Grönland nicht zum Verkauf 
stehe, verstörte ihn so, dass er deswegen einen Staatsbe-
such in Dänemark absagte.6 Noch vor der offiziellen Ein-
führung zu seiner zweiten Amtszeit griff er das Thema 
wieder auf und erklärte „Eigentum und Kontrolle über 
Grönland“ zu einer „absoluten Notwendigkeit“ für die na-
tionale Sicherheit und die Freiheit in der Welt.7

Wahrscheinlich geht es Trump um die grönländischen 
Bodenschätze. Auch den arktischen US-Staat Alaska be-
trachtet er offenbar hauptsächlich als Rohstoffquelle. 
Gleich nach seinem Amtsantritt hat er Dekrete zur Förde-
rung von Öl, Gas und anderen Ressourcen im Natur-
schutzgebiet „Arctic National Wildlife Refuge“ erlassen.8

Und auch nach seinem Militärschlag gegen Venezuela 
war es ihm wichtig, das venezolanische Öl für US-Kon-
zerne verfügbar zu machen. Aber im Fall von Grönland 
spricht er das nicht aus, sondern redet nur von der natio-
nalen und internationalen Sicherheit, oder dass die Insel 
„von russischen und chinesischen Schiffen umzingelt“ 
sei.9

Trump stellte auch den völkerrechtlichen Anspruch 
Dänemarks auf Grönland in Frage: „Die Leute wissen 
nicht einmal genau, ob Dänemark überhaupt einen 
Rechtsanspruch darauf hat. Aber wenn es einen hat, dann 
sollte es ihn aufgeben.“10 Und er lehnte es ab, militärische 
Gewalt zur Übernahme der Insel auszuschließen. Vor dem 
US-Kongress gab er sich zuversichtlich, Grönland „auf 
die ein oder andere Art“ zu übernehmen, und den Men-
schen in Grönland versprach er großspurig Sicherheit und 
Reichtum.11 Auf die Frage, ob das Pentagon Pläne für eine 
bewaffnete Invasion in Grönland habe, wiederholte US-
Verteidigungsminister Pete Hegseth vor einem Ausschuss 
des Repräsentantenhauses mehrfach, das Pentagon habe 
Pläne für alle Eventualitäten.12

Einflussnahme auf Grönland

Im Mai 2025 berichtete das Wall Street Journal über eine 
Anweisung an die US-Geheimdienste, Grönland stärker 
zu beobachten. Insbesondere sollten Personen in Grönland 
und Dänemark ausfindig gemacht werden, die die US-In-
teressen in Grönland unterstützen. Auch die Unabhängig-
keitsbewegung in Kalaallit Nunaat sollte beobachtet wer-
den sowie die öffentliche Meinung zu einer Beteiligung 
der USA an Bergbau- und Infrastrukturprojekten.13 Auch 
der dänische Rundfunk berichtete im August 2025 von 
mindestens drei US-Bürgern mit Verbindungen zu Donald 
Trump, die sich anschickten, Grönland zu „infiltrieren“. 
Ob die Männer in staatlichem Auftrag unterwegs waren, 
konnte der Sender zwar nicht ermitteln. Dänemark nahm 
die Angelegenheit dennoch zum Anlass, den obersten US-
Diplomaten ins Außenministerium einzubestellen.14

Dänemark bemühte sich seinerseits, Verbundenheit mit 
Kalaallit Nunaat auszudrücken. Im April 2025 reisten so-
wohl Premierministerin Frederiksen15 als auch König Fre-
derik X.16 in die grönländische Hauptstadt Nuuk. Auch an-
dere europäische Staatschefs stellten sich an die Seite Dä-

Aktuelle Entwicklung 

In seiner Rede beim Weltwirtschaftsforum am 
21.1.2026 in Davos hat Donald Trump zugesichert, er 
werde Grönland nicht mit Gewalt annektieren. Ein 
paar Stunden später nahm er nach einer Unterredung 
mit NATO-Generalsekretär Rutte auch die angekün-
digten Zölle gegen acht europäische Staaten zurück 
und verkündet, es gebe ein Konzept für einen zukünf-
tigen Deal zu Grönland und zur Arktis insgesamt. 
Vermutlich bezieht sich diese Ankündigung auf zwei 
Vereinbarungen: eine stärkere NATO-Präsenz in der 
Arktis und Verhandlungen zwischen den USA, Däne-
mark und Grönland über eine Aktualisierung des Mi-
litärabkommens von 1951.
Als Folge der Vereinbarungen hat die NATO am 
11.2.2026 eine Mission „Arctic Sentry“ gestartet, mit 
der sie russischen und chinesischen Aktivitäten in der 
Arktis begegnen will. Ein Schwerpunkt soll auf der 
GIUK-Lücke liegen. Anfangs sollen vor allem Übun-
gen von Mitgliedstaaten wie Dänemarks „Arctic En-
durance“ oder Norwegens „Cold Response“ gebün-
delt und auf NATO-Ebene koordiniert werden. Die 
Bundeswehr möchte „Arctic Sentry“ mit vier Euro-
fightern und Kapazitäten zur Betankung in der Luft 
unterstützen, und Großbritannien hat einen Flugzeug-
träger angekündigt und die Verdopplung seiner Trup-
penpräsenz in Norwegen auf 2000 Soldat*innen.
Ob die Verhandlungen zwischen den USA, Dänemark 
und Grönland zu einem Ergebnis führen werden, das 
Donald Trump als Sieg verkaufen kann, bleibt offen. 
(Stand: 15.2.2026)
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nemarks. Der französische Präsident Emmanuel Macron 
etwa stattete Nuuk einen Besuch ab und beteuerte die Be-
reitschaft Frankreichs, für Grönlands Sicherheit einzuste-
hen.17 Und Deutschland, das seine militärische Präsenz in 
der Arktis steigern möchte, nutzte die Gelegenheit und ließ 
mit dem Einsatzgruppenversorger „Berlin“ im August 2025 
zum ersten Mal ein Kriegsschiff in Nuuk Station machen.18

Zu den Akteuren, die ihren Einfluss geltend machen 
möchten, zählen auch reiche Personen aus der US-ameri-
kanischen Tech-Branche, die möglicherweise Donald 
Trumps Grönland-Deal finanzieren sollen. Laut einer 
Reuters-Recherche befürworten Peter Thiel, Marc An-
dreessen oder Dryden Brown, die Grönland offenbar für 
verfügbares Niemandsland halten, dort die Gründung ei-
ner deregulierten Privatstadt. Für Brown wäre die grön-
ländische Geographie demnach auch eine gute Vorberei-
tung für eine zukünftige Mars-Kolonisierung.19 Unterstüt-
zung werden sie vielleicht von Ken Howery erhalten, der 
zusammen mit Thiel an der PayPal-Gründung beteiligt 
war und seit Oktober 2025 als neuer US-Botschafter in 
Dänemark amtiert.

Wer bedroht Grönland?

Die Behauptung von Trump, dass Grönland von russischen 
und chinesischen Schiffen umzingelt sei, lässt sich leicht 
widerlegen. Ulrik Pram Gad vom Dänischen Institut für 
Internationale Studien verweist dafür auf die Größe der 
Arktis, die sich in mehrere Gebiete unterteile, deren jeweilige 
Sicherheitssituation für Grönland meistens nicht relevant 
sei. Es gebe zwar russische und chinesische Schiffe in der 
Arktis, aber von Grönland seien sie nicht einmal mit dem 
Fernglas zu erkennen.20 Und von den Ausführungen zur 
Bedrohungslage, die US-Vizepräsident JD Vance bei einem 
Besuch der Pituffik Space Base im März 2025 geäußert 
hatte, distanzierte sich sogar Oberst Susannah Meyers, die 
damalige Chefin der Basis, in einer E-Mail, woraufhin sie 
allerdings umgehend ihres Postens enthoben wurde.21

Viele Wissenschaftler*innen haben sich bereits mit der 
von Trump beschworenen Bedrohung Grönlands, der an-
geblich nur mit einer Übernahme durch die USA begegnet 
werden könne, auseinandergesetzt. Meistens stellt sich 
dabei heraus, dass diese Bedrohung nicht existent oder 
maßlos übertrieben ist. Andreas Østhagen vom norwegi-
schen Fridtjof Nansen Institut stellt z.B. klar, dass Russ-
land vor allem in der europäischen Arktis (Barentssee, 
Svalbard, norwegische Küste) aktiv sei, aber nicht bei 
Grönland. Und China sei zwar an Geschäften in der Arktis 
interessiert, die Versuche chinesischer Firmen, in Grön-
land zu investieren seien aber meist aus Sicherheitsgrün-
den unterbunden worden. Chinesische Schiffe seien vor 
allem an der russischen Küste und vor Alaska anzutreffen, 
aber nicht vor Grönland.22

Im Gegensatz zu den USA hat der chinesische Außen-
minister Wang Yi im Mai 2025 betont, dass China die dä-
nische Souveränität über Grönland respektiere.23 Auf der 

Arctic Security Conference im September 2025 in Oslo 
bemerkte die kanadische Wissenschaftlerin Heather Ex-
ner-Pirot dazu, in den letzten 30 Jahren sei die einzige Be-
drohung in der Arktis von den USA ausgegangen, eben 
die von Trump angedrohte Annexion Grönlands.24 Und 
Mia Bennett, Geographin an der Universität Washington, 
kommentiert: „Während Trump die Furcht vor einem Ein-
fall russischer und chinesischer Schiffe in Grönland 
schürt, fürchten sich die Inselbewohner vor der viel reale-
ren Möglichkeit eines Einfalls amerikanischer Schiffe auf 
der größten Insel der Welt.“25

Troy Bouffard, Lehrbeauftragter für Arktis-Sicherheit 
an der Universität Alaska Fairbanks, vermutet, dass die 
Bedrohungen auch für Trump nicht real existieren müs-
sen. Er benutze sie aber, um zu eskalieren, und um in dem 
Handelsgeschäft, das die Grönland-Übernahme für ihn 
darstelle, der Gegenseite Zugeständnisse abzupressen.26

Dänemark rüstet auf

Mit der Begründung einer wachsenden Bedrohung durch 
Russland und China in der Arktis setzt die dänische Re-
gierung zurzeit auf massive Aufrüstung. Zusammen mit 
den autonomen Regierungen in Grönland und auf den Fä-
röer Inseln hat sie 2025 zwei Militärabkommen für den 
Nordatlantik und die Arktis vereinbart mit einem Volu-
men von zusammen 42 Mrd. Kronen (ca. 5,6 Mrd. Eu-
ro).27 Hinzu kommen weitere militärische Großausgaben 
für Luftabwehr und zusätzliche F35-Kampfflugzeuge so-
wie ein „Beschleunigungsfonds“, der die dänischen Mili-
tärausgaben 2025 und 2026 auf mehr als 3% des Bruttoin-
landsprodukts heben soll.

Die beiden Rüstungspakete für die Arktis beinhalten 
u.a. fünf neue eisgängige Schiffe als Ersatz für die vier 
Fregatten der Thetis-Klasse. Zur Überwachung des ausge-
dehnten Gebiets sollen Seefernaufklärer, Langstrecken-
drohnen, Radaranlagen und Satelliten beschafft werden. 
Hinzu kommt ein Hauptquartier für das „Joint Arctic Com-
mand“ in der grönländischen Hauptstadt Nuuk, ein Mari-
ne-Kai sowie weitere kleinere Drohnen zur Stationierung 
in Grönland. Auch das militärische „Basistraining“ für 
junge Menschen in Grönland soll ausgeweitet und um ein 
Modul zur Drohnensteuerung erweitert werden.

Nicht nur die NATO-Vorgaben und die Vorwürfe von 
JD Vance fordern Dänemark heraus. Auch ein Bericht des 
öffentlichen dänischen Rundfunks vom Januar 2025 at-
testiert der dänischen Marine erhebliche Schwächen beim 
Anti-U-Boot-Kampf im Nordatlantik und in der Arktis 
und setzt das Militär zusätzlich unter Druck.28 Der däni-
sche Militärgeheimdienst, der in den vergangenen Jahren 
hauptsächlich vor einer wachsenden Bedrohung durch 
Russland und China gewarnt hat, erwähnt in seinem Be-
richt für 2025 allerdings erstmals kritische Töne zur Rolle 
der USA: „die USA setzen ihre wirtschaftliche und tech-
nologische Macht jetzt als politisches Druckmittel ein, 
auch gegen Alliierte und Partner.“29
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Von Venezuela nach Grönland?

Um den Jahreswechsel 2025/26 ist die Auseinanderset-
zung um Grönland weiter eskaliert. Bereits im Dezember 
2025 sorgte die Ernennung von Jeff Landry zum US-Son-
dergesandten für Grönland für diplomatische Verstim-
mung, die Dänemark abermals veranlasste, den US-Bot-
schafter ins Außenministerium einzubestellen. Landry, re-
publikanischer Gouverneur von Louisiana, postete nach 
seiner Ernennung auf X, es sei ihm eine Ehre, Grönland 
zu einem Teil der USA zu machen.30

Der völkerrechtswidrige US-Angriff auf Venezuela am 
2. Januar 2026 mit der Entführung von Nicolás Maduro 
und Cilia Flores setzte einer Reihe von militärischen Dro-
hungen und ungerechtfertigten Attacken auf Schiffe in der 
Karibik mit über 100 Toten die Spitze auf. In der Presse-
konferenz am Folgetag lobte Verteidigungsminister Heg-
seth den Militärschlag und die Durchsetzungsfähigkeit 
von Donald Trump. Und er erklärte, ähnliche Aktionen zu 
jeder Zeit und an jedem Ort wiederholen zu können 
(„America can project our will anywhere, anytime“).31

Diese Kampfansage galt auch Grönland und Dänemark. 
Einen Tag später ergänzte Trump, die USA würden sich 
um Grönland in etwa zwei Monaten kümmern.32

Für Aufregung sorgte auch eine Grönlandkarte in den 
Farben der US-Fahne, die am 3.1.2026 von Katie Miller 

über X verbreitet wurde. Mit dem Zusatz „SOON“ deute-
te die frühere Trump-Mitarbeiterin und Ehefrau von US-
Vizestabschef Stephen Miller an, Grönland werde „bald“ 
zu den USA gehören.33 Stephen Miller erläuterte derwei-
len in einem CNN-Interview seine imperialistische Sicht 
auf die Welt, die nur von Stärke, Kraft und Macht regiert 
werde: „Wir sind eine Supermacht, und unter Präsident 
Trump werden wir uns auch wie eine Supermacht verhal-
ten.“ Angesichts der militärischen Stärke der USA bedeu-
te das, dass niemand wegen der Zukunft Grönlands gegen 
die Vereinigten Staaten kämpfen werde.34

Auch Donald Trump fühlt sich nicht an das Völker-
recht gebunden. In einem Interview mit der New York 
Times sagte er im Januar 2026, seine einzigen Grenzen 
seien seine moralischen Abwägungen und sein Verstand. 
Er wolle keinen Menschen schaden, aber er brauche kein 
Völkerrecht.35 Auf die Frage, warum er nicht nach dem 
Abkommen von 1951 Truppen in Grönland stationiere, 
antwortete er, dass Eigentum für ihn psychologisch not-
wendig sei, um Erfolg zu haben.36

Das Ende der NATO?

Im Zuge der Eskalation im Grönlandkonflikt hielt Mette 
Frederiksen Trump vor, ein militärischer Angriff auf 
Grönland sei gleichbedeutend mit dem Ende der NATO 
und der Sicherheitsarchitektur seit dem Zweiten Welt-
krieg.37 Trump erklärte dagegen, wenn Grönland in den 
Händen der USA sei, würde das die NATO noch viel 
mächtiger und wirksamer machen. Alles darunter sei in-
akzeptabel.38 Für Trump ist es anscheinend kein Wider-
spruch, einem NATO-Mitglied militärisch zu drohen und 
sich gleichzeitig zur NATO zu bekennen.

NATO-Generalsekretär Mark Rutte hatte im März 
2025 bei einem Treffen mit Trump im Oval Office ver-
sucht, die NATO aus der Grönlandfrage herauszuhalten. 
Er gab Trump zwar Recht, dass die Arktis vor Russland 
und China beschützt werden müsse, wollte sich aber nicht 
dazu äußern, ob Grönland zur USA gehören sollte oder 
nicht.39 Auch im Januar 2026 vermeidet es Rutte, sich zu 
den US-Annexionsdrohungen zu äußern. Stattdessen 
greift er die von Donald Trump behauptete Bedrohung 
Grönlands auf, um ihr eventuell mit einer gemeinsamen 
NATO-Aktion zu begegnen.40 Möglicherweise will er da-
mit die US-Argumentation entkräften, nur die USA könne 
die Sicherheit Grönlands gewährleisten. Da eine russische 
oder chinesische Bedrohung Grönlands aktuell aber gar 
nicht vorliegt, und es den USA wahrscheinlich eher um 
Rohstoffe und um Trumps Geltungssucht geht, ist Ruttes 
Strategie zum Scheitern verurteilt. Sie führt nur zu einer 
weiteren Militarisierung der Arktis.

Unabhängig von Mark Ruttes Initiative hat Dänemark 
im Januar 2026 seine Militärpräsenz in Grönland ver-
stärkt. Laut Pressemitteilung des Verteidigungsministeri-
ums sollen die Truppen den Einsatz unter arktischen 
Bedingungen trainieren und durch ihre Anwesenheit die 
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europäische und transatlantische Sicherheit verstärken. 
Angekündigt sind Flugzeuge, Schiffe und Soldaten auch 
von NATO-Verbündeten. Zu ihren Aufgaben zählen der 
Schutz kritischer Infrastruktur, die Unterstützung lokaler 
Behörden, die Verlegung von Kampfflugzeugen sowie 
Operationen auf See.41

Auf Einladung Dänemarks schickte auch Deutschland 
ein Erkundungsteam der Bundeswehr nach Grönland. Der 
aus 15 Logistikern und Experten unterschiedlicher militä-
rischer Bereiche bestehende Trupp weilte vom 16. bis 18. 
Januar 2026 auf der Insel. Sein Auftrag war es, die Bedin-
gungen für einen möglichen Bundeswehreinsatz in Grön-
land auszukundschaften. Ähnliche Erkundungsmissionen 
wurden auch von Frankreich, Großbritannien, Norwegen, 
Schweden, Finnland und den Niederlanden durchge- 
führt.42 Als Reaktion kündigte Donald Trump Strafzölle 
gegen diese Länder an.

Konsequenzen

Am 14. Januar 2026 fand in Washington ein Treffen zur 
Zukunft Grönlands statt, an dem der dänische Außenmi-
nister Lars Løkke Rasmussen, die grönländische Außen-
politikerin Vivian Motzfeld sowie US-Außenminister 
Marco Rubio und US-Vizepräsident JD Vance teilnah-
men. Bei diesem Gespräch zeigten sich „grundlegende 
Meinungsverschiedenheiten“ zwischen den beiden Positi-
onen. Eine Arbeitsgruppe soll jetzt sondieren, wie der 
Konflikt beigelegt werden könnte.43 Es steht aber zu be-
fürchten, dass US-Präsident Trump von seinem Anspruch, 
Grönland zu besitzen, nicht abrücken wird.

Bedrohlich wird die Situation dadurch, dass Politiker 
wie Stephen Miller inzwischen völlig offen für das Recht 
des Stärkeren in internationalen Beziehungen eintreten. 
Wenn Donald Trump behauptet, seine Entscheidungen 
müssten sich nicht am Völkerrecht orientieren, oder wenn 

Pete Hegseth androht, die USA könnten Militärangriffe 
wie in Venezuela jederzeit und überall durchführen, dann 
erinnert das an finstere Zeiten, in denen Machthaber ihre 
Herrschaft willkürlich und mit brutaler Gewalt durchset-
zen.

Im Moment sieht es so aus, als würden die US-Annexi-
onsdrohungen gegen Grönland innerhalb der NATO zu ei-
ner Art Wettbewerb führen, wer die Sicherheit Grönlands 
am Besten schützen kann. Unabhängig von der Frage, ob 
eine Bedrohung Grönlands durch Russland und China 
überhaupt existiert, heizen die beteiligten Akteure damit 
aber den Machtkampf an, auf dem eine am Recht des 
Stärkeren ausgerichtete Weltordnung beruht. Jede weitere 
Militarisierung (nicht nur) in der Arktis ist abzulehnen. 
Die daraus entstehende Gefahr der Eskalation bringt ver-
heerende Folgen für Menschen, Umwelt und Klima mit 
sich. Kampfflugzeuge hinterlassen große Mengen Koh-
lenstoffdioxid, Kriegsschiffe beeinträchtigen die Meeres-
fauna und Militärfahrzeuge zerstören die empfindliche 
Vegetation an Land.

Kalaallit Nunaat wird zu einem Spielball fremder 
Mächte. Eigentlich will sich das Land von Dänemark los-
lösen und seinen eigenen Weg gehen. Angesichts der Be-
drohung aus den USA fühlt Regierungschef Jens-Frederik 
Nielsen jetzt aber sein Land an die ehemalige Kolonial-
macht gebunden.44 Und was wird aus den Menschen, falls 
Kalaallit Nunaat von den USA annektiert wird? Werden 
sie sich dann weiter von Fischfang und Robbenjagd er-
nähren können? Oder müssen sie ihren Lebensunterhalt in 
neu entstehenden Erz- und Kohleminen verdienen? Oder 
werden sie zu Dienstpersonal in einer deregulierten Pri-
vatstadt, während die Kraftwerke und Serverfarmen der 
tonangebenden Tech-Magnaten den Klimawandel weiter 
anheizen?

Der Friedensforscher Egon Spiegel sieht in Kalaallit 
Nunaat ein erfolgversprechendes Potential für gewaltfrei-

Maschine des US-Vizepräsidenten bei der Ankunft in Pituffik, Foto: US-Space Force, public domain.
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en Widerstand. Gerade die kulturelle Identität und der di-
rekte soziale Kontakt innerhalb der Bevölkerung könne 
durch konsequente Verweigerung und Ausgrenzung den 
Preis, den die Besatzungsmacht USA langfristig aufbrin-
gen muss, nach oben treiben.45 Ob dieser Weg angesichts 
der dünnen Besiedelung Grönlands wirklich zu einem Er-
folg führen kann, ist unklar. Als Alternative zu militäri-
schem Widerstand sollte er aber auf jeden Fall berück-
sichtigt werden.

Und es bleibt zu hoffen, dass das Recht des Stärkeren 
sich nicht durchsetzt, sondern dass stattdessen Selbstbe-
stimmung und internationale Kooperation zur Grundlage 
der Weltordnung werden. Den Menschen in Kalaallit Nu-
naat ist jedenfalls zu wünschen, dass sie und die Insel, auf 
der sie leben, nicht zu einem Besitzstück oder zu bloßer 
Handelsware herabgewürdigt werden.
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Ohne Kriegserklärung und dennoch mit brachialer militä-
rischer Gewalt griffen die Streitkräfte der USA in den frü-
hen Morgenstunden des 2. Januar 2026 Venezuela an. Sie 
bombardierten zivile und militärische Ziele und ver-
schleppten den Präsidenten Nicolas Maduro sowie seine 
Ehefrau Cilia Flores. Was bedeutet dieser eklatante Bruch 
des Völkerrechts für die Zukunft der internationalen Be-
ziehungen? Ist die juristische Bewertung tatsächlich so 
komplex, wie Kanzler Merz postuliert?

Die Eskala�on und das Schweigen der Verbündeten

Dem militärischen Angriff auf Ziele in Caracas und der 
Umgebung ging eine längere Eskalation voraus. Die USA 
zerstörten mehr als 30 Fischerboote unter dem Vorwand, 
dass diese Drogen in die USA bringen könnten. Dabei star-
ben über 100 Menschen. Darauf folgten Akte der Piraterie, 
in denen venezolanische Öltanker überfallen und in die 
Gewalt der USA gebracht wurden. Eine Hafenanlage auf 
dem venezolanischen Festland wurde angegriffen. Beglei-
tet wurde dies vom größten Militäraufmarsch der US-
Streitkräfte in der Karibik seit Jahrzehnten. Ein Flugzeug-
träger, die USS Gerald R. Ford, wurde verlegt, ehemalige 
US-Militärbasen in der Karibik wieder in Betrieb genom-
men und mindestens 15.000 Soldaten in die Region verlegt. 

Zu all dem gab es bestenfalls Bitten um rechtliche 
Klarstellung, aber keine eindeutig kritische Stimme aus 
der deutschen Regierung oder der Europäischen Union. 
Exemplarisch für die auffällige deutsche Zurückhaltung 
steht die Äußerung des Sprechers des Auswärtigen Amtes 
Josef Hinterseher, der auf einer Pressekonferenz auf die 
Frage nach der deutschen Haltung zu US-Invasionsvorbe-
reitungen erklärte: „[J]edes Vorgehen muss im Rahmen 
des Völkerrechts erfolgen. Es ist an den jeweiligen Partei-
en, darzulegen, ob und wie das der Fall ist.“ Einzelne 
Länder wie Spanien und Frankreich äußerten sich etwas 
kritischer. Insgesamt überwog jedoch das Schweigen. Die 
Regierung Venezuelas ließ sich trotz des Aufmarsches 
nicht zu einer militärischen Aggression provozieren, um 
keinen Vorwand für eine weitere Eskalation zu liefern. 
Schlussendlich war dies aber nicht relevant, da für die 

Trump-Regierung die Interessenlage ausschlaggebend 
war. Das Schweigen seiner Verbündeten konnte er dabei 
als Zustimmung oder zumindest Gleichgültigkeit inter-
pretieren.

Das venezolanische Öl 

Venezuela verfügt mit 300 Milliarden Barrel über die 
weltweit größten Erdölreserven. Dies entspricht einem 
Anteil von rund 17 Prozent der weltweit bekannten Ölre-
serven. Obwohl die USA die eigene Erdöl-Produktion 
durch Fracking massiv ausgeweitet haben, benötigen sie 
nach wie vor Importe. Dabei fällt auf, dass in den letzten 
Jahren besonders der Import von Schweröl in die USA zu-
nahm, um die Raffinerieauslastung zu gewährleisten. Ge-
nau dieses Öl hofft Trump zukünftig aus Venezuela zu be-
kommen – indem er US-Ölkonzernen den Zugriff auf das 
venezolanische Öl ermöglicht. „Wir werden unsere sehr 
großen US-amerikanischen Ölkonzerne – die größten 
weltweit – beauftragen, Milliarden von Dollar zu inves-
tieren, um die stark beschädigte Infrastruktur, die Ölinfra-
struktur, zu reparieren“, erklärte Trump auf einer Presse-
konferenz in Mar-a-Lago zu der Zukunft der Venezuelas. 
Trumps Regierung sendet mit ihrem brachialen Zugriffs-
versuch auf das venezolanische Öl auch eine deutliche 
Drohung an Kanada und Mexiko, von denen die USA zur-
zeit das meiste Rohöl beziehen.

Die Trümmer des Völkerrechts

Das Agieren Trumps und seiner Regierung in Venezuela 
kann wohl nur als Staatsterrorismus bezeichnet werden. 
Venezuela hat die USA nicht angegriffen, es stand auch 
kein Angriff unmittelbar bevor und dennoch entführten Spe-
zialeinheiten der US-Armee, die Delta Forces, den Staats-
chef eines souveränen Landes. Mehr noch, er kündigte auch 
an, die USA würden weitere Angriffe starten, sollten die 
von ihnen ernannten  neuen Machthaber nicht wie gewollt 
spuren: „Wir werden uns jetzt um das Land kümmern, bis 
wir einen sicheren, geordneten und umsichtigen Übergang 
gewährleisten können“, sagte US-Präsident Trump der Pres-

USA, Venezuela und die 
Trümmer des Völkerrechts
von Claudia Haydt
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sekonferenz kurz nach Maduros Entführung. „Wir werden 
das Land mit einer Gruppe führen und wir werden sicher-
stellen, dass es ordentlich geführt wird.“

Dem gelernten Juristen Friedrich Merz fällt die rechtli-
che Bewertung trotzdem schwer: „Die rechtliche Einord-
nung des US-Einsatzes ist komplex. Dazu nehmen wir 
uns Zeit.“ 

EU-Außenbeauftragte Kaja Kallas mahnt zu Zurück-
haltung. Gleichzeitig erklärt sie, Maduro fehle die Legiti-
mität als Staatschef. Indem Kallas die innenpolitische 
Fragestellung der Legitimität der venezolanischen Regie-
rung in Zusammenhang mit dem militärischen Vorgehen 
der USA bringt, stärkt sie de facto Trumps Argumentati-
on. Das völkerrechtliche Gewaltverbot ist die Grundnorm 
der internationalen Ordnung und gilt ganz unabhängig 
von der inneren Verfasstheit eines Staates. 

Lula da Silva, der Präsident Brasiliens, ordnet das Ge-
schehen treffend als einen „gefährlichen Präzedenzfall“ 
ein und warnt vor einer Welt, „in der das Recht des Stär-
keren herrsche“. Der Angriff auf Venezuela erinnere ihn 
an die „schlimmsten Momente der Einmischung“ in der 
Geschichte Lateinamerikas.

Kuba, Mexiko, Kolumbien und andere lateinamerikani-
sche Staaten befürchten zurecht, dass auch bei ihnen ein 
Regime Change mit massiver militärischer Gewalt durch-
gesetzt werden könnte. Doch die Signalwirkung geht über 
den amerikanischen Kontinent hinaus. Mit welcher mora-
lischen Autorität kann China von einer Einmischung in 
Taiwan oder Russland von einem weiteren Vorgehen in 
seiner Nachbarschaft abgehalten werden? Ohne klare und 
deutliche Ablehnung des US-Vorgehens wird das ohnehin 
schwer angeschlagene völkerrechtliche Gewaltverbot 
nicht nur geschwächt, sondern es droht zerstört zu werden. 

Hände weg von Venezuela!

Das Vorgehen Trumps ist nicht nur nach internationalem 
Recht illegal, sondern verstößt auch gegen US-Recht. In 
den USA und in vielen Teilen der Welt regt sich Protest 
gegen das imperiale und autoritäre Vorgehen der US-Re-
gierung. Die Menschen gehen auf die Straße und sie erin-
nern an die lange Geschichte des US-Imperialismus in 
Lateinamerika.

Doch der Protest richtet sich nicht nur gegen die 
Trump-Regierung, sondern auch gegen die westlichen 
Komplizen, denn deren Anspruch, eine Wertegemein-
schaft zu sein, ist mehr als unglaubwürdig geworden. 
Während gegen Russland wegen des Angriffskrieges auf 
die Ukraine von der EU 19 Sanktionspakete verabschie-
det wurden, ist das Vorgehen sowohl gegen Trump als 
auch gegen Netanjahu geprägt von extremer Zurückhal-
tung und fortgesetzter Kooperation.

Nötig ist es aber, besonders die sicherheitspolitische 
Kooperation zu beenden, also keine militärische und kei-
ne geheimdienstliche Unterstützung für das US-Vorgehen 
zu leisten. Zu einem Ende der Kooperation gehört auch, 
das Vokabular der Aggressoren nicht zu übernehmen. Ma-
duro wurde nicht „verhaftet“, wie es deutsche Medien 
teilweise beschreiben, sondern entführt beziehungsweise 
verschleppt. 

Wer das Völkerrecht achtet, muss es entschieden vertei-
digen. Und das beinhaltet auch: Verstöße beim Namen 
nennen und alle Angriffe darauf entschieden zurückwei-
sen. Dies muss konsequent und überall gelten – egal ob in 
Gaza, in der Ukraine, im Sudan, im Iran oder in Venezuela.

Cartoon, Arno Neuber, IMI.
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Dieser Text erschien zuerst in stark gekürzter Fassung als 
Kommentar mit dem Titel „Staatensouveränität verteidi-
gen“ in der Wochenzeitung nD. Er stand dort dem Kom-
mentar „Grönland den Eisbären“ des Autors Raul Zelik 
gegenüber,  der die konzeptuellen Schwächen der Staats-
souveränität kritisiert, aber dennoch mit der Stoßrichtung 
dieses Texts vereinbar ist. Ebenfalls in der Ausgabe er-
schien der Artikel „Die Welt als Haifischbecken“ von 
IMI-Vorstand Jürgen Wagner.

Die Hoffnung, durch militärische Eingriffe in fremde Staa-
ten ein freieres Leben für die Menschen dort zu erwirken, 
hat derzeit wieder Konjunktur – nicht nur bei MAGA-Re-
publikanern und Konservativen, sondern auch weit ins 
progressive Lager hinein. Maduro sei sowieso „kein legi-
timierter Herrscher“ oder es sei „nicht schade um den Dik-
tator“, verteidigten kürzlich EUropäische Spitzenpolitiker 
und auch linksliberale Kommentator:innen die US-ameri-
kanische Aggression gegen Venezuela und die Entführung 
des Präsidenten Nicolás Maduro und seiner Frau. Und 
wenn dies für einen Präsidenten gilt, der seine Legitimität 
nach strittigen Wahlen nicht durch die Veröffentlichung 
detaillierter Wahlergebnisse beweisen konnte, dann gilt 
dies offensichtlich mehr noch für beispielsweise die Re-
gierung des Iran. Blutig niedergeschlagene Massenprotes-
te mit Tausenden Toten sägen nicht nur weiter an der – 
schon durch das systematische Ausschließen von Frauen, 
Säkularen und Minderheiten fragwürdigen – Legitimität, 
sie bringen auch ein Gefühl der Dringlichkeit und eines 
kurzzeitig offenen Möglichkeits-Fensters.

Trotzdem sollten wir am völkerrechtlich verbrieften 
Gebot der Achtung der Souveränität anderer Staaten als 
Prinzip der staatlichen Außenpolitik festhalten. Und gera-
de die Linke sollte nicht in die Hoffnung verfallen, dass 
konservative, neoliberale und andere bürgerliche Regie-
rungen ihre Vorstellungen eines freien Lebens woanders 
verwirklichen würden.

Interven�onen schwächen Völkerrecht zugunsten
des Rechts des Stärkeren

Das erste Argument ist denkbar simpel: Wenn der Westen 
(also die NATO und Koalitionen der Willigen aus ihren 
Reihen) weiterhin unilateral militärische Interventionen 
gegen Regierungen unternimmt, die nach hiesiger Auffas-
sung keine Legitimität haben, unterminiert er die Grund-
lage des Völkerrechts und damit dieses Recht selbst zu-
gunsten eines Rechts des Stärkeren. Dies ermutigt andere 
Staaten mit der nötigen Durchsetzungskraft, selbst militä-
risch zu intervenieren. Der Beginn dieser selbstverschul-
deten Entwicklung ist mit dem relativen Erstarken der 
BRICS-Staaten schon zu beobachten. Sie wird sich mit 
dem weiteren Verlust von – zur Zeit vorerst – wirtschaft-
licher, eventuell jedoch auch militärischer Macht noch 
verschärfen. Dieses Problem wird leider auch nicht durch 
das moralische Überlegenheitsgefühl verändert, hier im 
Sinne der Menschenrechte zu handeln. Denn auch gegne-
rische Regierungen können diese anführen, wie es Putin 
mit der „Schutzverantwortung“ in der Ukraine tat. Natür-
lich sind diese Gründe Putins nur vorgeschoben, um eige-
ne machtpolitische Ziele zu erfüllen. Doch das sind die 
der westlichen Regierungen auch nur allzu oft – wenn 
nicht immer.

Hier seien die Worte des FDPlers und ehemaligen Jus-
tizministers, Edzard Schmidt-Jortzig, der damals der Ab-
stimmung zur Kosovo-Intervention fernblieb, zu zitieren: 
Ohne einen Sicherheitsratsbeschluss würden in einer sol-
chen Situation stets „einzelne Staats- oder Bündnisinter-
essen den Ausschlag geben. Immerhin hatte man in ganz 
ähnlichen Fällen mit vergleichbaren humanitären Kata-
strophen eben von einer militärischen Intervention abge-
sehen, offenbar weil bestimmte Machtinteressen nicht so 
eindeutig dafür stritten.“

Argumente gegen „humanitäre“
Interventionsphantasien
Staatssouveränität als Maxime staatlicher Außenpoli�k verteidigen.

von Pablo Flock



49

Selek�ve Skandalisierung repressiver Poli�ken

Tatsächlich fällt auf, dass der Westen sich in den durch 
militärische Gewalt ausgelösten großen humanitären Ka-
tastrophen oft eher untätig erweist – weil wirtschaftlich 
und strategisch wenig zu gewinnen ist, Verbündete die 
Verbrecher gegen die Menschlichkeit sind oder man an-
ders wirtschaftlich profitiert. Offensichtlich ist dies beim 
israelischen Genozid an den Palästinenser:innen und den 
zwei Genoziden an der nicht-arabischen Bevölkerung in 
Darfur im Sudan im Jahr 2003 und aktuell, oder auch bei 
der andauernden Ignoranz gegenüber dem Proxy-Krieg in 
der Demokratischen Republik Kongo, in dem wohl mehr 
Menschen starben als in jedem anderen Krieg seit dem 
Zweiten Weltkrieg, viele davon Zivilisten, der Fall. Man 
unterstützt Israel, die die RSF-bewaffnenden Emirate und 
Ruandas Langzeitherrscher Paul Kagame und westliche 
Firmen kaufen dort weiterhin das Coltan, das die Proxy-
Miliz des letzteren aus dem Nachbarland klaut.

Militärisch interveniert wird allerdings in Konflikten, 
um die strategischen Rivalen auszustechen oder aufmüp-
fige Regimes des globalen Südens loszuwerden. Hierfür 
kreiert man dann einen humanitären Notstand. So ge-
schah es bei der ersten Intervention, an der die Bundes-
wehr beteiligt war gegen Jugoslawien – wo im Kosovo 
bis zum Zeitpunkt der NATO-Intervention gerade mal 
eine zweistellige Anzahl an Menschen starben und die 
von westlichen Geheimdiensten aufgerüstete UCK 80% 
der Waffenstillstandsbrüche verübte. Und ebenso sprach 
man von Massakern vor der Intervention der Koalition 
der Willigen (aus NATO-Staaten – ohne Deutschland) ge-
gen Libyen im Jahr 2011, die gemeinhin als erste gilt, die 
durch die (erst nach dem Jugoslawienangriff 2005 ange-
nommene) völkerrechtliche Norm der Schutzverantwor-
tung legitimiert wurde. Auch hier starben zuvor bei Pro-
testen und Auseinandersetzungen mit Rebellen wohl 
„nur“ um die 60 Personen vor dem Intervenieren Frank-
reichs, Großbritanniens und der USA.

Mo�va�onen und Folgen „humanitärer“
Interven�onen

Im Falle des Angriffs auf Jugoslawien ist die Unterstüt-
zung zumindest linker Eliten mit antifaschistischer Rhe-
torik beispielsweise im Buch „Die Grünen: Von der Pro-
testpartei zum Kriegsakteur“ gut dokumentiert und das 
strategische Ziel, der Zerschlagung des auch noch nach 
dem Fall der Sowjetunion weiterbestehenden kommunis-
tischen Blocks Jugoslawiens naheliegend.

Auch bezüglich Libyen hatte es bei Progressiven und 
aus der „Linken“ einige Fürsprache für eine Intervention 
gegeben, wollte man doch die aufbegehrende Bevölke-
rung gegen einen Diktator unterstützen. Die auf Wiki-
leaks zugänglich gemachten Emails an die damalige US-
Außenministerin Hillary Clinton zeigen, dass besonders 
Frankreich weniger edle Ziele verfolgte. So sollte Gaddafi 
u.a. wegen seiner Initiative einer Alternativwährung zu 
Frankreichs kolonialem CFA-Franc in Westafrika besei-
tigt werden und Frankreich hatte deswegen zuvor die Re-
bellen aufgerüstet.

Das Ergebnis letztgenannter Intervention, die Zustände 
in Libyen, die wir alle kennen, ist ein weiteres Argument 
gegen solches Eingreifen: Allzu oft werden die Länder, 
die Opfer einer solchen humanitären Intervention werden, 
in einem schlimmeren Zustand als vorher zurückgelassen. 
Für das einst reichste Land Afrikas, Libyen, bedeutet dies 
auch 15 Jahre später noch Bürgerkrieg – für viele Afrika-
ner:innen aus Subsahara-Afrika Rechtslosigkeit und Ver-
sklavung. Auch die Iraker:innen, besonders die auf bis zu 
eine Million geschätzten durch Kämpfe und Sanktionen 
Getöteten, profitierten wenig von der westlichen Interven-
tion. Und in Afghanistan warnte die älteste Frauenrechts-
organisation des Landes, die Revolutionary Afghan Wo-
mens Association, nicht nur zuvor vor der Intervention, 
sondern auch vor der – letztendlich trotzdem initiierten – 
Installation der Nordallianz, der Frauen- und Menschen-
rechte auch nicht mehr bedeuteten als den Taliban. Die 

Foto von Daniel 
Bernard über 
unsplash.com.
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Radikalisierung national-konservativer Bewegungen 
während und nach einer Intervention von außen ist zudem 
in Afghanistan wie auch Somalia belegt.

Empörungsdynamiken na�onaler 
Menschenrechts-Diskurse

Dass hingegen keinerlei Interventionen oder Sanktionen 
gegen das ägyptische Regime ergriffen wurden, als dieses 
im Rabaa-Massaker über tausend friedlich Demonstrie-
rende erschoss, die für die Reinstallierung des ersten de-
mokratisch gewählten Präsidenten Mursi auf der Straße 
waren, zeigt ein weiteres Mal die Doppelmoral. Im Nach-
barland Libyens war ein Massaker, weit größer als die von 
Gaddafis Schergen zwei Jahre zuvor, dem Westen kein An-
lass für irgendeinen Eingriff. Der damalige Putschisten-
führer und heutige Präsident wurde noch mit Verkäufen 
von Überwachungstechnologie belohnt, während woan-
ders wieder Protestniederschlagungen als Legitimationen 
für Interventionsforderungen eingesetzt werden, wenn die 
geopolitische Anbindung der Regierung nicht genehm ist.

Daran schließt mein vorerst letztes Argument gegen 
die Unterstützung von humanitär begründeten Interventi-
onen durch Progressive und Linke an: Der Spin (also die 
Themenauswahl) der öffentlichen Medien wird maßgeb-
lich durch Äußerungen von Spitzenpolitiker:innen beein-
flusst, da diese zumindest auf den vorderen Seiten die 
Themen behandeln, die scheinbar unsere Außenpolitik 
beschäftigen. So standen beispielsweise während der 
Massenproteste gegen die – bei südamerikanischen Lin-
ken als Putsche bezeichneten – Verfassungskrisen in Bo-
livien 2019 und Peru 2021, die mit vielen Toten niederge-

schlagen wurden, nie westliche Interventionen zur Dis-
kussion. Ebenso wenig fordern deutsche Linke ein Ein-
greifen in den sudanesischen Bürgerkrieg auf Seiten der 
Sudanesischen Streitkräfte, obwohl dies nicht nur völker-
rechtlich unproblematisch wäre, sondern die genozidalen 
Massaker der RSF auch rund das Zehnfache an Opfern 
forderten wie die Niederschlagung der Proteste im Iran. 
Und nicht einmal die propalästinensische Bewegung for-
dert eine militärische Intervention gegen Israel von unse-
rer Regierung, dabei tötete diese so viele Zivilist:innen, 
wie kaum eine andere Regierung in den letzten Jahren.

Diploma�e und wahrha�e Werte

Von einem Principled Approach, oder wie man hier auch 
sagt, einer „wertegeleiteten Außenpolitik“ sind Teile der 
deutschen Linken ebenso weit weg, wie die deutschen 
Regierungen es je waren – besonders wenn sie sich stets 
da anschließen, wo führende Außenpolitiker:innen huma-
nitär begründet Regime Changes da fordern, wo sie aus 
schnödem, interessengeleitetem Realismus genehm wä-
ren. So lässt sich die deutsche Linke immer wieder zum 
Steigbügelhalter des westlichen Imperialismus machen.
Weit erfolgreicher darin, Menschenleben zu retten und 
freie Gesellschaften zu fördern, wären wir dadurch, 
Druck auf die Bundesregierung auszuüben, dass diese 
jegliche Unterstützung für Regimes, die Massenmorde 
begehen, einstellt – beispielsweise in Damaskus und An-
kara, Marokko und Israel. Dann liefen Linke auch nicht 
Gefahr, für Hunderttausende durch »Befreiungsarmeen« 
Getötete oder die Gewaltherrschaft von Warlords wie in 
Libyen mitverantwortlich zu sein.

Ostfront
Ostwärts grollt Kanonendonner, taumelnd zur Walpurgisnacht,
Die das jüngste Wirtschaftswunder unserm Führer F. gebracht,
Hinterm Schalk die Teufelshörner, auf dem Kopf die Narrenkapp,
Feixend im Designeranzug, kleines Herz und große Klapp,
Boshaft hat das Kind im Manne, das nach Anerkennung giert,
Arrogant und ohne Skrupel einen Kriegsgrund inszeniert,
Militärgrün wird die Mode, Rheinmetall wird Bundeswehr,
Wehrdienstpflicht wird Propaganda und seit Neuestem populär,
Gerade einmal acht Jahrzehnte ist der Weltenbrand entfernt,
Und schon geht es los von vorne: achtzig Jahre – nichts gelernt;
Unbelehrbar, stolz wie Oskar und von Großmannssucht getrieben,
Werden deutsche Jungen wieder an der Ostfront aufgerieben,
Und dann kehren unsre lieben Kinder heim in Leichensäcken,
Nicht mehr lange eh die Ersten ihren Arm zum Himmel strecken...

Claus Eckermann



51

Es war ein denkwürdiger Auftritt, als US-Vizepräsident 
JD Vance auf der letzten Münchner Sicherheitskonferenz 
mit heruntergeklapptem Visier zum Frontalangriff auf die 
Europäer geblasen hatte. Seither haben sich die transatlan-
tischen Konflikte bis zu einem Grad zugespitzt, dass ins-
besondere in der heikelsten Phase der Auseinandersetzun-
gen um Grönland der Fortbestand der NATO ernsthaft in 
Frage gestellt wurde. Vor diesem Hintergrund waren be-
sonders die Auftritte von Bundeskanzler Friedrich Merz 
und von US-Außenminister Marco Rubio bei der diesjäh-
rigen Münchner Sicherheitskonferenz vom 13. bis zum 
15. Februar mit besonderer Spannung erwartet worden.

Beide waren vor allem im Ton sichtlich darum bemüht, 
die transatlantischen Wogen ein wenig zu glätten. Unter 
der Oberfläche und in den Kernbotschaften war es aber 
unübersehbar, dass es ungeachtet aller Treueschwüre 
mächtig gärt im europäisch-amerikanischen Verhältnis – 
von „vergifteten Liebeserklärungen“ und dergleichen war 
zurecht in der Presse zu lesen.1 Daher das Zwischenfazit 
unter den Eindrücken der Sicherheitskonferenz: Auch 
wenn sie nicht unmittelbar aufhören wird zu existieren, ist 
die NATO schwer angeschlagen und selbst wenn sie die 
aktuelle Krise zumindest für die nächsten Jahre wohl 
überleben wird, wird sie fortan nicht mehr länger dieselbe 
sein. Als Konsequenz aus den Konflikten forderte Merz 
eine – deutschgeführte – Militarisierung Europas, die es 
in sich hat. 

Neuaufstellung per NATO 3.0?

Von einer NATO 3.0 sprach US-Verteidigungsstaatssekre-
tär Elbridge Colby unmittelbar vor Konferenzbeginn. 
Entgegen den Unkenrufen wolle man sich keineswegs aus 
dem Bündnis zurückziehen, sondern weiter vor allem 
über die Bereitstellung atomarer Fähigkeiten engagiert 
bleiben – allerdings gerade konventionell auf deutlich ge-
ringerem Niveau als bislang: „Wir werden weiterhin die 
erweiterte nukleare US-Abschreckung gewährleisten. 
Und wir werden – in begrenzterem und stärker fokussier-
tem Umfang – auch weiterhin konventionelle Fähigkeiten 
bereitstellen, die zur Verteidigung der Nato beitragen.“2

In dieser Frage halbwegs konsistent forderten sowohl 
die Nationale Sicherheitsstrategie vom November 2025 
als auch die im Januar 2026 veröffentlichte Nationale 
Verteidigungsstrategie der Vereinigten Staaten von den 
Europäern innerhalb der NATO deutlich größere Beiträge 
zu übernehmen – und es hat den Anschein, als würden die 
Europäer dem nachkommen. Dies betrifft einmal die Mi-
litärausgaben, bei denen die USA schon seit Jahrzehnten 
von den Verbündeten größere Anstrengungen fordern. In 
diesem Zusammenhang hatten sich fast alle NATO-Staa-
ten mit der löblichen Ausnahme Spaniens bereits im Juni 
2025 auf ein neues militärisches Ausgabenziel von 5 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) geeinigt. Dabei 
sind allein die Ausgaben der europäischen NATO-Länder 
(plus Kanada) bereits jetzt von 254 Mrd. Dollar (2015) 
auf 608 Mrd. Dollar (2025) oder 2,27 Prozent des BIP an-
gestiegen - bei einer Umsetzung des 5-Prozent-Ziels wür-
den dann Ausgaben von rund 1.400 Mrd. Dollar fällig.3

Mit Blick auf die militärische Rollenverteilung sollen 
die USA laut Spiegel den Europäer kürzlich bereits eben-
falls konkrete Forderungen übermittelt haben: „Die neue 
US-Doktrin ist ein Paradigmenwechsel für die Nato. Bis-
her galt im Bündnis das Prinzip der Lastenteilung, nach 
dem die USA gut die Hälfte aller militärischen Fähigkei-
ten stellen. Doch Washington drängt jetzt nicht mehr auf 
»burden sharing«, sondern auf »burden shifting«, also auf 
eine Verlagerung der Last auf die Schultern der Europäer, 
und zwar schnell. Nach SPIEGEL-Informationen setzte 
ein ranghoher Pentagon-Mann Ende 2025 den Planern im 
Nato-Hauptquartier eine Frist: Bis zum Ende des Jahr-
zehnts müsse Europa allein in der Lage sein, sich gegen 
einen Angriff aus Russland zu verteidigen. […] Jasper 
Wieck, Politischer Direktor im Wehrressort, kabelte um-
gehend nach Berlin, dass die Europäer den Amerikanern 
schnell Angebote machen müssten. Auch, um sie bei der 
Stange zu halten. Seitdem ist bei Verteidigungsminister 
Boris Pistorius und seinen Planern viel von »Synchroni-
sierung« die Rede. Die Idee: Was die Europäer aufbauen, 
könnten die Amerikaner abziehen. "4

Strukturell wäre es zwar tatsächlich verfrüht, von ei-
nem Rückzug oder Ende der US-Beteiligung an der 
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NATO zu sprechen, schließlich will Washington mit dem 
SACEUR auch künftig weiter den obersten Kommando-
posten besetzen. Aber gleich auf der Ebene darunter un-
termauert die kürzlich angekündigte Abgabe der zwei bis-
lang von den USA besetzten Kommandoposten an Groß-
britannien (JFC Norfolk) respektive Italien (JFC Neapel) 
die Absicht, die Europäer militärisch weitaus stärker in 
die Pflicht zu nehmen. Das dritte Kommando (JFC Bruns-
sum) soll künftig im Rotationsprinzip zwischen Deutsch-
land und Polen geführt werden.

Die Forderungen nach größeren militärischen Beiträ-
gen lagen von US-Seite also mehr als offen auf dem Tisch 
und sie wurden nicht zuletzt von Deutschland durchaus 
auch bereitwillig aufgegriffen.

Europäische Hochrüstung in der 
Großmachtkonkurrenz

Relativ kurzfristig wurde Kanzler Merz die Eröff-
nungsrede auf der Sicherheitskonferenz zugeschanzt, um 
ihm die Gelegenheit zu geben, programmatisch vorlegen 
zu können und nicht wie im vorigen Jahr gegebenenfalls 
durch US-Vertreter von Anfang an in die Defensive ge-
drängt zu werden.5

Auch in dieser Merz-Rede dominierte die Botschaft, 
die der Kanzler nun schon einige Zeit allen, die nicht bei 
drei auf dem Baum sind, zuteil werden lässt. Man habe 
die „Schwelle in eine Zeit überschritten“, die nun wieder 
„offen von Macht und vor allem Großmachtpolitik ge-
prägt ist“, so Merz. „Ins Zentrum rückt der Kampf um 
Einflusssphären, um Abhängigkeiten und um Gefolg-
schaft. Rohstoffe, Technologien und Lieferketten werden 
Machtinstrumente im Nullsummenspiel der Großen. Das 
ist ein gefährliches Spiel. Zuerst für die Kleinen, später 
aber wahrscheinlich auch für die Großen.“

Interessant ist die Einschätzung des Kanzlers, die Bun-
desregierung habe zwar in früheren Jahren mit „den bes-
ten Absichten“ versucht, „Verletzungen der internationa-
len Ordnung“ zu verhindern, habe aber feststellen müs-
sen, dass hierfür „oft die Mittel fehlten“. Hier gelte es mi-
litärische Abhilfe zu schaffen: „Diese Schere zwischen 
Anspruch und Möglichkeiten hat sich zu weit geöffnet. 
Wir schließen sie. Nur so werden wir der Wirklichkeit 
besser gerecht.“ Der Kanzler meint hier wohl die Unter-
werfung unter jene ominöse „regelbasierte internationale 
Ordnung“, deren Parameter lange willkürlich vom Wes-
ten zur Durchsetzung seiner Interessen bestimmt wurden 
– und ebenso auch, welche Länder diese Regeln straflos 
brechen durften und welche nicht.6 Nun soll also Deutsch-
land militärisch als Garant dieser Regeln fungieren, von 
denen sich die USA mittlerweile weitgehend verabschie-
det haben – beklagt werden hier stets zurecht Aspekte wie 
Klimawandel, Menschenrechte und dergleichen, vor al-
lem aber dürfte es um die Zollpolitik und die Abkehr vom 
Freihandel der Regierung Trump gehen, die den Kern der 
Konflikte  bildet.

USA vs. EU

Verbal fuhr Merz bei der Sicherheitskonferenz doppel-
gleisig, indem er einerseits warnte, dass „manchmal allzu 
reflexhaft danach gerufen wird, Europa solle die Vereinig-
ten Staaten als Partner abschreiben. Nur um dann aller-
dings nachzuschieben, dass derlei Forderungen irgendwo 
nur allzu berechtigt seien: „Meine Damen und Herren, ich 
verstehe das Unwohlsein und die Zweifel, die sich in sol-
chen Forderungen Bahn brechen. Ich teile sogar einiges 
davon. […] Zwischen Europa und den Vereinigten Staa-
ten von Amerika hat sich eine Kluft, ein tiefer Graben, 
aufgetan.“

Daher führe kein Weg an der massiven europäischen 
Aufrüstung vorbei – entweder, um die USA soweit zu be-
friedigen, dass sie weiter im Bündnis bleiben. Oder um 
die für erforderlich gehaltenen Mittel an der Hand zu ha-
ben, um sich bei einem Bruch auch gegenüber den USA  
militärisch in Stellung bringen zu können – egal wie man 
es dreht und wendet, bei Merz kommt immer eine europä-
ische Hochrüstung heraus: „In Zeiten der Großmächte-
Rivalität werden auch die Vereinigten Staaten nicht mäch-
tig genug sein, alles alleine zu schaffen. […] Aber diesen 
Zustand lassen wir jetzt hinter uns, und zwar lieber heute 
als morgen. Das tun wir nicht, indem wir die Nato ab-
schreiben. Wir tun es, indem wir im Bündnis, im eigenen 
Interesse, einen starken, selbsttragenden europäischen 
Pfeiler errichten. […] Ich vermute dabei, dass wir in Zu-
kunft häufiger als in der Vergangenheit unterschiedlicher 
Meinung sein werden. Wir werden öfter über den richti-
gen Weg verhandeln und vielleicht sogar streiten müssen. 
Wenn wir das mit neuer Stärke, neuer Achtung und 
Selbstachtung tun, dann ist es zum Vorteil beider Seiten. 
[…] Dieser Aufbruch ist unter allen Umständen richtig. 
Er ist richtig, falls sich die Vereinigten Staaten weiter ent-
fernen. Er ist richtig, solange wir unsere Sicherheit nicht 
aus eigener Kraft gewährleisten können. Und er ist 
schließlich auch dann richtig, um eine gesündere transat-
lantische Partnerschaft neu zu begründen.“

Nachdem Friedrich Merz am Freitag vorgelegt hatte, 
legte US-Außenminister Marco Rubio am Samstagmor-
gen nach. Nach seiner Rede machte sich zunächst spürba-
re Erleichterung im Saal breit – erst später dämmerte den 
Anwesenden, dass der US-Außenminister lediglich im 
Ton, nicht aber in der Sache auf die Europäer zugegangen 
war. Beispielhaft schrieb die Wirtschaftswoche: „Marco 
Rubio wurde nahezu gefeiert, nachdem er am Samstag-
vormittag seine Rede beendet hatte. Stehender Applaus 
für vermeintlich versöhnliche Worte. Und es stimmt ja – 
gemessen an dem Auftritt, den US-Vizepräsident JD Van-
ce vor einem Jahr an gleicher Stelle hielt, tat Amerikas 
Außenminister viel, um die geschundene transatlantische 
Seele zu streicheln. […] Doch all die Folklore konnte 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass Rubios Rede zahlrei-
che Fehlstellen enthielt und im Kern vor allem eins war: 
MAGA.“7
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Deutsches Militäreuropa?

Relativ weit ins Detail ging Merz, was die „Erfordernis-
se“ an die europäische Hochrüstung anbelangt – und er 
zählte dabei unter anderem Maßnahmen auf, die explizit 
dem erklärten Ziel dienen, künftig deutlich mehr Rüs-
tungsgüter aus einheimischer statt aus US-Produktion zu 
beziehen: „Die europäische Verteidigungsindustrie muss 
schließlich ihre Pferdestärken auf die Straße bringen. Drei 
große ‚S‘ – Standardisierung, Skalierung und Simplifizie-
rung von Waffensystemen – werden wir deshalb europäi-
scher organisieren.“ Sogar auf den Bedarf als potenzieller 
Ersatz der US-Atomwaffen künftig auf das französische 
Arsenal zugreifen zu wollen, ging der Kanzler ein: „Ich 
habe mit dem französischen Präsidenten Emmanuel 
Macron erste Gespräche über europäische nukleare Ab-
schreckung aufgenommen. Meine Damen und Herren, 
damit das klar ist: Wir halten uns dabei an unsere rechtli-
chen Verpflichtungen.“

Übel dürfte dagegen vielen europäischen „Verbünde-
ten“ aufgestoßen haben, dass ihnen Merz in Sachen Auf-
rüstung ebenfalls deutlich die Leviten las. Während 
Deutschland liefere, würden die meisten anderen EU-
Länder – die finanziell noch einmal deutlich weniger 
Spielraum verfügen, wie Merz wohl weiß – hinterherhin-
ken: „Wir wissen, auf Dauer haben wir nur Erfolg, wenn 
wir die anderen Europäer mitnehmen. Wir tun es, und für 
uns Deutsche führt kein Weg daran vorbei. Wir sind die 
Mitte Europas. Zerreißt Europa, zerreißt Deutschland. 
Zerreißt Europa, zerreißt Deutschland. Ich appelliere aber 
auch unsere Partner. Seht die Tragweite des Augenblicks. 
Bahnt auch ihr den Weg für ein starkes, souveränes Euro-
pa.“

Man nehme hier lediglich die „Verantwortung“ an, die 
sich „aus Grundgesetz, Geschichte und Geografie“ erge-
be. „Großmachtpolitik in Europa“ sei hingegen „für 
Deutschland keine Option.“ Allerdings dürften die „Ver-
bündeten“ nicht vergessen haben, wie Deutschland im 
Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise seine ökonomi-
sche Macht nutzte, um rigoros seine Interessen mit teils 
katastrophalen Folgen für andere EU-Mitglieder durchzu-
setzen. Tatsächlich mehren sich die Warnungen, dass man 
sich schon allein deshalb vor einem hochgerüsteten 
Deutschland hüten sollte.8

In diesem Zusammenhang dürfte es auch nicht gerade 
Jubelstürme ausgelöst haben, dass Außenminister Johann 
Wadepuhl von Frankreich unmittelbar nach der Sicher-
heitskonferenz Sozialkürzungen forderte, um hohe Rüs-
tungsausgaben zu finanzieren: „Wir müssen die fünf Pro-
zent auch umsetzen“, wird Wadepuhl zitiert. Auch Frank-
reich sei „deshalb aufgerufen, das zu machen, was wir 
hier machen, mit schwierigen Diskussionen, Investitions-
fähigkeit herbeizuführen, auch im sozialen Bereich die 
ein oder andere Sparmaßnahme zu ergreifen, auch in an-
deren Bereichen zu sparen, um für das zentral wichtige 
Ziel der Verteidigungsfähigkeit Europas Luft zu haben“.9

Chance zur Hochrüstung

Man sehe sich einer „Welt der Großmächte“ gegenüber, 
in der „ein rauer Wind“ wehe, monierte Kanzler Merz 
schon in seiner Regierungserklärung am 29. Januar 2026. 
Aus diesem Grund müsse Europa die „Sprache der 
Machtpolitik sprechen lernen“, was aber die „Reduzie-
rung von Abhängigkeiten“ erfordere, wofür man massiv 
in die „eigene europäische Verteidigungsfähigkeit inves-
tieren“ müsse. Allerdings könnten sich durch diese „Ver-
änderungen zugleich neue Chancen ergeben“, resümierte 
der Kanzler und meinte damit wohl, dass die transatlanti-
sche Krise vor allem als Chance zur Hochrüstung genutzt 
werden soll.10

Die in vielen Punkten ja berechtigte Kritik an der US-
Regierung darf nicht dafür instrumentalisiert werden, mi-
litärisch unterfütterte europäische Großmachtphantasien 
zu befeuern. Ein deutsches Militäreuropa als Antwort auf 
die USA braucht kein Mensch – die Hochrüstung der riva-
lisierenden Großmächte zu beklagen und sie gleichzeitig 
als Rechtfertigung dafür zu nehmen, selbst den Hut in den 
Hochrüstungsring zu werfen, wird keineswegs einen gro-
ßen Krieg abschrecken – im Gegenteil.

Anmerkungen

1   „Vergiftete Liebeserklärung“, „passiv aggressiv“ – die 
Reaktionen auf Rubios Worte in München, Welt, 
16.2.2026. 

3   Defence expenditures and NATO’s 5% commitment, 
nato.int, 18.12.2025.

2   USA werben für Nato 3.0, Handelsblatt, 12.02.2026.

4   Wie sich die NATO für Amerikas Rückzug wappnet, 
Spiegel Online, 13.2.2026.

7   Was die Sicherheitskonferenz über den Wandel in den 
USA verrät, WirtschaftsWoche, 15.2.2026.

9   „Erst einmal Hausaufgaben machen“ – Wadephul atta-
ckiert Frankreich für „unzureichende Anstrengungen“, 
Welt, 17.2.2026.

5   Die Münchner Rede des Bundeskanzlers im Wortlaut, 
Handelsblatt, 13.2.2026. Alle Zitate im Text sofern 
nicht anders belegt, entstammen dieser Rede.

6   Jüngst wurde die durchaus berechtigte Kritik in einer 
Studie der Stiftung Wissenschaft und Politik folgender-
maßen wiedergegeben: „China und Russland stellen die 
regelbasierte Ordnung als ein westliches Konstrukt dar, 
das darauf abziele, Völkerrecht durch selbstgeschaffene 
und nicht allgemein legitimierte Regeln zu ersetzen. 
Westlichen Staaten gehe es darum, eigene Interessen 
mithilfe solcher Regeln durchzusetzen und gleichzeitig 
»Systemrivalen« Regelverstöße vorwerfen zu können.“ 
(Schaller, Christian: Deutsche Außenpolitik und das 
Leitbild der »regelbasierten internationalen Ordnung«, 
SWP-Studie 2026/S 05)

8   Siehe zum Beispiel die deutliche Warnung vor den „Ge-
fahren deutscher Macht“ in der aktuellen Ausgabe von 
Foreign Affairs: Fix, Liana: Europe’s Next Hegemon. 
The Perils of German Power, Foreign Affairs, March/
April 2026. 

10   Regierungserklärung von Bundeskanzler Friedrich 
Merz, Berlin, 29.1.2026.

https://www.welt.de/politik/ausland/article69902b46fdfd154559f49014/rede-auf-msc-vergiftete-liebeserklaerung-passiv-aggressiv-die-reaktionen-auf-rubios-worte-in-muenchen.html
https://www.nato.int/en/what-we-do/introduction-to-nato/defence-expenditures-and-natos-5-commitment
https://www.handelsblatt.com/dpa/sicherheit-und-verteidigung-usa-werben-fuer-nato-30/100199772.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/zukunft-der-nato-der-schleichende-rueckzug-der-usa-a-dd6471a7-d67c-43fd-b787-e0485bf0f47d?context=issue
https://www.wiwo.de/politik/ausland/msc-2026-fuenf-lehren-der-muenchner-sicherheitskonferenz/100200490.html
https://www.welt.de/politik/ausland/article6992c2aaf4d0b8d94ca1dac7/nato-erst-einmal-hausaufgaben-machen-wadephul-attackiert-frankreich-fuer-unzureichende-anstrengungen.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/friedrich-merz-die-muenchner-rede-des-bundeskanzlers-im-wortlaut/100200212.html
https://www.swp-berlin.org/publikation/deutsche-aussenpolitik-und-das-leitbild-der-regelbasierten-internationalen-ordnung
https://www.swp-berlin.org/publikation/deutsche-aussenpolitik-und-das-leitbild-der-regelbasierten-internationalen-ordnung
https://www.foreignaffairs.com/germany/europes-next-hegemon-liana-fix
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/newsletter-und-abos/bulletin/bk-regierungserklaerung-2405056


54

Berlin Mitte - imperialistisches Machtzentrum seit dem 
deutschen Kaiserreich. In der sogenannten Gründerzeit 
angewachsen zur Weltmetropole, entstanden hier die Plä-
ne zur Erkämpfung eines "Platzes an der Sonne" für das 
deutsche Kapital. Damit wurden die Weichen gestellt, die 
in die beiden Weltkriege führten. 1945 wurde es für einige 
Jahrzehnte ruhig um diese Stadt. Nach zwei verlorenen 
Kriegen geteilt und zur Hälfte sozialistisch regiert, taugte 
sie wenig als imperialistisches Zentrum. Doch das änderte 
sich, als 1989 die Mauer fiel und die DDR im Folgejahr 
von der BRD einverleibt wurde. Das „vereinigte“ 
Deutschland konnte so seine Führungsrolle in Europa 
ausbauen und konsolidieren. Dadurch wurde es die be-
stimmende politische Macht auf dem europäischen Konti-
nent. Stimmen, die auch eine militärische „Verantwor-
tungsübernahme“ Deutschlands forderten, wurden stetig 
lauter. Berlin ist seit 1990 wieder offiziell Hauptstadt. Zur 
Jahrtausendwende verlegte auch die Bundesregierung 
ihren Sitz hierhin. Berlin-Mitte etablierte sich damit er-
neut als zentraler Schauplatz imperialistischer Machtpoli-
tik in Deutschland und Europa.

Berliner Rüstungstopographie

Diesem wiedererstandenen Machtzentrum widmet sich 
die Arbeit des „Antimilitaristischen Recherchekollektivs 
Berlin“. Am 28. Februar 2026 stellt es erste Resultate sei-
ner Arbeit auf der Berliner Friedenskonferenz vor. Diese 
findet vom 27. Februar bis 1. März 2026 im City-Kino 
Wedding statt. Die Veröffentlichung umfasst eine interak-
tive Website, die im Anschluss an die Konferenz auf no-
warberlin.org online gehen wird. Diese zeichnet die To-
pographie der kriegstreibenden Akteure in Berlin-Mitte 
nach. Herzstück ist eine Karte mit Firmensitzen von Rüs-
tungskonzernen und Dual-Use-Produzenten, Büros von 
Stiftungen, Thinktanks, Interessenverbänden des Militärs 
und der „Sicherheits“-Wirtschaft sowie Orte der Bundes-
wehr und staatlicher Institutionen wie z.B. das „Verteidi-
gungs“ministerium. Alle diese Orte bilden einen verwo-
benen Komplex aus Rüstungsindustrie, Militär und Insti-
tutionen politischer Macht.

Was Berlin-Mitte von anderen Standorten der Rüs-
tungsindustrie etwa in Süd- und Westdeutschland unter-
scheidet, ist der Umstand, dass die meisten Unternehmen 
hier nicht produzieren. Dennoch leisten sie sich Büroräu-
me in einer der teuersten Lagen der Stadt. Sie suchen die 
Nähe zu Regierungssitz, Parlament, Parteizentralen und 
großen Medienhäusern. Hier nehmen sie wirtschaftliche 
Weichenstellungen vor, betreiben Lobbyismus und „bera-
ten“ politische Entscheidungsträger wirtschafts- und si-
cherheitspolitisch.

Deshalb widmet sich die Recherche im Besonderen der 
Vielzahl von Stiftungen, Thinktanks und Interessenver-
bänden des Militärs und der „Sicherheits“-Wirtschaft. 
Auch diese beraten die Bundesregierung in außen- und 
„verteidigungspolitischen“ Belangen. Manche von ihnen 
forschen dafür an globalen geopolitischen Entwicklungen 
oder entwerfen Kriegsszenarien und Bündnisstrategien, 
die – ihrer Ansicht nach – die Lage für die herrschenden 
Klasse in Deutschland günstig beeinflussen. Mitarbei-
ter*innen dieser angesehenen Institute werden als Exper-
t*innen in Nachrichtensendungen und Talkshows eingela-
den und prägen so den gesellschaftlichen Diskurs über 
„Sicherheit“ und die Notwendigkeit von Aufrüstung und 
Krieg.

„Leuch�urm der Sicherheitstechnologie“

Das Rechercheprojekt war ursprünglich als antimilitaris-
tische Demonstration konzipiert, im Laufe der Zeit wurde 
aber das Netzwerk an relevanten Orten immer größer und 
vielfältiger. Dabei überholten die Entwicklungen die Re-
cherchearbeit immer wieder. Insbesondere seit dem Auf-
rüstungsbeschluss des Bundestages vom 18. März 2025 
stellen deutschlandweit immer mehr Unternehmen auf 
Rüstung um oder bauen diese Sparte aus. Dies zeigt sich 
auch bei denjenigen Firmen, die tatsächlich in Berlin-Mit-
te produzieren. Prominentestes Beispiel: der zu Rheinme-
tall gehörenden Pierburg-Konzern im Stadtteil Wedding. 
Hier werden ab Mitte 2026 Waffen- anstatt Autoteile ge-
baut.

War starts in Berlin-Mitte
An�militaris�sches Recherchekollek�v veröffentlicht erste 
Resultate seiner Arbeit

von Antimilitaristisches Recherchekollektiv Berlin

http://nowarberlin.org/
http://nowarberlin.org/
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Auch bei der in Berlin besonders florierenden Start-
Up-Szene, wird vermehrt auf Rüstung gesetzt. Entspre-
chende Unternehmen – wie zum Beispiel das Start-Up 
„Germandrones“, das sich in Moabit angesiedelt hat – 
sollen durch gezielte Förderung angelockt werden, sich in 
Berlin niederzulassen und hier zu produzieren.

Diese Entwicklung verleiht auch dem Begriff „Dual-
Use“ eine neue Bedeutung. Ursprünglich wurde er – 
meist von Kritiker*innen und Kriegsgegner*innen – für 
den Hinweis verwendet, dass auch für die zivile Nutzung 
deklarierte Produkte militärisch genutzt werden. Er sollte 
zeigen, dass auch scheinbar harmlose Firmen am Ge-
schäft mit dem Krieg mitverdienen. In Zeiten allgemeiner 
„Kriegstüchtigkeit“ und großflächiger Umstellung auf 
Kriegswirtschaft stehen jedoch die gesamte zivile Infra-
struktur und große Teile der Produktion auf dem Prüf-
stand: Alles wird hinsichtlich der militärischen Verwert-
barkeit abgeklopft. Die deutsche Industrie sieht das als 
Chance, um aus der Krise herauszukommen. Soll sie doch 
durch hunderttausende Staatsmilliarden wieder fit ge-
macht werden. In diesem Zuge will der Berliner Bürger-
meister Kai Wegner die Hauptstadt zu einem „Leuchtturm 
der Sicherheitstechnologie“ machen. Dual-Use bekommt 
damit ein neues, positives Image: Hochrangige Entschei-
dungsträger*innen nehmen den Begriff nun selbstbewusst 
in den Mund: „Berlin wir der Ort sein, an dem Dual-Use-
Technologien entwickelt werden“, so Wirtschaftssenato-
rin Franziska Giffey.

Poli�sche Einordnung

All das will die Recherche nicht nur darstellen, sondern 
auch politisch einordnen. Um zu verstehen, woher die 

Notwendigkeit zum Krieg im Kapitalismus kommt und 
was dagegen zu unternehmen ist. Mehrere Schwerpunkt-
Artikel kontextualisieren die Entstehung des militärisch-
industriellen Komplexes in Berlin-Mitte historisch und 
politisch. Zudem kommen verschiedene antimilitaristi-
sche und antiimperialistische Gruppen zu Wort, um über 
ihre politische Praxis in Berlin zu sprechen und zum aktiv 
werden zu ermutigen.

Die Veröffentlichung ist ein erster Aufschlag, der kei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Sie wird auf-
grund der rasanten politischen Entwicklungen wahr-
scheinlich auch immer unvollständig bleiben. Die Re-
cherche wäre nicht möglich gewesen ohne die beständige 
Arbeit von Initiativen, Jounalist*innen und Aktivist*in-
nen, die ihr Wissen und ihre Erfahrungen mit dem Kollek-
tiv geteilt haben. Allen voran soll hier die Informations-
stelle Militarisierung (IMI) genannt werden. Insbesonde-
re der von ihnen herausgegebene „Rüstungsatlas“ diente 
als zuverlässige Quelle.

Um die Homepage aktuell zu halten, ist das Kollektiv 
auf Unterstützung angewiesen. Meldet euch gerne mit 
Hinweisen auf fehlende Orte, fehlerhaften Darstellungen 
oder Vorschlägen für weitere Artikel und Interviews unter 
nowarberlin@systemli.org.

Vor allem aber will die Veröffentlichung zum Handeln 
animieren: Von Berlin-Mitte sind zwei Weltkriege ausge-
gangen. Es soll kein weiterer dazukommen! War starts 
here...let’s end it here!
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Es ist einiges in Bewegung rund um das – einstmals, muss 
man wohl bald sagen – wichtigste Rüstungsprojekt Euro-
pas, das zwischen Frankreich und Deutschland (später 
stieg auch noch Spanien als Juniorpartner mit ein) verein-
barte „Future Combat Air System“ (FCAS). Grob gesagt 
handelt es sich dabei um ein tarnkappenfähiges Kampf-
flugzeug (Next Generation Fighter, NGF), das von be-
waffneten und unbewaffneten Drohnenschwärmen (Re-
mote Carriers, RC) umgeben und über ein Softwaresys-
tem (Combat Cloud, CC) mit diesen sowie mit anderen 
Einheiten vernetzt werden soll. In jüngster Zeit haben 
sich die Konflikte zwischen den Projektpartnern jedoch in 
einem Maße zugespitzt, dass ein wie auch immer gearte-
ter Abbruch immer wahrscheinlicher wird. Vor diesem 
Hintergrund wittern interessierte Kreise die Chance, un-
terstützt durch die Abermilliarden der Zeitenwende, im 
Alleingang ein Kampfflugzeug der neuesten Generation 
zu entwickeln. Ganz vorne bei den diesbezüglichen Be-
mühungen finden sich in trauter Einigkeit Rüstungslobby 
und IG Metall.

Eins�ges Schlüsselprojekt  

Die Bündelung der europäischen Rüstungsindustrie durch 
die Auflage länderübergreifender Großprojekte galt lange 
als Königsweg zum Aufbau eines europäischen Rüstungs-
komplexes. Davon versprach man sich hohe Stückzahlen 
und in deren Folge niedrige Stückpreise, verbunden mit 
der Fähigkeit, halbwegs ernsthaft mit den US-Konzernen 
um die weltweiten Exportmärkte konkurrieren zu können. 
Ob dies tatsächlich realistisch ist, sei einmal dahinge-
stellt, die Tatsache allerdings, dass gerade die länderüber-
greifenden EU-Rüstungsprojekte fast schon traditionell 
die Liste der Beschaffungsvorhaben mit den größten Ver-
zögerungen und drastischsten Preisanstiegen anführen, 
lässt daran zumindest Zweifel aufkommen.

Jedenfalls handelt es sich beim FCAS um ein wahrhaft 
gigantisches Projekt – allein die Entwicklungskosten bis 
zur ursprünglich ab 2040 geplanten Auslieferung wurden 
auf rund 100 Mrd. Euro geschätzt. Allerdings wäre auch 
dies lediglich ein Bruchteil der bei solch einem Großpro-

jekt anfallenden Gesamtkosten: „Die Betrachtung der Le-
benszykluskosten umfasst Entwicklungs-, Beschaffungs- 
und Unterhaltskosten […]. Der damit ermittelte Kosten-
korridor von 1,1 bis 2 Billionen Euro für die Lebenszy-
kluskosten mindestens bis in die 2070er Jahre zeigt, wel-
che finanziellen Dimensionen dieses Großprojekt in Zu-
kunft annehmen kann.“ (Marius Pletsch, Flug ins Unge-
wisse, Greenpeace-Studie, Dezember 2023)

Unter dem damaligen Eindruck, Projekte dieser Grö-
ßenordnung seien schon allein aus finanziellen Gründen 
nicht mehr im Alleingang zu stemmen, beschlossen 
Frankreich und Deutschland 2017 den Bau mehrerer ge-
meinsamer Rüstungsprojekte. Während Deutschland die 
Führungsrolle beim geplanten Kampfpanzersystem 
(„Main Ground Combat System“, MCGS) erhielt, sollte 
Frankreich beim FCAS den Hut aufhaben. Nachdem also 
auch politisch bereits reichlich Kapital in das Projekt in-
vestiert worden war, wurde im Juni 2021 als eine Art „An-
schubfinanzierung“ vom Bundestag ein deutscher Anteil 
von 4,468 Mrd. Euro genehmigt (allerdings ist der kom-
plette Abruf der Gelder noch einmal zustimmungspflich-
tig). Für die Bewilligung der Gelder warb damals unter 
anderem der CSU-Bundestagsabgeordnete Reinhard 
Brandl: „,FCAS ist nicht eines unter vielen Rüstungsvor-
haben der Bundeswehr. Es ist das strategische Projekt in 
Europa zur langfristigen Sicherung unserer Souveränität 
im Bereich der militärischen Luftfahrt. An diesem Projekt 
wird sich entscheiden, ob wir in Europa langfristig noch 
Kampfflugzeuge selbst bauen oder uns in eine vollständi-
ge Abhängigkeit von den USA begeben.“ (Donaukurier, 
23.6.2021)

Bis zuletzt wurde in Fachkreisen noch mit nahezu den-
selben Argumenten für das Projekt geworben: „FCAS ist 
ein Prüfstein für die Fähigkeit Europas, sicherheitskriti-
sche Schlüsseltechnologien gemeinsam zu entwickeln 
und eigene Standards zu setzen. Gelingt dies nicht, droht 
der Verlust von Einfluss auf zentrale Architekturprinzipi-
en und Einsatzlogiken der Luftverteidigung mit Folgen, 
die weit über das Jahr 2040 hinausreichen.“ (Europäische 
Sicherheit & Technik, 13.10.2025)

Vom FCAS zum GCAS? 
Deutsch-französisches Kampfflugzeug vor dem Aus – Rüstungslobby 
und Gewerkscha� wi�ern Chance
von Jürgen Wagner

https://www.imi-online.de/2025/10/15/fcas-schluesselprojekt/
https://www.greenpeace.de/publikationen/Studie_FCAS_Kosten_Ruestung.pdf
https://www.donaukurier.de/archiv/europaeisches-kampfjet-projekt-fcas-geht-in-die-naechste-phase-1401300
https://esut.de/2025/10/fachbeitraege/63983/fcas-unter-druck/
https://esut.de/2025/10/fachbeitraege/63983/fcas-unter-druck/
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Krisensymptome: French Combat Air System?

Allerdings kriselt es bereits seit einiger Zeit – schon im 
Februar 2021 wurde berichtet, die Gräben seien inzwi-
schen so groß, dass nur ein Krisengipfel das Projekt noch 
retten könne. Obwohl im Anschluss eigentlich eine Eini-
gung über die Zuständigkeiten erzielt worden war, warnte 
Dassault-Chef Éric Trappier dann im Juni 2022, aufgrund 
anhaltender Streitereien sei, wenn überhaupt, wohl mit ei-
ner Erstauslieferung nicht um das Jahr 2040, sondern erst 
2050 zu rechnen. Vor allem seit vergangenem Jahr meh-
ren sich nun die Stimmen, die fordern, das Projekt auf die 
ein oder andere Art einzustampfen. In diese Richtung äu-
ßerte sich zum Beispiel CDU-Bundestagsmitglied Volker 
Mayer-Lay im September 2025: „Es wäre schön – und 
schließlich professionell – gewesen, das Projekt gemein-
sam zu Ende zu bringen. Aber irgendwann ist auch 
Schluss. Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken 
ohne Ende. Deutschland muss den Mut haben, klare Kon-
sequenzen zu ziehen: Entweder Kooperation auf Augen-
höhe oder neue Partner, die das Wort ‚Zusammenarbeit‘ 
auch leben.“ (Volker Mayer-Lay, Berichterstatter der Uni-
onsfraktion für die Luftwaffe im Verteidigungsausschuss, 
defence-network.com, 24.9.2025)

Zwischenzeitlich war die Angelegenheit dann zur 
Chefsache erklärt worden: Eigentlich hatte Kanzler Fried-
rich Merz angekündigt, die Probleme bis Ende 2025 ge-
löst haben zu wollen – nachdem auch diese Frist ergebnis-
los verstrichen ist, ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass 
das Projekt, zumindest in der bisher geplanten Form, ge-
storben ist.

Streitpunkte rund um das FCAS gab es mehr als genug. 
Paris wollte beispielsweise sichergehen, dass weder die 
langjährige deutsche Debatte über die Anschaffung von 
Kampfdrohnen den Bau, noch die – zumindest ver-
gleichsweise – restriktiven deutschen Rüstungsexpor-
trichtlinien die künftigen Absatzmöglichkeiten behindern 
würden. Allzu rigide Exportbeschränkungen oder ethi-
sche Bedenken sind allerdings nicht der Grund für das 
sich abzeichnende Scheitern, der Hauptkonflikt liegt ganz 
woanders.

Schon seit Jahren verdächtigt Frankreich den „Part-
ner“, er sei vor allem darauf erpicht, sich das technologi-
sche Know-How unter den Nagel zu reißen: „Dassault 
hält sich für das einzige Unternehmen Europas, das ohne 
Hilfe ein modernes Kampfflugzeug bauen kann. Airbus 
beherrsche wichtige Bestandteile wie die Flugsteuerung 
oder die Tarnkappen-Technologie nicht.“ (Europas größ-
tes Rüstungsprojekt steckt in der Krise, NZZ, 3.3.2021)

Dementsprechend warnte Dassault in jüngster Zeit im-
mer lauter, zur Not sei man auch in der Lage, ein neues 
Kampfflugzeug im Alleingang zu bauen. „Die Deutschen 
können ruhig murren. Wir wissen hier, wie es geht“, sagte
Dassault-Chef Trappier im September vergangenen Jah-
res. „Wir wissen von A bis Z, wie man das macht. Das 
stellen wir seit 70 Jahren unter Beweis. Wir haben die 
Kompetenzen.“

Umgekehrt beklagt sich die deutsche Seite lautstark 
darüber, sie drohe bei der Vergabe der Pfründe zu kurz zu 
kommen. So brachte das rüstungsnahe Fachportal hart-
punkt.de den deutschen Ärger schon vor Jahren mit fol-
genden Worten auf den Punkt: „Frankreich, das die Füh-
rung bei FCAS übernommen hat, schultert die gleiche 
Last. […] In Industriekreisen wird diese Konstellation 
mitunter als ‚schwerer Geburtsfehler‘ bezeichnet. Auf-
grund der Dominanz des Nachbarlandes in dem Projekt 
heißt es hinter vorgehaltener Hand auch schon mal, FCAS 
stehe für French Combat Air System.“ (hartpunkt.de, 
6.2.2020)

Hand in Hand: Industrie und Gewerkscha�

Während man bei der Software (Combat Cloud) sowie 
den Drohnenschwärmen (Remote Carrier) „gut“ aufge-
stellt ist, besteht der Knackpunkt aus deutscher Sicht in 
der Sorge, dass Frankreich bzw. Dassault durch die Füh-
rung beim FCAS-Filetstück, dem Kampfflugzeug, das da-
bei entwickelte Know-How monopolisieren könnte. Öf-
fentlichkeitswirksam wurde in diesem Zusammenhang 
der Airbus-Betriebsrat bereits Mitte Februar 2021 mit ei-
ner Erklärung nach vorne geschickt, die in den deutschen 
Medien breite Beachtung fand: „Dreh- und Angelpunkt 

FCAS-Modelle auf der 
Paris Air Show 2019, 
Foto: Tiraden CC über 
Wikipedia.

https://www.lesechos.fr/industrie-services/air-defense/exclusif-reunion-de-la-derniere-chance-pour-le-futur-avion-de-chasse-europeen-1291157
https://www.hartpunkt.de/dassault-haelt-zeitplan-fuer-nicht-umsetzbar/
https://defence-network.com/fcas-naechstes-megaprojekt-vor-dem-aus/
https://www.nzz.ch/international/ruestung-deutsch-franzoesisches-projekt-steckt-in-der-krise-ld.1604493
https://www.stern.de/news/deutsch-franzoesischer-kampfjet-fcas--dassault-chef-schliesst-alleingang-nicht-aus-36073326.html
https://www.hartpunkt.de/vorlage-fuer-demonstratorstudien-im-bundestag/
https://www.hartpunkt.de/vorlage-fuer-demonstratorstudien-im-bundestag/
https://www.hartpunkt.de/vorlage-fuer-demonstratorstudien-im-bundestag/
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:FCAS_NGF_mock-up_at_Paris_Air_Show_2019_%281%29.jpg
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des FCAS ist ein neues europäisches Kampfflugzeug 
(‚New Generation Fighter‘), das als Nachfolger des Euro-
fighter und der französischen Rafale vorgesehen ist. Der-
zeit ist nur ein Demonstrator geplant, der bei Dassault in 
Frankreich auf Rafale-Basis entwickelt und gebaut wer-
den soll. Damit würde die Luftfahrtindustrie inklusive der 
Zulieferbetriebe in Deutschland kurzfristig ins Abseits 
gestellt, langfristig wäre dies wohl das Aus der Branche in 
unserem Land.“ (Airbus-Betriebsrat zitiert bei augengera-
deaus.net, 12.2.2021)

Mit Blick auf die jüngeren Vorschläge zur „Lösung“ 
der FCAS-Krise ist besonders beachtenswert, dass aus 
Gewerkschaftskreisen bereits damals gefordert wurde, 
beim Bau des Kampfflugzeuges bzw. des Prototyps (De-
monstrator) zweigleisig zu fahren: „Ein eigener in 
Deutschland zugelassener Demonstrator auf Eurofighter-
Basis ist für die deutsche Verteidigungsindustrie von zen-
traler Bedeutung. Nicht nur für unsere Kolleginnen und 
Kollegen bei Airbus, sondern auch für die Belegschaften 
vieler mittelständischer, deutscher Zulieferbetriebe.“ 
(Thomas Pretzl, Gesamtbetriebsratsvorsitzender von Air-
bus Defence and Space, zitiert bei augengeradeaus.net, 
12.2.2021)

Als im Sommer 2025 Meldungen auftauchten, denen 
zufolge Dassault 80 Prozent der Kontrolle am Bau des 
Kampfflugzeuges (nicht an den anderen Komponenten 
des FCAS) beanspruchen würde, diente dies als Anlass, 
noch vehementer auf den de facto Ausstieg aus dem Pro-
jekt zu drängen. Auch hier befanden sich der Airbus-Be-
triebsrat bzw. die IG Metall erneut an vorderster Front – 
Hand in Hand mit der Industrie. Im Juli 2025 riet der Air-
bus-Betriebsrat einmal mehr, sich neue Partner beim Bau 
eines Kampfflugzeugs zu suchen. Nahezu zeitgleich kriti-
sierte die Chefin der wichtigsten Lobbyorganisation in 
diesem Bereich, Marie-Christine von Hahn: „Unsere Un-
ternehmen treten dem einseitigen französischen Domi-
nanzstreben entschieden entgegen und werden sich im 
Austausch mit der französischen Seite dafür einsetzen, 
auf den bereits vereinbarten Weg der Kooperation zurück-
zukehren. Wir appellieren an die Bundesregierung, sich 
ebenfalls in diesem Sinne zu einzubringen.“ (Marie-
Christine von Hahn, Bundesverband der Deutschen Luft- 
und Raumfahrtindustrie (BDLI), hartpunkt.de, 8.7.2025)

Noch schärfere Worte wählte die Lobbyorganisation 
dann in einem „vertraulichen“ Papier, das im November 
2025 an die Presse durchgestochen wurde: „In dem 
Schreiben, das hartpunkt vorliegt, heißt es, dass Dassault 
seit Dezember 2024 dogmatisch auf dem Anspruch allei-
niger Hoheit über die Auslegung des Flugzeuges und 
Auswahl der zu beteiligenden Zulieferer beharre. […] 
‚Deutsches Steuergeld würde dafür verwendet, die euro-
päische Luftfahrtindustrie einseitig in Frankreich zu kon-
solidieren. Es wäre nicht weniger als das Ende des deut-
schen Kampfflugzeugbaus‘ schreibt der Verband.“ (hart-
punkt.de, 28.11.2025)

Im Dezember 2025 zogen dann wiederum Gewerk-
schaftsvertreter in einem Brief an Finanzminister Lars 
Klingbeil nach: „Die deutsche Politik und Industrie haben 
aus unserer Sicht bei FCAS von Beginn an Zugeständnis-
se gemacht. Trotzdem ist Dassault von Anfang an bemüht, 
uns zu diffamieren, zurückzudrängen und gegen uns zu 
arbeiten. […] Wir sind fest überzeugt: Dassault hat sich 
als verlässlicher Partner innerhalb Europas in Zeiten aku-
ter Bedrohung komplett disqualifiziert. […] Wir trauen 
den Belegschaften in Deutschland ein Kampfflugzeug der 
nächsten Generation zu, wir werden so die Kompetenzen 
der deutschen Industrielandschaft erhalten und weiterent-
wickeln – und nicht Steuergelder zum Aufbau sicherheits-
relevanter, wettbewerbsbeherrschender Kapazitäten an 
anderer Stelle verschwenden.“ (Jürgen Kerner, Zweiter 
Vorsitzender der IG Metall, und Thomas Pretzl, Gesamt-
betriebsratsvorsitzender Airbus Defence and Space, bei 
hartpunkt.de, 10.12.2025)

German Combat Air System?

Schlussendlich kam dann zusammen, was augenschein-
lich hier zusammengehört: Es sei nicht hinnehmbar, dass 
Dassault die „Alleinherrschaft“ beanspruche, monierten 
BDLI-Chefin Marie-Christine von Hahn und der Zweite 
Vorsitzende der IG Metall, Jürgen Kerner, Anfang Febru-
ar 2025 in einem gemeinsamen Artikel: „Seit fast einem 
Jahr beansprucht das französische Unternehmen Dassault 
de facto die Alleinherrschaft über das Projekt. Diese rigo-
rose Haltung ist nicht mehr als Führungsanspruch unter 
gleichberechtigten Partnern zu verstehen – sie ist viel-
mehr eine Aufforderung an uns zur industriellen Selbst-
aufgabe. Pardon, aber das geht gar nicht. […] Die konse-
quente Antwort lautet: zwei Flugzeuge in einem gemein-
samen europäischen FCAS. Ein Zwei-Flugzeuge-Ansatz 
ist kein Scheitern, sondern das Erwachsenwerden dieses 
Projekts.“ (Marie-Christine von Hahn / Jürgen Kerner, 
Handelsblatt, 9.2.2026)

Interessant ist im Übrigen, dass Dassault-Chef Trap-
pier bereits letzten Sommer umgehend die Meldungen de-
mentiert hatte, sein Unternehmen strebe 80 Prozent der 
Anteile am Kampfflugzeug, geschweige denn dem ge-
samten FCAS an. Ob dies den Tatsachen entspricht, lässt 
sich nicht verifizieren. Es ist allerdings durchaus auffällig, 
dass genau diejenigen, die am stärksten von einem Eigen-
bau profitieren würden, sich nun am lautesten über die 
französische Seite echauffieren.

Entlarvend ist dabei die folgende Passage aus dem ge-
meinsamen Artikel der BDLI-Lobbyistin und des Ge-
werkschaftsvizes: „In der Kombination mit einem robust 
ausgestatteten Bundeshaushalt sind wir in der Lage, 
selbstbewusst zu investieren und damit industriepolitisch 
mutige Wege zu beschreiten: Wir schließen uns nicht län-
ger einem multinationalen Vorhaben an, sondern setzen 
ein eigenes Programm auf und suchen anschließend nach 
Partnern, die sich beteiligen möchten. Verantwortung für 

https://augengeradeaus.net/2021/02/dokumentation-fcas-und-der-deutsche-betriebsrat/
https://augengeradeaus.net/2021/02/dokumentation-fcas-und-der-deutsche-betriebsrat/
https://www.hartpunkt.de/fcas-erhaelt-frankreich-80-prozent-am-neuen-new-generation-fighter/
https://www.hartpunkt.de/airbus-betriebsrat-dassault-fuer-fcas-der-falsche-partner/
https://www.hartpunkt.de/fcas-bdli-kritisiert-franzoesisches-dominanzstreben/
https://www.hartpunkt.de/fcas-bdli-fuerchtet-ende-des-deutschen-kampfflugzeugbaus/
https://www.hartpunkt.de/fcas-bdli-fuerchtet-ende-des-deutschen-kampfflugzeugbaus/
https://www.hartpunkt.de/fcas-ig-metall-bricht-mit-dassault-und-will-zwei-kampfjets/
https://www.handelsblatt.com/meinung/gastbeitraege/gastkommentar-streit-ueber-fcas-pardon-dassault-aber-so-geht-es-gar-nicht/100197912.html
https://www.flugrevue.de/militaer/zukunfts-kampfjet-fuer-europa-dassault-warnt-vor-scheitern-des-fcas-projekts/
https://www.flugrevue.de/militaer/zukunfts-kampfjet-fuer-europa-dassault-warnt-vor-scheitern-des-fcas-projekts/
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die Sicherheit Europas zu übernehmen, heißt auch, aus ei-
ner Position industrieller Stärke heraus zu führen.“ (Ma-
rie-Christine von Hahn / Jürgen Kerner, Handelsblatt, 
9.2.2026)

Übersetzt sagen die beiden damit Folgendes: Während 
aufgrund mangelnden Know-Hows in früheren Jahren 
eine Eigenentwicklung viel zu teuer gewesen wäre, kann 
man sich dies heute leisten – und, salopp gesagt, auf die 
Franzosen pfeifen. Frankreich wiederum kündigte bereits 
den Ausstieg aus der Eurodrohne an und drohte auch das 
gemeinsame Panzerprojekt MCGS zu beerdigen, sollte 
sich Deutschland vom FCAS verabschieden. Zuletzt äu-
ßerte sich Kanzler Friedrich Merz alles andere als opti-
mistisch über die Zukunft des Projektes: „Wir haben ein 
echtes Problem im Anforderungsprofil. Und wenn wir das 
nicht lösen können, dann können wir das Projekt nicht 
aufrechterhalten.“ (Handelsblatt, 18.2.2026)

Womöglich gelingt es durch enormen politischen 
Druck ein weiteres Mal, das FCAS-Ruder herumzurei-
ßen, die Chancen dafür erscheinen allerdings nicht allzu 
hoch. Darauf deuten auch die zahlreichen Spekulationen 
über mögliche Alternativen nach einem FCAS-Scheitern 
hin. Dazu gehört die Möglichkeit, sich dem „Global Com-
bat Air Programme“ (GCAP) anzuschließen, einem bri-
tisch-italienisch-japanischen Kampfflugzeugprojekt.

Doch rüstungsnahe Portale beeilten sich schnell zu be-
mängeln, die deutsche Industrie würde bei einem solchen 
Quereinstieg kaum zum Zuge kommen (hartpunkt.de, 
17.2.2026) und Gerüchte, wonach sich Deutschland be-
reits nach den diesbezüglichen Möglichkeiten erkundigt 
haben soll, wurden umgehend wieder dementiert. Auch 
über eine Zusammenarbeit mit der schwedischen Saab, 
die durch den Bau des Kampfflugzeugs Gripen über eini-
ge Expertise in diesem Bereich verfügt, wird spekuliert.

Am aussichtsreichsten dürfte aktuell aber eine Euro-
fighter-Lösung sein, mit der sich Deutschland den vollen 
Zugriff auf das entsprechende Know-How sichern würde: 
„Sollte es zum Bruch kommen, stellt sich die Frage, wel-
che Lösungen man stattdessen finden kann. Denn ein 
Kampfflugzeug der Zukunft wird Deutschland brauchen. 
So ließe sich zum Beispiel der Eurofighter weiterentwi-

ckeln. Entscheidend sei die Software, betonen Branchen-
kenner. Schon jetzt zeichne sich ein Einsatz des Eurofigh-
ters bis über 2060 ab, heißt es beim Herstellerkonsorti-
um.“ (welt.de, 9.2.2026)

Mit den 3,75 Mrd. Euro, die der Bundestag im Oktober 
2025 für 20 Eurofighter der Tranche 5 genehmigte, wurde 
zumindest die Auslastung des Werkes in Manching bis 
zur letzten Auslieferung 2034 erst einmal sichergestellt.
Formularende Übrigens handelt es sich auch beim Euro-
fighter nicht gerade um eine rüstungsindustrielle Erfolgs-
geschichte. Im letzten der mittlerweile eingestellten Rüs-
tungsberichte der Bundeswehr vom April 2024 brachte es 
der Eurofighter (mit AESA) auf eine Verspätung von 63 
Monaten und einer Kostensteigerung von rund 9 Mrd. 
Euro.

Die deutsche Industrie steht jedenfalls in den Startlö-
chern und dürfte sich einmal mehr die Hände reiben, wie 
der für den Bereich zuständige CDU-Bundestagsabgeord-
nete Volker Mayer-Lay unmissverständlich wissen lässt: 
„Die Deutsche [sic] Industrie ist nicht nur in der Lage; sie 
ist bereit die Verantwortung für die Entwicklung eines 
Kampfjets der 6. Generation zu übernehmen, ohne dabei 
dauerhaft von einem Partner behindert zu werden. Die 
reiche Industriekultur Deutschlands und die Marktführer 
in ihren entsprechenden Gebieten, die heute an FCAS 
mitarbeiten, sind in der Lage, die gewonnen Erkenntnisse 
direkt in ein neues Projekt einzubringen. Beispielhaft zu 
nennen sind Airbus im Bereich der Combat Cloud und des 
NGF, DIEHL Aviation mit der Entwicklung der Avionik-
plattform, DIEHL Defence mit einem System vernetzter 
Waffen oder Hensoldt mit der Sensortechnologie. Damit 
ist Deutschland in der komfortablen Situation, sich konse-
quent gegen die Forderungen Dassaults zu behaupten. 
[…] Ein kontrollierter Abschied von FCAS wäre kein si-
cherheitspolitisches Risiko, sondern die Chance auf einen 
echten Neustart. Die deutsch-französische Freundschaft 
wird das überstehen – die deutsche Industrie eine weitere 
Verzögerung aber nicht.“ (Volker Mayer-Lay, Pressemit-
teilung, 3.12.2025)

Der deutsche 
Kanzler und der 
französische 
Präsident 
unschlüssig, 
Foto: White 
House, public 
domain.
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Am Mittwoch, den 25. Februar 2026, sollen nach Vor-
schlag des Verteidigungsministeriums zwei Vorlagen zu 
Kamikaze-Drohnen, gerne auch „Loitering-Munition“ 
genannt, in Haushalts- und Verteidigungsausschuss be-
schlossen werden. Damit ist zum ersten Mal vorgesehen, 
explizite Angriffsdrohnen für die Bundeswehr anzuschaf-
fen. Geplant ist, für insgesamt 4,3 Milliarden Euro zwei 
Aufträge zu vergeben: Einmal an die Firma Helsing für 
die Kamikazedrohne Helsing HX-2 und einmal an Stark 
Defence für die Kamikazedrohne „Stark Virtus“. Leider 
findet kaum (mehr) eine politische Debatte zu diesem 
Epochenbruch bei Waffensystemen statt. Stattdessen gibt 
es eine öffentliche Debatte, ob die Kamikaze-Drohnen 
funktionieren, wie sie sollen.

Die Kamikazedrohnen sollen angeschafft werden ohne 
ethische Einsatzkriterien und ähnliches, das bei der 
Grundsatzdebatte zur Anschaffung bewaffneter Drohnen 
in den Jahren 2020 und 2021 eine zentrale Rolle (zur Le-
gitimation) spielte. Davon ist nicht mehr die Rede, 
schließlich will die Bundesregierung aus CDU/CSU und 
SPD mit Hilfe der Grünen, dass Bundeswehr und Gesell-
schaft kriegstüchtig werden. Nun zeichnet sich eine ganz 
große Koalition von Grünen bis AfD für die Anschaffung 
von Kamikazedrohnen ab.

Funk�onieren die Kamikazedrohnen?

Die Debatte im Vorfeld der Beschaffung wurde aus Inter-
essensgründen in den Medien hart geführt. Es gibt Berich-
te, dass die beiden Systeme, die angeschafft werden sol-
len, nicht ausgereift seien: Die Vorwürfe (gegen Helsing) 
wurden in Berichten bei Bloomberg und bei der WELT in 
mehreren Artikeln erhoben. Im Kern geht es darum, dass 
die Kamikazedrohnen nicht so funktionieren würden, wie 
sie sollen. Zitat aus dem Welt-Artikel: „In rund 40 Prozent 
der Einsätze von Juras Einheit kam es zu Treffern oder 
Nahtreffern. Knapp jedes fünfte Gerät stürzte beim Start 
ab oder ging durch elektronische Störmaßnahmen bezie-
hungsweise technische Defekte im Flug verloren. Etwa 15 
Prozent der Drohnen wurden abgeschossen oder scheiter-
ten an Fehlfunktionen der Zielnachführung.“1

Und weiter heißt es bei der WELT: „Ein ukrainisches 
Dokument listet jedoch Dutzende weitere Mängel bei 
Flügen detailliert auf. Ein Auszug: ‚defektes Ruder‘, ‚ab-
normales Bordverhalten‘, ’nicht flugtauglich‘. Kritisiert 
wird auch die lange Zeit zum Montieren des Systems. 
Nach den missglückten Einsätzen begleiteten Mitarbeiter 
von Helsing die ukrainische Einheit an die Front. Die 
Stimmung sei angespannt gewesen. Trotz nächtelanger 
Vorbereitung seien mehrere Drohnen erneut direkt nach 
dem Katapultstart abgestürzt, andere hätten bereits nach 
kurzer Distanz die Verbindung verloren. Die Entwickler 
hätten diese Erfahrung später, sagt Jura, sinngemäß als 
‚kalte Dusche‘ bezeichnet.“2

Bloomberg schreibt unter Berufung auf eine Präsenta-
tion der Bundeswehr vom 20.11.2025 und nach Aussagen 
„von mit der Angelegenheit vertrauten Personen“: „Die 
HX-2, das Flaggschiff-Kampfflugzeug des deutschen 
Herstellers, hatte bei Tests des 14. Regiments der Ukrai-
ne, einer Einheit für unbemannte Luftfahrtsysteme, Start-
schwierigkeiten […]. Das Modell soll eigentlich über KI-
Komponenten verfügen soll, die das Fliegen ohne Piloten 
ermöglichen, beim vorliegenden Modell aber fehlten“. In 
der Präsentation wird der Bundeswehrgeneral Gunter 
Schneider genannt. „Helsing-Drohnen waren in Frontnä-
he durch Störungen beeinträchtigt, wodurch die Verbin-
dung zu den menschlichen Bedienern unterbrochen wur-
de, berichteten drei der Befragten.“ „Die Trefferquote der 
ersten Flüge, die offiziell dokumentiert wurde, ist ermuti-
gend“, sagte Helsing. Er fügte jedoch hinzu, es sei noch 
zu früh, um aus der Leistung der Drohne an der Front in 
der Ukraine Schlüsse zu ziehen: „Wir sind zuversichtlich, 
dass sich die Testergebnisse der HX-2 auch auf dem 
Schlachtfeld, einschließlich unter Bedingungen elektroni-
scher Kriegsführung, in hohen Trefferquoten niederschla-
gen werden.“3

Als Schlussfolgerung schreibt Bloomberg, dass die 
Nachbestellung (für die ukrainische Armee) gecancelt 
worden sei. Darauf berufen sich auch einige ukrainische 
Militär-Internetseiten.

Das ukrainische Militär-Magazin Defense Express be-
stätigt die geschilderten Probleme und schreibt: „Es ist 

Vor der Beschaffungsentscheidung
Kamikazedrohnen für die Bundeswehr: Helsing HX-2 und Stark Virtus

von Tobias Pflüger 

Hinweis: Redaktionsschluss des Beitrags lag kurz vor der Beschaffungsentscheidung. 
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wichtig zu berücksichtigen, dass die kontinuierliche Wei-
terentwicklung der Gefechtsfeldtechnologie im russisch-
ukrainischen Krieg Systeme, die noch vor wenigen Mo-
naten relevant waren, schnell überflüssig machen kann. 
Westliche Unternehmen haben oft Schwierigkeiten, mit 
diesem Tempo iterativer Aktualisierungen Schritt zu hal-
ten, was zu einer sinkenden wahrgenommenen Effektivi-
tät ihrer Hardware führt. Dies könnte auch hier der Fall 
sein und die Diskrepanz zwischen erfolgreichen Aus-
landstests und gleichzeitig auftretenden Problemen im 
Zusammenhang mit elektronischer Kampfführung in der 
Ukraine erklären.“4

Allerdings wird in einem anderen Artikel im Defense 
Express auch über Probleme der konkurrierenden Stark-
Kamikaze-Drohnen berichtet. Mitgeteilt wird dort auch, 
dass Stark Defense inzwischen eine Produktionsanlage in 
der Ukraine aufbaut.5 Die Süddeutsche Zeitung schreibt, 
sich auf Bild und Financial Times berufend, zur Drohne 
von Stark: „Die Drohnen waren nach Informationen der 
Süddeutschen Zeitung bei den Tests ohne scharfe Muniti-
on unterwegs, es ging um Zielgenauigkeit, das Bewerten 
der Software und die Einweisung von künftigen Bedie-
nern der Bundeswehr. Laut einem Bericht der Zeitung 
Bild soll eine Drohne von Stark ihr Ziel mehrfach verfehlt 
haben. Eine Drohne sei in ein Waldstück abgestürzt. Laut 
Financial Times habe es auch bei Tests mit dem britischen 
Militär Probleme gegeben.“6

Interessant an dieser Berichterstattung ist, dass es of-
fensichtlich bei beiden Systemen, die nun angeschafft 
werden sollen, de facto keine Serienreife gibt. Deshalb 
stellt sich eher die Frage, ob die Kamikazedrohnen an sich 
überhaupt wie geplant funktionieren. Immanent gesehen 
durchaus ein Argument, die Kamikazedrohnen nicht an-
zuschaffen.

Kriegserprobte Systeme

Noch wichtiger als die Frage, ob die Kamikazedrohnen 
„funktionieren“, sind zudem zwei andere Aspekte: Nach 
der Heron TP, die von Israel geleast ist, schafft die Bun-
deswehr bewaffnete Drohnen an, die „kriegserprobt“ 
sind. Diesmal geht es nicht so wie bei der Heron TP um 
Kriegseinsätze durch Israel in Palästina, sowohl im Gaza-
Streifen als auch in der Westbank. Diesmal geht es bei den 
Drohnen-Systemen von Helsing und Stark um Kriegser-
probung in der Ukraine. die Hersteller waren und sind je-
weils auch mit (umfangreichem) Personal vor Ort.

Zweitens, und darauf hat zuerst die Financial Times 
hingewiesen und andere wie Correctiv haben dazu auch 
geschrieben: Hinter Helsing steht Daniel Ek (Spotify) und 
hinter Stark Defence der Großinvestor Peter Thiel(!!), der 
rechte, demokratiefeindliche Trump-nahe Milliardär. In 
der FT heißt es dazu: (übersetzt): „Der erste Auftrag hat 
einen Wert von zunächst 269 Millionen Euro. Der Vertrag 
beinhaltet die Option, weitere HX-2-Drohnen von dem 
Unternehmen zu kaufen, das vom schwedischen Spotify-

Gründer Ek unterstützt wird. Der Gesamtwert des Ver-
trags kann sich in Zukunft auf bis zu 1,46 Milliarden Euro 
belaufen. Für das Berliner Unternehmen Stark, das vom 
US-Unternehmer Thiel unterstützt wird, hat der Deal zu-
nächst einen Wert von 269 Millionen Euro und kann po-
tenziell auf 2,86 Milliarden Euro ansteigen.“7

Welche Personen noch im Interessenskampf um die 
Drohnenaufträge eine Rolle spielen, sind der ehemalige 
Bild-Chefredakteur Johannes Boie und der ehemalige 
stellvertretende verteidigungspolitische Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion Johannes Arlt, der dann beim 
Rüstungsunternehmen Stark als „Senior Vice President“ 
angeheuert hat.8 Gundbert Scherf, Mitbegründer und Hel-
sing, hatte zuvor bei McKinsey Deutschland gearbeitet 
und ist dann im Kontext der sog. Berateraffäre um die 
heutige EU-Kommissionspräsidentin ins Verteidigungs-
ministerium gewechselt, bevor er mit Anschubhilfe von 
Daniel Ek sein Startup gegründet hat. Neben guten Kon-
takten ins Ministerium bestehen also auch gute Kontakte 
zu einflussreichen Medien, wie auch die Süddeutsche Zei-
tung andeutet: „In dem Bild-Bericht zu den Tests kommt 
hingegen Helsing sehr gut weg. Seit August ist der frühere 
Bild-Chefredakteur Johannes Boie Marketing- und Kom-
munikationschef des aufstrebenden Unternehmens aus 
Bayern.“9

Johannes Arlt ist im Bundestag häufiger noch anzutref-
fen, u.a. als Zuhörer bei der Anhörung zum Bundeswehr-
beschaffungsbeschleunigungsgesetz im Wirtschaftsaus-
schuss des Deutschen Bundestages am 10.11.2025, als 
sein Kollege Uwe Horstmann von Stark Defence das neue 
Gesetz „einen wichtigen Schritt in Richtung einer flexi-
bleren, schnelleren und innovativeren Beschaffung von 
Verteidigungsgütern“ nannte.10
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Unter Militärs gilt seit Jahr und Tag der Spruch, dass mit 
Logistik keine Kriege gewonnen, aber verloren werden. 
Dementsprechend kommt auch der Logistik für die 
schnelle Verlegung von Truppen und Gütern an die NA-
TO-Ostgrenze sowie der Fähigkeit zum Rücktransport 
von Verwundeten in dem Maße wachsende Bedeutung zu, 
wie die Wahrscheinlichkeit zunimmt, dass der Ernstfall – 
also Kriegsfall – mit Russland auch tatsächlich eintreten 
könnte. Hierfür wurden bereits vor einiger Zeit mehrere 
Musterkorridore ausgelobt, durch die das Gros an Materi-
al und Personal geschleust werden soll. Eingeübt wird das 
Ganze mittlerweile unter anderem durch das in Kürze er-
neut anstehende Quadriga-Manöver, wobei in diesem 
Jahr erstmals „so nah wie möglich am Ernstfall geübt“ 
werden soll, weshalb auch Verwundetentransporte auf 
dem Übungsplan stehen.

Musterkorridore und Quadriga-Manöver 

Ein erster Musterkorridor wurde Anfang 2024 über Polen 
ins Baltikum („Grand Central“) eingerichtet, mit der Er-
klärung: „Military Mobility ist ein Leuchtturmprojekt der 
NATO-EU-Kooperation. Die Einrichtung des Musterkor-
ridors von den Niederlanden über Deutschland nach Po-
len zeigt, wie gut die Zusammenarbeit von NATO und EU 
funktioniert. Auf der Grundlage des Musterkorridors 
könnten weitere Korridore für Bewegungen der NATO-
Truppen entwickelt werden, zum Beispiel im Norden und 
Süden. Denn schnelle Truppenverlegungen der NATO 
sind ein Beitrag zur Abschreckung und zum Schutz des 
NATO-Territoriums.“1

Seither kamen drei weitere Musterkorridore hinzu: Ei-
ner führt ebenfalls ins Baltikum, allerdings über die Ost-
see („Grand Quadriga“), ein dritter geht schnurstracks 
nach Norden („Grand North“) und der vierte nach Südos-
ten ans Schwarze Meer („Grand South“). Entlang dieser 
Korridore ist es aber erforderlich, die Infrastruktur ent-
sprechend zu „ertüchtigen“: „Die Infrastruktur im Schen-
gen-Raum ist meist auf zivile Fahrzeuge ausgelegt. Mili-
tärische Transporte hingegen können einen beträchtlichen 
Anteil der Tunnel, Brücken und Straßen wegen ihres 
Übermaßes und enormen Gewichtes nicht passieren.“2

Die Musterkorridore wollen nicht nur infrastrukturell 
ertüchtigt, sondern auch regelmäßig beübt werden. Die-
sem Zweck dienen seit 2023 unter anderem die mit wech-
selnden Schwerpunkten alljährlich stattfindenden Quadri-
ga-Manöver: „Bei Quadriga 2023 stand die Dimension 
Luft im Vordergrund, bei Quadriga 2024 die Dimension 
Land. 2025 fokussierte sich Quadriga auf die Dimension 
See – ergänzt durch umfangreiche Verlegeübungen des 
Heeres an die NATO-Ostflanke.“3 In der Regel dockt die 
Bundeswehr-Übung noch an ein größeres NATO-Manö-
ver an, bei der bislang größten derartigen Kombination im 
Jahr 2024 nahmen 12.000 Soldat*innen der Bundeswehr 
im Rahmen von Quadriga und insgesamt rund 100.000 
NATO-Soldat*innen beim Manöver Steadfast Defender 
teil. Damals wurden Verlegungen über alle vier Korridore 
geprobt.

Opera�onsplan Deutschland

Deutschland kommt bei all diesen Logistikfragen eine 
entscheidende Bedeutung zu: „Im Herzen Europas gele-
gen, ist die Bundesrepublik die logistische Drehscheibe 
für Marschbewegungen der Partnerstreitkräfte. Die Bun-
deswehr unterstützt dann die Verbündeten bei ihren Trup-
penbewegungen nach und durch Deutschland.“4 Um 
Truppen und Material möglichst reibungslos durch 
Deutschland schleusen zu können, setzt der „Operations-
plan Deutschland“ (OPLAN) auf eine enge Zusammenar-
beit mit zivilen Akteuren. Dabei handelt es sich um ein 
streng geheimes 1.000 Seiten langes Dokument, das lau-
fend aktualisiert wird und erstmals Anfang 2024 vorlag. 
In öffentlich zugänglichen Quellen heißt es dazu: „Eine 
zentrale Einflussgröße im OPLAN DEU ist die Bündnis-
verpflichtung Deutschlands, die sich aus seiner geostrate-
gischen Lage als Drehscheibe der NATO in der Mitte Eu-
ropas ergibt. Im Ernstfall müssen bis zu 800.000 alliierte 
Soldatinnen und Soldaten und 200.000 Fahrzeuge inner-
halb von sechs Monaten durch Deutschland verlegt und 
im Host Nation Support versorgt werden. Dies umfasst 
Unterstützungsleistungen bei Schutz und Sicherung, Ver-
kehrsleitung, Transport und Umschlag auf Straße, Schie-
ne sowie in See- und Flughäfen, Unterbringung und Ver-

Quadriga 2026
Deutschland probt die Kriegslogis�k 
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pflegung, Betankung und Instandhaltung, medizinischer 
Versorgung bis hin zur Rechtsberatung. Diese Aufgabe ist 
– ohne langen Vorlauf und über lange Zeit – nur mit den 
Leistungen zivil-gewerblicher Partner sicherzustellen.“5

Die „besten“ Einblicke in den OPLAN liefert das „Grün-
buch Zivil-Militärische Zusammenarbeit (ZMZ) 4.0“, das 
vom „Zukunftsforum öffentliche Sicherheit“ (Zoes) her-
ausgegeben wurde. In dem explizit am OPLAN angelehn-
ten Dokument, an dem auch mehrere Bundestagsabgeord-
nete mitgewirkt hatten, wird ein Szenario im Jahr 2030 
durchgespielt, in dem sich die Konflikte mit Russland 
weiter verschärfen und die NATO auf ein russisches Ma-
növer mit der Verlegung von 60.000 Soldat*innen (u.a. 
10. Panzerdivision) an die Ostflanke reagiert. 

Auffällig ist, dass auch dem Verwundetentransport im 
Ernstfall darin große Aufmerksamkeit gewidmet wird: 
„Die im Falle einer militärischen Eskalation in Form von 
Kampfhandlungen darüber hinaus entstehenden Bedarfe 
der Bundeswehr sind der Zeitschrift Wehrmedizin und 
Wehrpharmazie (2/2023), Kohl. M. et. al.. S. 38. ff.) zu 
entnehmen. Danach ist mit bis zu 1.000 Patientinnen und 
Patienten pro Tag zu rechnen, von denen 33,6 Prozent in-
tensivpflichtig, 22 Prozent vermehrt pflegebedürftig und 
44,4 Prozent leichter verletzt sind. Die Autoren attestieren 
eine gravierende ‚hintere Transportlücke‘ für den strategi-
schen Patiententransport (StratMedEvac) und kommen 
unter anderem zu dem Fazit, dass es [sic] in der konkreten 
operativen Planung ein Zusammenwirken von militäri-
schen und zivilen Kräften erforderlich sei.“6

Erns�älle: Quadriga 2026 und Steadfast Dart

Sowohl Verlegungen an die russischen Grenzen wie auch 
der Rücktransport von Verwundeten stehen dieses Jahr 
auf dem Programm der Quadriga-Übung: „2026 ist Quad-
riga nicht mehr als reine Übung, sondern als einsatznahe 
Operation anlegt [sic!]. Das bedeutet, dass so nah wie 
möglich am Ernstfall geübt wird – ohne lange Vorlaufzei-
ten und fiktive Parameter. [...] 2026 findet Quadriga im 
Kernübungszeitraum Februar bis März in Deutschland 
statt. […] Ein besonderer Schwerpunkt von Quadriga 
2026 ist die Übung Medic Quadriga des Unterstützungs-
bereichs der Bundeswehr im März 2026. [...] Rund 200 
der insgesamt über 1.000 teilnehmenden Soldatinnen und 
Soldaten werden als Verletztendarsteller dabei sein und 
mit simulierten Verwundungen wie aus einem Kampfein-
satz präpariert.“7

Dieses Jahr ist das Quadriga-Manöver mit der NATO-
Übung Steadfast Dart verknüpft, die am 15. Januar 2026 
mit der Ankunft von Soldat*innen in Emden begann, wo-
bei der Hauptteil der Übung im Februar stattfinden soll. 
Die Bundeswehr ist dabei für Unterkünfte und Verpfle-
gung, aber auch logistische Unterstützung, wie die Betan-
kung von Fahr- und Flugzeugen, und den Transport von 
Fahrzeugen und Containern zuständig – gerechnet wird 
allein mit 1.500 Fahrzeugen. 

Auch hier wird, wie schon bei Quadriga, großer Wert 
auf den Ernstfallcharakter der Übung gelegt: „In Deutsch-
land sind rund 7.300 Soldatinnen und Soldaten der Land-, 
Luft und Seestreitkräfte sowie Spezialkräfte der NATO-
Nationen Italien, Spanien, Türkei, Tschechien und Grie-
chenland an der Übung beteiligt. […] Die Besonderheit: 
Steadfast Dart liegt kein fiktives Übungsszenario zugrun-
de. Die Übung ist als Operation geplant und geführt – zur 
Erhöhung der eigenen Einsatzbereitschaft, als Fähigkeits-
demonstration zur Abschreckung potenzieller Aggresso-
ren und zur Rückversicherung der NATO-Bündnispart-
ner, dass Deutschland verlässlich und durchhaltefähig als 
Drehscheibe der NATO fungiert.“8

Beklemmende Rhetorik

Die Ernstfall-Rhetorik, mit der die Manöver daherkom-
men, hinterlässt ein überaus beklemmendes Gefühl. Es 
beschleicht einen dabei der Verdacht, dass ein solcher 
Ernstfall mit derlei Manövern eher näher als ferner rückt. 
Jedenfalls wäre es beruhigend, wenn dieselben Anstren-
gungen in Bemühungen investiert würden, die dazu tau-
gen, einen solchen Ernstfall zu verhindern. Doch an die-
ser Front herrscht leider buchstäblich Grabesstille. 
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Der Genozid im Sudan flammt auf. RSF-unterstützende 
Emirate bekommen weiter Waffen gegen Öl und Gas aus 
dem Westen.

Für ein paar Tage schaute die ganze Welt wieder nach 
Sudan. Die gefürchteten Rapid Support Forces (RSF) ha-
ben nach 18 Monaten der Belagerung und des Aushun-
gerns am 26. Oktober 2025 al-Fashir, die Hauptstadt 
Nord-Darfurs, eingenommen und damit den Regierungs-
truppen die letzte große Stadt des Gebiets entrissen. Wie 
zu erwarten war, massakrierten sie dabei auch tausende 
Zivilist:innen, überwiegend Zivilist:innen mit dunklerer 
Hautfarbe als die der sich als arabisch verstehenden Stäm-
me. 

Damals sprach man von mindestens 2.500 Getöteten. 
Jedoch seien, wie Mitarbeiter:innen des Norwegischen 
Flüchtlingsrats (NRC) gegenüber der Taz berichteten, bis 
Ende November erst 6.000 Geflüchtete im nächstgelege-
nen Flüchtlingslager in der Stadt Tawila angekommen, 
wobei Schätzungen der Vereinten Nationen (UN) zufolge 
rund 65.000 geflohen seien müssten. Allerdings seien die 
75 km durch die Wüste besonders für die Frauen und Kin-
der der ausgehungerten Bevölkerung ohne viel Proviant 
kaum zu Fuß zu schaffen. Auch der lokale Vertreter von 
Ärzte ohne Grenzen, Michel Olivier Lacharite, fragte sich 
„‚Wo sind all die Vermissten, die bereits monatelang Hun-
ger und Gewalt in El Fasher überlebt haben?‘ Die wahr-
scheinlichste und erschreckende Antwort sei, ‚dass sie ge-
tötet werden‘, wenn sie zu fliehen versuchten.“1

Satellitenbilder zeigen, dass um die Stadt Gräben aus-
gehoben wurden, die möglicherweise die Flucht erschwe-
ren sollten, aber wohl auch als Massengräber für Men-
schen, die auf der Flucht ermordet wurden, genutzt wur-
den. Mittlerweile errechnete das Yale Humanitarian Re-
search Lab anhand von Satellitenbildern, dass rund 
150.000 Menschen in al-Fashir „fehlen“ würden und 
wahrscheinlich Opfer eines der größten Massakers der 
Dekade wurden, so der Guardian.2 Ebenso wurden in dem 
Projekt rund 150 potentielle Massengräber ausgemacht.3

Britische Parlamentarier wurden wohl informiert, dass 
60.000 Tote „konservative Schätzungen“ zu den Opfern 
seien.

Die Stadt Tawila nahe el-Fashir, wohin sich viele flüch-
teten, liegt in einer kleinen, von RSF-kontrolliertem Ge-
biet umgebenen Tasche, in der die Miliz Sudanese Peop-
les Liberation Movement (SPLM), die sich aus verschie-
denen lokalen Ethnien rekrutiert, noch die Macht hält. 
(Auf Sudan.liveuamap.com sieht man dieses Gebiet in-
mitten des RSF-kontrollierten Gebiets.) Es wird jedoch 
befürchtet, dass die RSF nun ihren Fokus auf dieses Ge-
biet legen könnten, gerade wegen der internationalen 
Hilfsorganisationen, so Arjan Hehenkamp, Krisenleiter 
des International Rescue Committees für Darfur.4

Fortsetzung des Genozids von vor 20 Jahren

Unter dem Banner der Sudanesischen Volksbefreiungsbe-
wegung (SPLM) sammelten sich in den 1980/90er Jahren 
Aufbegehrende verschiedener Ethnien, die gegen die an-
haltende Marginalisierung und die Einführung der Sharia 
durch den Langzeitdiktator Omar al-Bashir rebellierten. 
Im heutigen Südsudan setzten sich die Kräfte (mit Rü-
ckendeckung aus dem Westen) damals durch, was zum 
Waffenstillstand 2005 und der Staatsgründung führte. In 
der westlichen Region Darfur hingegen konnte der Dikta-
tor durch die Aufrüstung der Janjaweed Milizen (sprich: 
Dschandschawied, bedeutet „berittene Teufel“), die sich 
aus den sich als ‚arabisch‘ verstehenden nomadischen 
Stämmen im Norden rekrutierten, den Aufstand nieder-
schlagen. In diesem Zuge verübten die Janjaweed zwi-
schen 2002 und 2005 einen Genozid an rund 300.000 
Menschen, die meist zu den ethnischen Gruppen der Fur, 
Zaghawa und Masalith gehörten, die die lokale SPLM 
wohl hauptsächlich stützten.

Die Anführer der beiden sich heute gegenüberstehen-
den Streitkräfte, Mohammed Hamdan Dagalo aka ‚He-
medti‘ als Anführer der RSF und Fatah Abdel al-Burhan, 
der Kommandant der Streitkräfte und Übergangspräsi-
dent, waren beide maßgeblich an diesem Genozid betei-
ligt: Hemedti war einer der prominentesten Anführer der 
Janjaweed-Milizen und al-Burhan der Kommandant der 
sudanesischen Streitkräfte der Region Darfur.

Empörungs-Strohfeuer 
nach erwartbaren Gräueltaten im Sudan

von Pablo Flock

https://medicine.yale.edu/lab/khoshnood/publications/reports/
https://medicine.yale.edu/lab/khoshnood/publications/reports/
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Als die sudanesische Bevölkerung Ende 2018 dann ge-
gen den Diktator al-Bashir aufbegehrte, führten die bei-
den einen Putsch gegen diesen an und setzten ihn fest. 
Doch dass deren neue Regierung kein Interesse an einer 
Einführung der Demokratie und einer partizipativen Poli-
tik hatte, wurde spätestens klar, als sie ein Protestcamp für 
die Einsetzung einer zivilen Regierung vor dem Haupt-
quartier des Militärs mit scharfer Munition beschossen 
und dabei über 140 Menschen töteten und etliche entführ-
ten und vergewaltigten. 2023 entzweite ein innerer 
Machtkampf um die Integration der RSF in das Militär al-
Burhan und Dagalo und seitdem bekämpfen sie sich blu-
tigst auf dem Rücken der Bevölkerung.

In dem Krieg wurden über 10 Millionen Menschen in-
nerhalb des Sudans von ihren Häusern vertrieben. Weitere 
3 Millionen Menschen flüchteten in die Nachbarländer, 
vorwiegend Tschad und Uganda, andere nach Libyen, um 
die Überfahrt nach Europa zu wagen. Da sowohl die RSF 
als auch die Armee Aushungern als gängige Methode zur 
Eroberung nutzten, war lange Zeit rund die Hälfte der ca. 
40 Millionen Menschen umfassenden Bevölkerung von Er-
nährungsunsicherheit betroffen, ein Viertel – also über 10 
Millionen Menschen – leidet Hunger. Das macht den Krieg 
im Sudan quantitativ zur weltweit größten humanitären 
Katastrophe – auch während in Gaza in einem viel kleineren 
Gebiet vielleicht noch schlimmere Umstände herrschen.

Die Belagerung von al-Fashir war wohl der Hotspot 
dieser humanitären Katastrophe, da hier rund eine Viertel 
Millionenen Menschen über 500 Tage lang abgeschnitten 
von der Außenwelt hungerten. Wie die Menschen in Gaza 
wurden sie völlig von den mächtigen, oft die Menschen-
rechte im Mund tragenden Ländern im Stich gelassen. 
Niemand gebot den offensichtlichen Kriegsverbrechern 
Einhalt. Dabei waren die Massaker bei der Eroberung al-
Fashirs abzusehen. Bei der Einnahme der Hauptstadt 
West-Darfurs, al-Geneina, im Jahr 2023 wurden auch in-
nerhalb weniger Tage Schätzungen zufolge rund 15.000 
Zivilist:innen, größtenteils zur marginalisierten Ethnie 
Masalith gehörende Flüchtende, abgeschlachtet. 

Bei der Einnahme des völlig entmilitarisierten Ge-
flüchtetenlagers Zam Zam in der Nähe al-Fashirs im April 

2025 kam es ebenso zu genozidalen Massakern, beson-
ders beispielsweise an einem von Zaghawa bewohnten 
Viertel, sowie zur Massenentführung junger Mädchen.5

Ähnlich lief es in Nordkordofan und im Bundesstaat Wei-
ßer Nil. Bei allen größeren Eroberungen massakrieren die 
RSF gezielt größere Mengen von Zivilist:innen mit ethni-
scher Zugehörigkeit als diskriminierendem Faktor. 

Schon vor einem Jahr seien britische Politiker:innen 
wohl vor drohenden genozidalen Massakern bei einer 
Einnahme al-Fashirs gewarnt worden, hätten sich aber 
aus Geldgründen „für die am wenigsten ehrgeizige Opti-
on“ entschieden, was die Prävention von Massakern und 
sexueller Gewalt anging.6 Am 5. Mai 2025 verhandelte 
außerdem schon der Internationale Strafgerichtshof (Ist-
GH) in Den Haag die Klage des Sudans gegen die VAE, 
denen der Sudan Beihilfe zum Genozid vorwirft, und 
wollte damit einen Stopp der kurz vorher öffentlich ge-
wordenen Waffenlieferungen an die RSF erzwingen. We-
gen einem Zusatz, den die UAE bei ihrer Unterschrift der 
Genozid-Konvention gemacht habe, könne das internatio-
nale Gericht jedoch keine „vorläufigen Maßnahmen“ ge-
gen das Land ergreifen.7 Dies bedeutet jedoch, ähnlich 
des Falls gegen die BRD wegen Beihilfe zum Genozid, 
nicht unbedingt, dass eine spätere Strafverfolgung ausge-
schlossen wäre.

BRD: Krokodilstränen und eigennützige Forderungen

Das Auswärtige Amt zeigte sich natürlich erschüttert über 
die Berichte von Gräueltaten in al-Fashir. In einem Twit-
ter-Post gibt es sich scheinbar enttäuscht und erschüttert: 
Die RSF hätten „öffentlich zugesagt, Zivilisten zu schüt-
zen“ und müssten sich nun für ihre Taten verantworten.8

Doch wer die oben kurz angerissene Historie des Kon-
flikts ansatzweise kannte, hätte gewusst, dass darauf 
nichts zu geben war. Und deutsche Initiativen, genozidale 
Handlungen im Sudan zu verhindern oder Verantwortli-
che zur Rechenschaft zu ziehen, sind eher mau …

Jedoch forderte Staatsministerin Serap Güler (CDU) 
kürzlich, die humanitären Gelder für den Sudan zu erhö-
hen9 – obwohl genau ihre schwarz-rote Regierung diesen 

Flüchtlingscamp 
im  Tschad. Foto 
von Henry Wilkins, 
Voice of America 
über Wikimedia.
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Posten im diesjährigen Haushalt weiter gekürzt hatte, 
nachdem der Posten auch im Haushalt 2024 von der Am-
pelregierung schon gekürzt worden war. (Dass diese Ent-
wicklung Teil der auch als De-Zivilisierung verstandenen 
Militarisierung ist, muss wohl kaum hervorgehoben wer-
den.) Somit sei der „Haushalt des BMZ [Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung] zwischen 2023 und 2025 insgesamt um ein Viertel“ 
geschrumpft und das Budget für humanitäre Hilfe des 
Auswärtigen Amts alleine in diesem Jahr um über 50% 
gekürzt worden.10

Allerdings beschränkt sich die Argumentation für diese 
Forderung nach doch mehr Gelder für Humanitäres, die 
Güler wohl versucht unter den Parlamentarier:innen der 
Regierungsfraktionen zu bewerben, nicht auf das Mitge-
fühl für von schwerstem Leid betroffene Mitmenschen. 
Nein, die humanitäre Hilfe müsse auch verstärkt werden, 
um Deutschland und Europa vor verstärktem Migrations-
druck aus der Gegend zu schützen. Hier werden Paralle-
len zu der „Flüchtlingskrise“ im Jahr 2015 gezogen, als 
man ebenfalls (was damals kaum Thema der Debatte war) 
zwei Jahre zuvor die humanitären Hilfsgelder zusammen-
gekürzt hatte.

Gewaltökonomie: Waffen- und Rohstoff-Geschä�e
europäischer Firmen mit Genozid

Über Strategien, wie den Menschen im Sudan diese Ge-
walt und Vertreibung, dieser Krieg, insgesamt erspart 
werden könne, gibt es in den sonst doch immer gerne 
Handlungsfähigkeit beweisen wollenden westlichen Staa-
ten jedoch kaum eine Diskussion. Dabei ist längst klar, 
welcher finanzielle Nexus die Gewaltökonomie der RSF 
aufrecht erhält: Dagalo und seine Netzwerke haben schon 
während der Zeit unter Omar al-Bashir den Großteil der 
Minen in der goldreichen Region Darfur unter ihre Kon-
trolle gebracht. Das dort gewonnene Gold wird haupt-
sächlich in die Vereinigten Arabischen Emirate exportiert, 
mit denen Dagalo schon gute Kontakte unterhält, seitdem 
er die Masse der Söldner für die VAE und Saudi-Arabien 
in deren Krieg gegen Ansarallah im Jemen bereitstellte. 
Zeitweise wurden auch Tonnen von Gold nach Russland 
ausgeflogen, als die RSF noch mit den Söldnern der russi-
schen Gruppe Wagner zusammenarbeiteten. (Das russi-
sche Afrika Corps, Nachfolgeorganisation der Gruppe 
Wagner, kooperiert heute noch wie auch die RSF mit dem 
Söldnerheer des lybischen Warlords Khalifa Haftar.)

In „Zur politischen Ökonomie des Sudankriegs“ be-
nennt der Autor Roman Deckert in der Zeitung Analyse & 
Kritik 18 Tonnen Gold, die als von der RSF kommend be-
zeichnet 2024 über Libyen und den Tschad in die VAE ex-
portiert worden seien. Allerdings hätten die VAE auch aus 
dem sudanesischen Staat, also zugute von Dagalos Kon-
trahenten, 29 Tonnen Gold importiert. Eine professionel-
le, mit beiden Seiten handelnde Distanz attestiert Deckert 
den Emiraten deshalb keineswegs: „Dass die VAE die 

wichtigsten Unterstützer der RSF und damit auch die 
Hauptkriegstreiber sind, bestreitet – außer RSF- und 
VAE-Propagandist*innen – niemand ernsthaft“, schreibt 
er.11

Eine Studie des schweizerischen Hilfswerk Swissaid 
zitiert er ebenfalls, nach der die Schweiz zwischen Januar 
und September alleine über 316 Tonnen aus den VAE im-
portiert habe. Zudem schreiben die Autoren der Studie, 
die den Goldschmuggel aus afrikanischen Ländern kriti-
siert, gehöre die Schweiz neben den VAE und Indien zu 
den Hauptimporteuren von nicht-deklariertem Gold aus 
Afrika.12 Dies bringe die dortigen Staaten und Menschen 
um den Surplus ihrer Rohstoffe, während sie jedoch den 
Schweiß und das Blut und die Tränen dafür zahlen.

Außerdem nimmt Deckert auch den schweizerischen 
Rohstoffkonzern Glencore in die Verantwortung, der 
durch korrupte Öldeals „den Tschad in den Ruin“ und so-
mit auch in die Position als Waffenschmuggeldrehscheibe 
für die VAE getrieben habe.

Das doppelte, auf beiden Seiten unterstützende und 
profitierende Spiel, das Deckert den VAE nicht zuschreibt 
(sondern sie klar als RSF-Unterstützer sieht – während 
man es Russland ggf. vorwerfen könnte13), klingt jedoch 
bezüglich der deutschen Waffenexport in die Region an. 
Denn Deutschland habe, seinen Informationen zufolge, 
2024 Rüstungsgüter im Wert von fast 150 Millionen Euro 
an die VAE exportiert – und eben ähnlich viel an Saudi-
Arabien, das zu den Unterstützern der SAF unter al-
Burhan zählt. In den weltweit anerkannten Rüstungsex-
portdatenbänken des Stockholmer Friedensforschungsin-
stituts SIPRI sind weitaus geringere Zahlen veranschlagt: 
Hier werden die Rüstungsexporte aus Deutschland in die 
VAE seit 2021 bis 2024 nur mit 15 Millionen Euro ange-
geben, ein Rückgang von noch 82 Millionen Euro zwi-
schen 2016 und 2020. Nach Saudi-Arabien seien in den 
letzten vier Jahren Rüstungsexporte im Wert von 105 Mil-
lionen Euro gegangen – immerhin viel mehr als in die 
VAE, aber auch ein deutlicher Rückgang im Vergleich zu 
den vier Jahren zuvor (283 Millionen Euro).14

Trotzdem schaffen es wohl deutsche Waffen in die 
Hände der genozidalen RSF. So zeigen Recherchen von 
Report Mainz beispielsweise, dass RSF-Kämpfer auf Fo-
tos mit deutschen G-36-Sturmgewehren von Heckler & 
Koch posieren. Aus Bulgarien sollen andererseits Mörser-
granaten bei den RSF angekommen sein, die ursprünglich 
in die VAE exportiert worden seien, wie Videos zeigen. In 
Schützenpanzern der emiratischen Firma NIMR, die auch 
in den Händen der RSF gesichtet wurden, seien außerdem 
– neben Motoren aus England und Verteidigungssyste-
men aus Frankreich – auch Heiz- und Kühlsysteme des 
bayerischen Unternehmens Webasto verbaut.15

Natürlich müssen alle Rüstungsexporte, die – wenn 
auch über Umwege – in diesen Konflikt führen, sofort 
eingestellt werden. Genau in die andere Richtung geht da-
bei beispielsweise die Initiative des Ministers für Interna-
tionales des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, Natha-
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nael Liminski, der Anfang November (während die 
Massaker in al-Fashir noch liefen) nach Abu Dhabi reiste, 
um dort nach eigenen Angaben unter anderem „den engen 
Austausch … zu hochmodernen Verteidigungssystemen“ 
zu suchen.16 Doch die wirkliche ‚Smoking Gun‘, also der 
Nachweis für eine umfängliche Mitschuld, sind die deut-
schen Waffenexporte in diesem Ausmaß nicht. 

Trotzdem könnten die VAE ihr dreckiges Geschäft mit 
der RSF ohne die westliche Unterstützung nicht durch-
führen. Denn wie bei anderen „engen Verbündeten“ und 
„strategischen Partnern“ des Westens, Israel und die Tür-
kei beispielsweise, wurden keinerlei wirtschaftliche 
Sanktionen für deren Angriffskriege und Genozide ver-
hängt – nur sehr wenige, offensichtlich involvierte Ein-
zelpersonen und Firmen wurden sanktioniert.17 Weder 
während der Hochphase des von Kriegsverbrechen ge-
kennzeichneten Kriegs gegen Jemen, noch beim jetzigen 
genozidalen Krieg im Sudan, die beide von den VAE und 
Saudi-Arabien geführt und befeuert wurden, kamen die 
Europäer auf die Idee, ihre Einkäufe fossiler Energieträ-
ger aus (und Waffenexporte an) diesen beiden (nie so be-
nannten) „Schurkenstaaten“ zu beenden oder wenigstens 
mit solchen Drohungen Druck auszuüben. Tatsächlich ist 
es genau dies, was sudanesische Offizielle, wie hier ein 
Lokalpolitiker aus Darfur, bei hiesigen humanitären Ge-
berkonferenzen von westlichen Ländern fordern: mehr 
Druck auf die VAE.18

Weitere Spaltung des Sudans im 
westlichen Interesse?

Somit wäre es wohl zu oberflächlich, US-Präsident Do-
nald Trumps Initiative und Aufruf zu einem Waffenstill-
stand einzig auf seine Obsession mit Friedenspreisen zu-
rückzuführen. Tatsächlich hatte Dagalo kurz nach der 
Einnahme al-Fashirs und den damit verbundenen Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit einen „humanitären“ Waf-
fenstillstand ausgerufen, und verweist dabei auf die Frie-
densverhandlungen der Quad-Gruppe (USA, Ägypten, 
Saudi-Arabien und die VAE) und einen Friedensplan 
Trumps.

Al-Burhan, der nicht bereit war, den Krieg nun nach 
einem strategischen Sieg der RSF zu pausieren oder zu 
beenden, wurde dafür unter anderem vom von Dagalo ge-
schmeichelten Donald Trump gescholten. Laut al-Burhan 
seien die Pläne der Quad stets zu nah an denen der VAE 
bzw. diesen „nachgeplappert“ und Trumps Friedensplan 
eliminiere die Armee, löse Sicherheitsagenturen auf und 
lasse die Miliz, wo sie sei.19

Für Dagalo wäre ein Einfrieren des Konflikts nach der 
aktuellen Frontlinie vorteilhaft. Die RSF, die zu Anfang 
des Krieges gleich die Hauptstadt und andere strategische 
Gegenden wie den Staat Gezira, der als Kornkammer des 
Landes gilt, einnahmen, wurde in diesem Jahr aus diesen 
zurückgedrängt. Seitdem konzentrieren sie sich – abgese-
hen von vereinzelten Drohnenschlägen auf die weit ent-
fernte staatliche Infrastruktur in Sudans neuer de-facto-
Hauptstadt Port Sudan20 – auf die komplette Einnahme 
der Regionen Darfur und Kordofan, von denen sie schon 
große Teile kontrolliert. 

Die Einnahme al-Fashirs als letzte von der Armee ge-
haltene Großstadt in ihrem Gebiet war in diesem Sinne 
ein Meilenstein für ein Kerngebiet, in dem die RSF dann 
die oberste Autorität haben. Viele Beobachter erwarten 
außerdem seit einer Weile die Einnahme der Stadt al-
Obeid, Hauptstadt des Bundesstaats Nordkordofan, die 
die RSF bis auf eine Straße mittlerweile auch umzingelt 
halten. Drohnenangriffe auf die Hauptstadt Südkordo-
fans, Kadugli, bei denen Mitte Dezember sogar sechs 
UN-Blauhelmsoldaten aus Bangladesch starben,21 zeigen 
jedoch, dass die RSF ihr Gebiet hier gerne auch noch er-
weitern würden – und wieviel ihr Waffenstillstand wert 
ist.

Aus antimilitaristischer Sicht klingt jeder Waffenstill-
stand und vielleicht gar ein Frieden durch Teilung attrak-
tiv. Und tatsächlich ließen sich die zivilgesellschaftlichen 
Gruppen im Sudan danach einteilen, ob sie eher einen bal-
digen Waffenstillstand oder einen Sieg der Armee über 
die RSF befürworten.22 Eines allerdings scheinen die jun-
gen Sudanes:innen, mit denen der Autor sprach oder de-
ren Aussagen in sozialen Medien vernommen wurden, 
klar zu wissen: Dies ist kein Bürgerkrieg, wie es in west-

Karte von der Aufteilung des Sudan 
2023 (Ausschnitt) über Wikimedia. 
Rosa Flächen kontrolliert durch die 
Sudanese Armed Forces, grüne 
Flächen, Rapid Support Forces, 
dunkelrote Flächen, Sudanese 
Liberation Movement - mehr Details 
siehe link. 

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:War_in_Sudan_(2023).svg
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lichen Medien immer wieder bezeichnet wird. Kaum je-
mand in der Bevölkerung sieht sich wegen ideologischen 
oder anderen Faktoren auf der einen oder der anderen Sei-
te des Konflikts. Es gibt nur Pest und Cholera. Al-Burhan, 
der den alten Staat und die Armee anführt, repräsentiert 
das alte System. Wie er stammen viele Beamte aus der 
Zeit von Omar al-Bashirs Diktatur und auch die Muslim-
bruderschaft, die hinter al-Bashir lange die Fäden zog, ist 
hier weiter mächtig. Und auch die SAF beging Massaker 
an Zivilist:innen.23 Doch Dagalos Versuch, sich als Basti-
on gegen den Islamismus und somit irgendwie progressi-
ve (wenn auch wahrscheinlich nicht demokratische) Al-
ternative zu inszenieren, nimmt ihm niemand ab. Die Su-
danes:innen kennen seinen mit dem Blut von Kriegsver-
brechen gesäumten, genozidalen Werdegang. Sie wissen, 
was der Bevölkerung Darfurs droht, wenn die RSF ihre 
Macht über die Region weiter festigen: Das, was für alle 
schon seit zwei Jahren offen sichtbar in dem Konflikt ge-
schieht.

Der Westen und das Kapital gegen
Selbstbes�mmung

Besonders linke Sudanes:innen, Anarchist:innen, Kom-
munist:innen und andere Revolutionäre sehen in dem 
Krieg insgesamt den Versuch sowohl der verschiedenen 
alten inneren Eliten, wie auch der internationalen Kapita-
listen besonders auf der arabischen Halbinsel aber auch 
des Westens, ihre Revolution von 2019 zu zerstören und 
weitere Kämpfe für Demokratie und Umverteilungen zu 
verhindern. In ihren Augen könne der Kampf für Befrei-
ung jedoch nur nach einem Ende des Kriegs, aber auch 
nur gegen und unter dem staatlichen System al-Burhans 
stattfinden. Unter der Gewaltherrschaft der RSF seien sol-
che zivilen Kämpfe nicht zu denken.

Während hier im Westen selbst unter denen, die gerne 
Aufmerksamkeit für den Sudan und ein Ende der Gewalt 
dort schaffen möchten, Verwirrung bezüglich der Interes-
sen der Akteure, möglicher Ansatzpunkte unserer Regie-
rungen und Forderungen an diese bestehen, sind sudane-
sische Gruppen hier klarer. So benennen zum Beispiel 
Mitglieder der Gruppe Decolonize Sudan die VAE als 
amerikanischen Proxy seit Gründung des Emirats, dessen 
Monarchen-Clan ausgestattet mit unglaublichem Reich-
tum gegen US-Hörigkeit selbst imperial auf dem afrikani-
schen Kontinent agieren kann.24 Der Schulterschluss des 
Westens mit den arabischen Öl-Monarchien ist demnach 
nichts als eine Weiterführung des Kolonialismus – wobei 
man aber die „Drecksarbeit“ diesen Verbündeten über-
lässt, auf die man dann mit dem Finger zeigen kann, ohne 
sie zu stoppen.
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Die Informationsstelle Militarisierung e. V. (IMI) wurde 
1996 von Aktivist*innen aus dem linksalternativen und 
antimilitaristischen Spektrum der Neuen sozialen Bewe-
gungen ins Leben gerufen. Der gemeinnützige Verein 
wurde 2011 mit dem Aachener Friedenspreis ausgezeich-
net und hat heute etwa 300 Mitglieder. IMI-Gründungs-
mitglied Tobias Pflüger war lange Zeit auch Autor und 
Mitherausgeber der Graswurzelrevolution, bevor er 2004 
als Parteiloser für die PDS ins Europaparlament einzog. 
Auch andere IMI-Mitglieder waren und sind häufig Au-
tor*innen der GWR. Die Graswurzelrevolution-Redakti-
on sagt Danke, gratuliert herzlich zum 30. IMI-Geburts-
tag und freut sich auf weitere 30 Jahre gute Zusammenar-
beit! IMI-Referent Christoph Marischka reflektiert im fol-
genden Artikel die Geschichte der Remilitarisierung und 
zieht eine Zwischenbilanz zur Arbeit des „antimilitaristi-
schen Thinktanks“ IMI. Der Autor gibt hier seine eigenen 
Positionen wieder, die zwar zu großen Teilen, aber nicht 
überall (BSW, „Palästina-Solidarität“) einen Konsens in 
der Gruppe abbilden. (GWR-Red.)

Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) wurde vor 
bald 30 Jahren in Tübingen gegründet. Anlass waren da-
mals erste kleine Auslandseinsätze der Bundeswehr und 
die Aufstellung des Kommandos Spezialkräfte (KSK) im 
nahegelegenen Calw vor dem Hintergrund einer grund-
sätzlich eher pazifistischen Haltung großer Teile der deut-
schen Bevölkerung und Medien. Einige Friedensbewegte 
aus der Region erkannten damals eine Tendenz zur Mili-
tarisierung der deutschen Außenpolitik. Die gängige Pa-
role der Friedensbewegung lautete in jener Zeit noch 
„Deutsche Waffen, deutsches Geld – morden mit in aller 
Welt“. Tatsächlich hatten (fast) alle Regierungen der BRD 
auch zuvor auf eine Stärkung der eigenen Souveränität 
und Rolle in den internationalen Beziehungen hingewirkt, 
zuvor aber unter dem skeptischen, wachsamen Auge der 
sogenannten Siegermächte nicht nur aus dem Osten, und 
einem gesellschaftlichen Pseudo-Konsens des „Nie wie-
der“, der auch antifaschistisch getragen war.

Der Umbau zur Interventionsarmee ging nach dem 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 relativ diskret vonstat-
ten. Militärische Angelegenheiten wurden damals am 
ehesten auf den Lokalseiten der regionalen Tageszeitun-
gen mit militärischen Liegenschaften behandelt – und uns 
meist noch per Post zugesendet. Auch die Veröffentli-
chungen neuer strategischer Dokumente der Bundeswehr, 
der NATO und zunehmend der EU waren damals kein 
großes Thema in der Presse, wurden von uns aber mit den 
lokalen Informationen zusammengeführt, um eben jene 
Tendenzen zur Militarisierung der deutschen Außenpoli-
tik herauszuarbeiten und damit einer organisatorisch breit 
aufgestellten, von der Reichweite (und gefühlten Rele-
vanz) her aber abnehmenden Bewegung Wissen zur Ver-
fügung zu stellen.

Die Ära der Auslandseinsätze

Die Entwicklungen um die deutsche Beteiligung am völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die Bundesrepu-
blik Jugoslawien und die NATO-Operationen infolge der 
Anschläge vom 11. September 2001 waren komplex und 
herausfordernd. Zusammenfassend und zugespitzt be-
standen sie für uns darin, dass weite Teile der antifaschis-
tischen und „grünen“ Linken einer globalen Rolle 
Deutschlands und der Bundeswehr zunehmend offen und 
propagandistisch zur Seite standen. Deutsche Sol-
dat(*inn)en sollten plötzlich helfen, westliche Werte zu 
exportieren, oder einen „neuen Holocaust“ verhindern.

Es folgten gut fünfzehn Jahre, in denen wir uns mit den 
Absichten, der Relevanz und den Folgen deutscher Aus-
landseinsätze beschäftigt haben und mit den EU- und NA-
TO-Strukturen, in die sie eingebettet waren. Den Ländern 
und Gesellschaften, in denen sie stattgefunden haben, 
konnten wir dabei in einer oft reflexhaften Analyse und 
Bewertung allenfalls ansatzweise gerecht werden. Das al-
lerdings hatten wir mit den jeweiligen Planungsstäben in 
NATO, EU und Bundeswehr gemeinsam – und mit deren 
Propagandist*innen in Wissenschaft und Politik. Oft sa-
ßen wir in diesen Jahren mit Protagonist*innen der deut-

Bewegung im Wandel der „Zeitenwende“
30 Jahre Informa�onsstelle Militarisierung, 
30 Jahre an�militaris�sche Au�lärungsarbeit

von Christoph Marischka 
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schen Aufrüstung auf Podien, die von „Verantwortung“ 
geredet haben, um die Präsenz (und den Tod) deutscher 
Soldat*innen im Kongo, in Mali, in Afghanistan usw. zu 
begründen. Rückblickend lässt sich feststellen: Mit „Ver-
antwortung“ hatte das alles so gar nichts zu tun – Afgha-
nistan hat jedoch echte Kriegserfahrung, echtes Helden-
gedenken, echten Militarismus zurück in die deutsche Ge-
sellschaft gebracht. Was seit der von Bundeskanzler 
Scholz 2022 verkündeten „Zeitenwende“ passiert und 
diskutiert wurde, wäre ohne die scheibchenweise Re-Eta-
blierung des deutschen Militarismus in der Ära der Aus-
landseinsätze schwer bzw. noch schwerer denkbar gewe-
sen.

Wir haben in diesen Jahren auch die EU-Militarisie-
rung und NATO-Osterweiterung kritisiert und die Entste-
hung jener Netzwerke und Strukturen, die nun offenbar 
vollends das Ruder übernommen haben. Beispielhaft sei 
hier etwa das Projekt „Neue Macht – Neue Verantwor-
tung“ genannt, das von der Stiftung Wissenschaft Politik 
(SWP) und dem German Marshall Fund (GMF) initiiert 
zahlreiche Thinktanks, Leitmedien, (Spitzen-)Politi-
ker*innen und Industrieverbände darauf einschwor, dass 
Deutschland außenpolitische „Führung“ übernehmen und 
hierfür auch mehr militärischen Einsatz in die Waagscha-
le werfen solle. Auch der Umbau der NATO-Strukturen, 
deren verstärkte Aufrüstung und zunehmende Schwer-
punktverlagerung Richtung Osten waren bei uns bestän-
dig Thema. Wir warnten vor den geopolitischen Folgen 
der andauernden Versuche von Regime Changes gerade 
auf dem Gebiet der ehemaligen UdSSR sowie einer ange-
strebten NATO-Mitgliedschaft der Ukraine und Georgi-
ens.

„Kulturelle Zeitenwende“

Das waren zu jener Zeit Positionen, die auf Podien und in 
den Leitmedien unbeliebt, aber geduldet, im Sinne einer 

angestrebten Pluralität gelegentlich sogar erwünscht wa-
ren. Rüstungsexporte, die Auseinandersetzungen um die 
Anschaffung bewaffneter Drohnen oder die Rolle der 
Bundeswehr in Klassenzimmern und Unis sind Beispiele 
für Debatten, bei denen Leitmedien und auch regierungs-
nahe Institutionen teilweise offen für kontroverse Diskus-
sionen und widerständige Positionen waren. Die IMI war 
über diesen Zeitraum für große Teile des linken Spek-
trums, die Friedensbewegung und teilweise auch darüber 
hinaus eine der ersten Adressen, um antimilitaristische 
Kampagnen mit Recherchen zu unterfüttern und entspre-
chende Positionen öffentlich zu vertreten.

Mit dem russischen Einmarsch in die Ukraine und der 
anschließenden Ausrufung der „Zeitenwende“ hat sich 
vieles verändert. Aufrüstung und Militarisierung haben 
sich seitdem in einem Umfang beschleunigt, den wir 
kaum für möglich gehalten hätten, ebenso wie die Verro-
hung der Debatten. Wir können das nicht belegen oder 
quantifizieren, aber aus unser täglichen Arbeit als „Infor-
mationsstelle“ und unseren vielfältigen Kontakten inner-
halb der Friedensbewegung ergibt sich recht eindeutig das 
Bild, dass das vielen Menschen durchaus auch körperlich 
und psychisch auf die Gesundheit geschlagen hat. Einige 
verdienstvolle Mitstreiter*innen sind gerade in den ersten 
15 Monaten nach dem 24. Februar 2022 aus dem Leben 
geschieden.

Wir können die Kritik nachvollziehen, dass „Zeiten-
wende“ nur in Anführungsstrichen benutzt werden sollte, 
weil der Begriff inhaltlich nicht treffend ist – der deutsche 
Imperialismus ist schon früh nach der Niederlage im 
Zweiten Weltkrieg wiederauferstanden und hat sich spä-
testens nach der sogenannten „Wiedervereinigung“ zu-
nehmend Bahn gebrochen. Aus unserer Sicht kann man 
aber zumindest von einer „kulturellen Zeitenwende“ spre-
chen, seit nicht nur pazifistische und antimilitaristische 
Positionen in den Leitmedien bis tief ins Feuilleton, loka-
le Kulturinstitutionen oder das vermeintliche politische 
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Kabarett aggressiv und offen diffamiert werden, sondern 
auch dezent abwägende Positionen (keine Panzer oder 
keine Taurus in die Ukraine zu liefern) kampagnenartig 
lächerlich gemacht werden. Tatsächlich artikulieren 
konnten sich diese Positionen kaum noch. Auf der ande-
ren Seite scheint plötzlich alles erlaubt: Die Zusammenar-
beit mit oder Verharmlosung von ukrainischen Faschis-
ten, die positive Bezugnahme auf das deutsche „Rüs-
tungswunder“, das Vokabular von „Kriegstüchtigkeit“ 
und „Abnutzungsraten“ von „Menschenmaterial“, For-
mulierungen wie „Der Truppe gehen die Indianer aus“, 
Werbung für Waffensysteme im Kinderfernsehen … Zu-
gleich nahm die veröffentlichte Meinung letztlich post-
faktische Züge an, etwa wenn es um die Erfolgsaussich-
ten von Sanktionen, den bevorstehenden russischen Zu-
sammenbruch, die Erfolgschancen der „Frühjahrsoffensi-
ve“ oder einer Rückeroberung der Krim ging – Zweifel 
hieran wurde reflexartig als Kreml-Propaganda zurückge-
wiesen und sanktioniert.

Polarisierung …

Kritik hieran wiederum schaffte es so gut wie nicht mehr 
in den leitmedialen Diskurs und fand entsprechend über-
wiegend in alternativen Medien und Filterblasen der „so-
zialen Medien“ Resonanz – in denen oft zugleich rechtsof-
fene oder verschwörungstheoretische Positionen geduldet 
wurden oder gar dominierten. Dasselbe galt für durchaus 
valide Argumente wie den Verweis auf die Vorgeschichte 
der NATO-Osterweiterung oder die simple Tatsache, dass 
mehr Waffen auch mehr Tote bedeuten. Diese massive Po-
larisierung erfasste auch vor allem institutionalisiertere 
linke Organisationen und wurde durch diese repetiert: Ge-
werkschaftsspitzen, Linkspartei und auch Attac übernah-
men die Rede davon, dass es keinen „Siegfrieden“ geben 
dürfe, Putin bzw. Russland allein verantwortlich sei, die 
Ablehnung (selbst spezifischer) Waffenlieferungen „das 
Selbstverteidigungsrecht der Ukraine“ leugne usw. Dies 
machte es umso leichter, entsprechende Positionen zu dif-
famieren und in die rechte Ecke zu stellen.

Es war eine Zeit äußerst schwieriger Diskussionen um 
Bündnisse und Aufruftexte. Teile der klassischen Frie-
densbewegung strebten aus – einer durchaus berechtigten 
– Sorge vor einem nuklearen Armageddon möglichst brei-
te, teilweise auch rechtsoffene Bündnisse an und versuch-
ten offenbar, an die Empörung über den Umgang mit der 
Pandemie anzuknüpfen. Andere klassische Bündnispart-
ner passten sich weitgehend dem leitmedialen Diskurs an. 
Antifaschistisch geprägte Strukturen mobilisierten oder 
hetzten im Einklang mit diesen gegen Friedensdemos, 
vermeintlich anarchistisch geprägte mobilisierten (im mi-
litärischen Sinne) für den Kampf in der Ukraine, während 
sich die AfD als Friedenspartei inszenierte. Die IMI galt 
– in unterschiedlichem Maße – für alle diese Spektren 
(außer natürlich die AfD) als eine Art Instanz, wurde ge-
wissermaßen zum umkämpften Terrain. Wir versuchten, 

grob zusammengefasst, zu vermitteln, ohne Positionen 
(gegen Waffenlieferungen, Aufrüstung und NATO-Apo-
logie) aufzugeben, breite Bündnisse zu ermöglichen, 
ohne rechte Positionen zu dulden – wo Rechtsoffenheit 
anfängt, war aber in der hektischen und hysterischen De-
batte auch bei uns manchmal umstritten.

… und Neuorien�erungen

Auch wenn sich die Aufrüstungsspirale weiter beschleu-
nigt, hat sich zumindest die Verwirrung innerhalb der Be-
wegung(en) etwas beruhigt. Mit dem BSW hat sich eine 
neue Struktur gebildet, die der Weltkriegsgefahr auf par-
lamentarischer Ebene entgegenwirken will, ansonsten 
aber in ihren Positionen uneindeutig bis hoch problema-
tisch rechtsoffen bleibt. Sie kommuniziert auf eignen Ka-
nälen, und hat z.B. am 3. Oktober 2025 auf Demos mobi-
lisiert, die links ausgerichtet waren – und trotzdem blie-
ben. Das hat auch damit zu tun, dass in den vergangenen 
Jahren viele klassenkämpferische Organisationen ge-
wachsen sind oder gegründet wurden, die Themen wie 
Aufrüstung und Wehrpflicht in jeder Hinsicht selbstver-
ständlich und erfolgreich in den Mittelpunkt ihrer Mobili-
sierung stellen. Ihre klar antifaschistische Ausrichtung ist 
eine Entlastung gegen zwischenzeitlich durchaus existie-
rende Querfront-Bemühungen, ihre – für die Mobilisie-
rung gerade der jüngeren Generationen offenbar hilfrei-
che – recht bedingungslos wirkende „Palästina-Solidari-
tät“ allerdings bisweilen befremdlich. Im leitmedialen 
Diskurs ist die Forderung nach „Verhandlungslösung“ 
vom Schmähbegriff zum Feld geopolitischer Auseinan-
dersetzung (zurück-) verschoben. Die Reste der leider 
schrumpfenden Klimagerechtigkeitsbewegung haben das 
Thema Rüstung durchaus auf dem Schirm. Auch bei der 
Linkspartei, Attac und von der Basis in die Gewerk-
schaftsspitzen setzt sich zunehmend die Erkenntnis durch, 
dass eine Vervielfachung der Rüstungsausgaben nicht 
zum Nulltarif zu haben ist und Sozialabbau impliziert. 
Die Wehrpflicht ist ein wirklich spürbarer Epochenbruch, 
der eine Generation betrifft, die nach Pandemie und Kli-
maprotesten eine geradezu notwendige politische Desillu-
sionierung mitbringt, die durchaus Potential birgt. Auch 
die Kulturszene und Teile der Wissenschaft sind aus ihrer 
Schockstarre erwacht, gründen oder reorganisieren Struk-
turen, die sich von ihrem mittlerweile olivgrünen Milieu 
und dessen Bellizismus entschieden abgrenzen.

Aus Sicht der IMI ergibt sich demnach – nach sehr 
schweren Jahren – zumindest ein gemischtes Bild. Die 
Rüstungsspirale beschleunigt sich derzeit ungebremst 
weiter. Zugleich wachsen und konsolidieren sich wider-
ständige Bewegungen. Das ist eine wichtige Nachricht an 
diejenigen, die am leitmedialen Diskurs verzweifeln: 
Meist unterhalb der öffentlich-rechtlichen Wahrneh-
mungsschwelle wächst eine neu ausdifferenzierte Frie-
densbewegung. Fast täglich finden an Universitäten, vor 
Betrieben, Rekrutierungsbüros, „Bildungsmessen“, auf 
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Straßen und Plätzen größere und kleine Proteste statt; fast 
jede Rodung und jeder Autobahnausbau oder der Bau 
neuer Rechenzentren wird mittlerweile im Kontext der 
Aufrüstung eingeordnet und kritisiert; in den Gewerk-
schaften rumort es. Allen, die gerade am leitmedialen Dis-
kurs verzweifeln, würde ich wünschen, mal einen Tag un-
seren Posteingang zu sichten. Da passiert viel!

Selbs�indung in einer wachsenden Bewegung

Früher war Militär ein Thema auf den Lokalseiten der ört-
lichen Tageszeitungen, früher waren wir fast die Einzi-
gen, die über eine neue Sicherheitsstrategie oder den Aus-
bau einer Kaserne berichtet haben. Idealtypisch zuge-
spitzt haben wir per Post eine Zeitungsseite bekommen, 
das dann im Internet zitiert und kritisch eingeordnet. Im 
Vergleich zu heute war das fast „gemütlich“, im Rahmen 
einer ehrenamtlichen oder nebenberuflichen Tätigkeit zu 
machen. Heute findet Militärpolitik alltäglich auf den Ti-
telseiten statt, sorgfältig orchestriert und von einem Heer 
an „Expert*innen“ kommentiert. Früher konnten wir qua-
si auf jeden kleinen neuen Schritt der Militarisierung re-
agieren, ihn einordnen und kritisch kommentieren. Heute 
erfolgen fünf Schritte gleichzeitig: neues EU-Papier, neue 
Sicherheitsstrategie, neues Rüstungsprojekt, autonome 
Kamikazedrohnen. Wir können nicht bei jedem dieser 

Themen ihrer „Expertise“ unsere „Expertise“ entgegen-
setzen.

Anderes Beispiel: Seit Jahren schon finden quasi täg-
lich Truppenbesuche bei Bildungsmessen oder Vorträge 
von Jugendoffizieren an Schulen und Unis statt. Gele-
gentlich wurden wir eingeladen, um da ein Gegengewicht 
zu bilden (im Falle von Schulen oft ohne ein Budget auch 
nur für die Anfahrt). Das passiert nun quasi wöchentlich 
– eben weil es mehr Widerstand und Organisierung gibt. 
Hinzu kommen nun die Themen Wehrpflicht und Kriegs-
dienstverweigerung. Als „Informationsstelle Militarisie-
rung“ sind wir ein früher Treffer in der Suchmaschine – 
haben da allerdings nur begrenzte Kompetenzen. Im Kon-
text von Zeitenwende und massiv wachsender Bewegung 
stellt sich für uns aktuell mit Dringlichkeit die Frage: Was 
sind unsere Kompetenzen, was sind unsere Schwerpunk-
te, was können wir bedienen und was auch nicht? Als 
spendenbasierter und ehrenamtlich getragener Verein 
werden wir absehbar keine gutbezahlten Stellen schaffen 
können, die auch Sicherheit bieten. Wir müssen uns in ei-
ner durchdrehenden Kriegswirtschaft und einer wachsen-
den Bewegung neu finden, uns auf gewisse Kompetenzen 
fokussieren und diese Diskussion führen. Wenn die Le-
ser*innen der GWR, und unsere Mitglieder darunter, An-
regungen haben, dann gerne unter dem Betreff „Wandel“ 
an imi@imi-online.de.

Buchhinweis
Die Evangelische Kirche in Deutschland hat An-
fang November 2025 der Öffentlichkeit eine Denk-
schrift über Krieg und Frieden präsentiert, die sich 
recht stramm hinter die Zeitenwende stellt. Insbe-
sondere auch die geforderte „nukleare Neuorientie-
rung“ sorgte für große Empörung. 

Dagegen erschien nun eine „Umdenkschrift 
zum Evangelischen Diskurs über Krieg und Frie-
den“, die von Peter Bürger herausgegeben wurde 
und der auch der hier abgedruckte Artikel von Mar-
cus Weingardt entnommen wurde. Sie versammelt 
35 Beiträge zum neuen militärnahen EKD-Kurs 
aus einem breiten Spektrum: kirchlichen Initiati-
ven, Publizistik, Friedensbewegung, Wissenschaft 
und christlicher Basis. 

Das Buch ist als Printversion hier erhältlich 
(300S/12,99 Euro), es gibt aber auch eine freie Di-
gitalfassung des Bandes ohne Illustrationen, die 
auch im Internet gratis abrufbar ist.

https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/015537.html
https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/015537.html
https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/015537.html
https://buchshop.bod.de/umdenkschrift-zum-evangelischen-diskurs-ueber-krieg-und-frieden-9783695743476
https://solidarischekirche.de/wp-content/uploads/2026/01/SOKI-Umdenkschrift-2026.pdf
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1. ǀ  Die große Schwäche der FD [Friedensdenkschrift] of-
fenbart sich erst auf den zweiten, dritten Blick.
– Sie besteht darin, dass sie der Gewaltlosigkeit nicht 

traut.
– Sie traut ihr nichts zu (jedenfalls nicht viel).
– Sie vertraut ihr nicht (jedenfalls nicht wirklich).
Das ist ebenso erschreckend wie traurig wie folgenreich.
2. ǀ  Theologisch ist das problematisch, denn indem die 
Idee und Praxis der Gewaltlosigkeit relativiert und margi-
nalisiert wird, wird zugleich jener marginalisiert, der die 
Idee und Praxis der Gewaltlosigkeit lehrte und lebte, Je-
sus selbst. Was eingangs noch als erste „Grundüberzeu-
gung des christlichen Glaubens“ betont wird – der „voll-
ständige Verzicht auf Gewalt“ (S. 20) –, wird damit de 
facto über Bord geworfen, als sei dies zwar eine schöne 
Idee, aber in einer „unerlösten Welt“ ethisch nicht haltbar 
und (sicherheits-)politisch unbrauchbar, nachgerade un-
verantwortlich.

Das ist eine Zäsur. Es ist die – freilich nicht ausdrück-
liche, aber faktische – Abkehr von der Idee der Gewaltlo-
sigkeit als einer realen Handlungsoption in der realen po-
litischen Gegenwart. Wenn aber Gewaltlosigkeit ins 
Reich des Surrealen, ins Reich der Träume und Wünsche 
verschoben wird, verliert sie alle Kraft und Relevanz.
3. ǀ  Ethisch ist das problematisch, weil damit allzu sehr 
der Gewalt als Mittel der Konfliktbearbeitung das (kirch-
liche) Wort geredet und das (politische) Feld überlassen 
wird: Zwar mit Bedauern, aber – in einer „unerlösten 
Welt“ – angeblich leider unvermeidlich.
Das ist keine „Orientierungshilfe“ sondern eine Bestäti-
gung und Verstärkung der national und global zu beob-
achtenden Entwicklungen.
4. ǀ  Politisch ist das problematisch, weil die FD die unbe-
streitbaren Erfolge der Gewaltlosigkeit (auch) im politi-
schen Raum ignoriert, mindestens kleinredet. Dass die 
FD behauptet, die Erfolgsaussichten gewaltfreien Wider-
standes seien bei der Abwehr gegen eine Besatzungs-
macht „empirisch kaum zu belegen“ (17), widerspricht 
diametral dem aktuellen Forschungsstand. Wäre dieser 
zur Kenntnis genommen worden, dann hätte dies den 

Grundtenor der FD grundsätzlich verändern müssen. Dass 
diese Forschungsergebnisse in einem mehrjährigen Re-
daktionsprozess inkl. vier Konsultationstagungen nicht 
zur Kenntnis oder nicht ernst genommen wurden, ist min-
destens irritierend.1

5. ǀ  Da der Kraft der Gewaltlosigkeit als realer Option der 
Konfliktbearbeitung (auch) in hocheskalierten Konflikten 
aber nichts zugetraut wird, wählt die FD den Ausweg, die 
Anwendung von Gewalt ethisch zu legitimieren. Der 
„Primat des Gewaltverzichts“ wird zwar wenige Male ge-
würdigt, de facto unterwirft sich die FD aber dem Primat 
der Sicherheitslogik und folgt derselben konsequent.
6. ǀ  Darum ist die FD zunächst sehr bemüht, ausführlich 
zu erläutern, dass die vorrangige Aufgabe der „Schutz vor 
Gewalt“ sei, auch als Voraussetzung und wichtigster As-
pekt eines „gerechten Friedens“, wie die FD postuliert. 
Ganz im Sinne der Sicherheitslogik wird „Schutz vor Ge-
walt“ als wertvollstes Gut schlechthin präsentiert.

Im zweiten, nur noch kleinen Schritt, wird dann die 
„Androhung und Anwendung von Gewalt“ (13) im Sinne 
dieses Schutzes vor Gewalt ethisch gerechtfertigt: als „mit-
unter unvermeidbar“ (183), ethisch geboten (155, 159) 
oder sogar als Akt der Nächstenliebe (163) – freilich „allein 
als rechtserhaltende Gewalt“ (S. 19; 33) und als „ultima 
ratio“ (u. a. S. 19). Wer auch dies akzeptiert hat, erfährt 
dann im dritten Schritt, dass hohe und höhere Verteidi-
gungsausgaben notwendig seien und die Wehrpflicht zu 
unterstützen sei. Dabei sei der Dienst mit der Waffe zwar 
weder besser noch schlechter als ein ziviler Dienst, aber 
die Sonderstellung des „Schutzes von Gewalt“ lege dann 
eben doch eine „Priorisierung für den Dienst in der Bun-
deswehr unmittelbar nahe“ (169). Mehr noch: „Soldatin-
nen und Soldaten (dienen) dem Gerechten Frieden“ (173).
7. ǀ  In diesem Zusammenhang argumentiert die FD denn 
auch, dass Atomwaffen zwar „in keiner Weise ethisch zu 
legitimieren“ seien und „in ethischer Perspektive der Be-
sitz, die Drohung mit und der Einsatz von Atomwaffen 
abzulehnen“ seien (144), doch ihr Besitz könne „trotzdem 
politisch notwendig“ sein (S. 15, Pkt. 6), und in Extrem-
fällen sei auch der Einsatz von Atomwaffen zwar „nicht 

Anmerkungen zur
EKD-Friedensdenkschrift 2025
von Markus Weingardt
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erlaubt, sondern nur nicht ausnahmslos verboten“ (ebd.), 
ebenso sei ein Verzicht auf Atomwaffen aktuell „kaum 
politisch zu vertreten“ (145). Das sind bemerkenswerte 
argumentative Verrenkungen zumal in einer Schrift, die 
beansprucht, „ethische Orientierungshilfe“ zu geben und 
nicht sicherheitspolitischen Nachhilfeunterricht.
8. ǀ  Die starke Hervorhebung des Schutzes vor Gewalt 
und der daraus abgeleiteten ethischen Legitimierung von 
(Gegen-)Gewalt offenbart einen weiteren Denkfehler:

Vor der Verletzung durch Gewalt kommt der Ausbruch 
von Gewalt. Die Bedrohung von Leib und Leben durch 
Gewalt ist die Folge, ursächlich dafür ist die gewaltsame 
Eskalation. Insofern wäre der beste Schutz vor Gewalt 
und müsste also das vorrangige Anliegen der FD sein, 
Maßnahmen zu benennen und zu fordern, um den Aus-
bruch von Gewalt zu verhindern. Stattdessen findet sich 
die FD – Stichwort „unerlöste Welt“ – mit der Gewalt ab 
und fordert nurmehr, sich gegen die Folgen der Gewalt zu 
wappnen, insbesondere durch den Ausbau der mutmaß-
lich (!) abschreckenden Kapazitäten zur Gegengewalt.
Das erinnert an Diskussionen über den Klimawandel: Gilt 
es nicht zuvörderst, die Ursachen desselben zu bekämp-
fen, statt sich resignierend auf die schlimmen Folgen 
„einstellen“ oder „vorbereiten“ zu wollen?

Die FD argumentiert aber rein reaktiv: Verteidigen und 
dagegenhalten – statt vorzubeugen, statt präventiv und 
proaktiv die Bedrohung zu verhindern, die Eskalation zu 
verhindern. Krisenprävention, Friedenbildung oder ge-
waltloser Widerstand finden zwar ganz gelegentliche Er-
wähnung, aber so nachrangig und geringschätzend in 
Halb- und Nachsätzen, dass dies nicht einmal als Feigen-
blatt taugt, um die argumentative Blöße der FD hinsicht-
lich Gewalt- und Eskalationsprävention zu verbergen.
9. ǀ  Ohne es explizit zu benennen, werden implizit auch 
die zweite und dritte in der FD formulierte „Grundüber-
zeugung des christlichen Glaubens“ der Real- oder Si-
cherheitspolitik, wie sie von den FD-Verantwortlichen 
verstanden wird, hintangestellt: das Gebot der Nächsten- 
und Feindesliebe und dass jeder Mensch „ein gleichbe-
rechtigtes Geschöpf Gottes“ sei (S. 20). Wie der Gewalt-
verzicht werden sie als ethisch zwar wichtig gewürdigt, 
aber als Grundhaltung politischen Denkens und Handelns 
an keiner Stelle ernsthaft in Erwägung gezogen.
10. ǀ  So bleibt als argumentativ tragende Grundüberzeu-
gung der FD am Ende nur die These von der „unerlösten 
Welt“. So nichtssagend diese These (zumal für Nicht-
Theolog*innen) auch ist, auf ihr baut letztlich die gesamte 
ethische Gewaltlegitimation der FD auf. Das ist theolo-
gisch wie ethisch ebenso traurig wie schwach. Ein einzi-
ger verbleibender Grundpfeiler ist keine tragfähige Kon-
struktion. Und die Rede von der „unerlösten Welt“ darf 
weder gegen die Friedenshoffnung (vgl. S. 19) noch als 
allzu billige Ausrede für vermeintlich notwendige (Ge-
gen-)Gewalt bemüht werden.
11. ǀ  Die Verantwortlichen der FD waren offenkundig be-
müht, dass die FD „anschlussfähig“ und „wirklichkeitsge-

sättigt“ sei, wie man so sagt. Von Politikern, Militärs und 
Journalisten wird folglich gelobt, dass die Kirche nun „in 
der Realität angekommen“ sei.2 Das wird als Kompliment 
und Erfolg betrachtet, manche sind stolz darauf. Doch die 
FD bleibt in der von ihr so verstandenen Realität stecken. 
Sie formuliert keine einzige originäre Idee, die über diese 
von ihr beschriebene „unerlöste“ Realität hinausführt. Die 
vollmundig angekündigte „Orientierungshilfe“ erschöpft 
sich in einem einzigen großen „Ja, aber …“: „Ja, Gewalt-
losigkeit ist im Prinzip ganz prima, aber … geht jetzt ge-
rade nicht anders als mit Gewalt. Ja, Feindesliebe, im 
Prinzip vielleicht gute Idee, aber dieser Feind ist ganz be-
sonders feindlich. Ja, gewaltloser Widerstand, wäre 
schön, aber funktioniert eben nicht. Echt schade.“ Soweit, 
so banal, nur etwas aktualisiert und verklausuliert. So ist 
es seit Jahrhunderten zu hören, selbst ein überzeugter Bel-
lizist würde dem nicht widersprechen.

Brauche ich aber eine FD, brauche ich eine Kirche, um 
mir das heute zu sagen?
12. ǀ  Die FD macht keinen praktischen Vorschlag und er-
hebt keine konkrete Forderung, dass und wie anders als 
mit Gewalt und Gegengewalt Frieden in dieser Welt ge-
schaffen werden könnte. Selbst Diplomatie, Abrüstung 
und sogar die Ächtung von Atomwaffen bleiben für die 
FD theoretisches Wunschdenken für eine ferne Zukunft: 
Nicht ganz falsch, aber „gegenwärtig“ nicht verantwort-
bar, denn es regiert die Sprache und Logik der Gewalt und 
der Sicherheit. Das nimmt die FD als gegeben hin in die-
ser „unerlösten Welt“.

Auch nennt die FD keine konkreten friedensstiftenden 
Schritte, welche die Kirche selbst gehen oder fördern soll-
te. Sie übernimmt keine konsequente politische Mitver-
antwortung für den Frieden und schiebt christliche Pazi-
fist*innen aller Zeiten kurzerhand auf das theologische, 
ethische und realpolitische Abstellgleis – akzeptiert als 
Mahnerinnen oder individuelle Frömmler, aber ethisch 
wie politisch nicht ernst zu nehmen.
13. ǀ  „Unerlöste Welt“ hin oder her: Wer den Glauben an 
die Kraft der Gewaltlosigkeit aufgegeben hat, was bleibt 
dem noch? Hoffnungslosigkeit, Resignation? Der Glaube 
an den „Mythos von der erlösenden Gewalt“? (Walter 
Wink)

Wenn Kirche in diesen Zeiten, in einer „Welt in Unord-
nung“ nicht anderes, nicht mehr zu sagen hat, als diese 
FD, dann hat sie nichts mehr zu sagen. Sie macht sich 
überflüssig.

Anmerkungen

1   Vgl. beispielsweise die Forschungsergebnisse der Har-
vard-Professorin Erica Chenoweth und ihrer Mitautorin 
Maria J. Stephan in deren Grundlagenwerk „Warum zi-
viler Widerstand funktioniert“ (Nomos 2024).

2   Vgl. https://www.deutschlandfunk.de/kommentar-zur-
evangelischen-friedensdenkschrift-in-der-realitaet-an-
gekommen-100.html.

https://www.deutschlandfunk.de/kommentar-zur-evangelischen-friedensdenkschrift-in-der-realitaet-angekommen-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/kommentar-zur-evangelischen-friedensdenkschrift-in-der-realitaet-angekommen-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/kommentar-zur-evangelischen-friedensdenkschrift-in-der-realitaet-angekommen-100.html
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